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Tagesordnungspunkt 1 

Begrüßung 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Guten Mor-

gen, meine Damen und Herren! Hiermit eröffne 

ich die 5. Sitzung der Arbeitsgruppe 2 „Evaluie-

rung“ der Entsorgungskommission des Bundesta-

ges. 

Wir haben Ihnen den Entwurf einer Tagesord-

nung zugeleitet. Wir haben Ihnen im Übrigen, 

wie wir es in der 4. Sitzung besprochen hatten, 

Unterlagen zugeleitet, die die in Aussicht genom-

mene Vorlage der Arbeitsgruppe 2 zum Thema 

Behördenstruktur an die Gesamtkommission an-

gehen. Dazu hatten wir uns auf einen Entwurf be-

zogen, den die Geschäftsstelle in Zusammenar-

beit mit Herrn Brunsmeier und mir als Vorsitzen-

den als ersten Entwurf erarbeitet hatten. 

Ich hoffe, dass Sie die Unterlagen noch so recht-

zeitig bekommen haben, dass es Ihnen möglich 

war, sich inhaltlich damit zu befassen. Zur Er-

leichterung haben Herr Brunsmeier und ich die 

Geschäftsstelle gebeten, in allerkürzester Frist 

eine Synopse zu erstellen, in der, wenn ich es 

richtig sehe, alle eingegangenen Stellungnahmen 

und Hinweise aufgenommen worden sind. Ich 

denke, auch diese Synopse hat jeden noch so er-

reicht, dass er Gelegenheit hatte, sie sich anzu-

schauen. Das werden wir dann später unter Ta-

gesordnungspunkt 3 sehen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung ist noch darauf 

hinzuweisen, dass heute von den Mitgliedern der 

Arbeitsgruppe Herr Oßner und Herr Zdebel feh-

len, der noch erkrankt ist. Minister Untersteller 

wird, wie jetzt schon üblich geworden, durch 

Herrn MinDir Meinel vertreten. Herr Dr. Miersch 

wird heute durch Herrn Träger vertreten.  

Herr Kanitz hat mir vor zehn Minuten telefonisch 

mitgeteilt, dass sein Zug leider Verspätung habe. 

Er rechnet damit, dass er erst etwa eine Stunde 

später eintrifft.  

Ich denke, dass der Tagesordnungspunkt 3 heute 

von zentraler Bedeutung sein sollte, insbesondere 

der Punkt 3a. Von daher ist es verständlich, dass 

Herr Kanitz die Bitte hatte, die Sitzung so zu 

steuern, dass der Punkt 3a während seiner Anwe-

senheit behandelt wird. Ich habe ihn darauf hin-

gewiesen, dass einige Kollegen in der Arbeits-

gruppe heute nur ein begrenztes Zeitkontingent 

haben. Wir müssen versuchen, das irgendwie in 

Einklang zu bringe, aber ich denke, dass sollte ge-

lingen. 

Min Stefan Wenzel: Ich bitte darum, dass wir um 

13 Uhr eine Mittagspause, weil ich da noch eine 

anderweitige Verpflichtung habe.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ja, das wer-

den wir so einrichten.  

Ein Hinweis zur Erstellung des Wortprotokolls: 

Es wird in üblicher Weise von zwei Stenografin-

nen übernommen. Nur eine Bemerkung meiner-

seits am Rande: Mit den Wortprotokollen der bis-

herigen war ich - oder ich denke, wir können das 

sagen - aus Sicht des Vorsitzenden mehr als zu-

frieden. Kompliment! Ich hoffe, das Kompliment 

kann man dann auch mit Blick auf die heutige 

Sitzung machen. 

In den Verhandlungen mit der IT-Abteilung der 

Bundestagsverwaltung hat sich herausgestellt, 

dass es technisch möglich ist, die Tonaufzeich-

nung per Saalmikrofon als mp3-Dateien ins Inter-

net zu stellen. Allerdings sollten wir, um spätere 

Überraschungen zu vermeiden, die Teilnehmer 

der Sitzung darauf hinweisen, dass diese Mög-

lichkeit besteht und dass gegebenenfalls von ihr 

Gebrauch gemacht wird. das bedeutet erstens: 

Wir veranstalten die Sitzung so, dass anschlie-

ßend die Möglichkeit besteht, sie ins Internet zu 

stellen. Gegen die Entscheidung, das zu tun, 

spricht aus meiner Sicht nichts. Allerdings sollte 

die Entscheidung darüber der Gesamtkommis-

sion vorbehalten bleiben, um eine einheitliche 

Vorgehensweise in der Kommission und in den 

Untergliederungen der Kommission zu gewähr-
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leisten. Wenn Sie mit dieser Vorgehensweise ein-

verstanden sind, können wir diesen Punkt für 

heute abhaken. 

Tagesordnungspunkt 2 

Beschlussfassung über die Tagesordnung 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir haben 

Ihnen den Entwurf einer Tagesordnung vor weni-

gen Tagen zugeleitet. Gibt es dazu Anmerkungen 

oder besteht allgemeines Einverständnis mit der 

vorgeschlagenen Tagesordnung? - Ich sehe keine 

Wortmeldungen und gehe daher vom Einver-

ständnis der Arbeitsgruppe mit der Tagesord-

nung aus. 

Das Protokoll über die 3. Sitzung am liegt zur Be-

schlussfassung vor. - Ich stelle fest, dass das Pro-

tokoll von der Arbeitsgruppe gebilligt wird.  

Ich hatte eingangs gesagt, dass der Tagesord-

nungspunkt 3 - insbesondere der Punkt 3a - von 

Kollegen, die im Augenblick noch nicht anwe-

send sind, als so wesentlich angesehen wird, 

dass nach Möglichkeit vorgesehen werden sollte, 

dass sie zu dem Punkt anwesend sein könnten. 

Wenn wir dem folgen würden, würde ich - Ihr 

Einverständnis vorausgesetzt - zunächst den Ta-

gesordnungspunkt 4 vorziehen.  

Hartmut Gaßner: Herr Vorsitzender, da treffen 

sich jetzt unterschiedliche persönliche Situatio-

nen. Ich muss um 12.15 Uhr wiederum gehen. 

Ich persönlich habe an der letzten Sitzung nicht 

teilnehmen können, weil ich den Vorsitz in der 

Arbeitsgruppe 1 hatte. Von daher wäre ich Ihnen 

verbunden, wenn es zumindest eine Überschnei-

dung gäbe, das heißt, dass wir so beginnen, dass 

ich wenigstens noch an der Diskussion über den 

Tagesordnungspunkt 3a teilnehmen könnte. Viel-

leicht könnte man es zeitlich so steuern, dass da-

rauf Rücksicht genommen wird. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich kann die-

sen Hinweis sehr gut nachvollziehen. Schnittstel-

len festzumachen, ist nicht möglich, aber viel-

leicht können wir uns darauf verständigen, dass 

wir jetzt mit Tagesordnungspunkt 4 beginnen, 

aber dabei im Auge haben, dass wir dafür nur 

eine limitierte Zeit vorsehen. Ich glaube, das ist 

machbar, weil es im Grunde genommen keine 

neuen Themen sind, die wir zu erörtern haben. 

Es geht nur um die Frage, wie wir das in geeigne-

ter Weise als Arbeitsgruppe in der anstehenden 

Kommissionssitzung am 2. März 2015 präsentie-

ren. 

Herr Kanitz hatte mir vorhin telefonisch mitge-

teilt, dass er hoffe, gegen 10.30 bis 10.40 Uhr hier 

zu sein. Wir sollten als Zielvorstellung haben, 

dass wir spätestens dann mit dem Tagesord-

nungspunkt 3a beginnen. Wäre das in Ordnung? 

Hartmut Gaßner: Das ist nicht unbedingt ein 

Kompromiss, oder? Wir brauchen für den Punkt 

sicherlich zwei Stunden. Ich fände es besser, 

wenn wir mit Tagesordnungspunkt 3a früher be-

ginnen würden.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Dann begin-

nen wir um 10.15 Uhr mit Tagesordnungspunkt 

3a, selbst auf die Gefahr hin, dass wir die Diskus-

sion über den Tagesordnungspunkt 4 dann unter-

brechen müssten.  

Zu Tagesordnungspunkt 4 haben wir eine Tisch-

vorlage vorbereitet, die gerade an Sie verteilt 

wird. Es sieht mehr aus, als es tatsächlich ist. Al-

lerdings würde ich Ihnen vorschlagen, dass wir 

vielleicht eine fünfminütige Lesepause machen, 

damit sich jeder den Entwurf kurz angucken 

kann. Ich bitte um Verständnis dafür, dass es 

nicht möglich war, Ihnen das Papier früher zuzu-

leiten. Wir haben uns jedenfalls alle Mühe gege-

ben, Ihnen für diese Sitzung eine Unterlage zur 

Verfügung zu stellen. Es handelt sich um einen 

ersten Rohentwurf, den Herr Lübbert und seine 

Kollegin von der Geschäftsstelle erarbeitet haben, 

die Herr Brunsmeier und ich uns gestern angese-

hen und dann per Mail ein wenig kommentiert 

haben, sodass noch ein bisschen was daran geän-

dert worden ist. Ziel war es, Ihnen eine Unterlage 

vorzulegen, an der man sich orientieren kann, 
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um zu vermeiden, dass man Gefahr läuft, ins 

Blaue hinein zu diskutieren.  

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, Sie noch da-

rauf hinzuweisen, dass heute ein Team eines ja-

panischen Fernsehsenders unter uns ist. Ich 

glaube, in der Gesamtkommission wurde schon 

einmal angesprochen, dass diese Möglichkeit be-

steht und dass von ihr gegebenenfalls Gebraucht 

gemacht wird.  

Herzlich willkommen hier in unserem Kreis. Hier 

sehen Sie hautnah Kommissionsarbeit einer Bun-

destagskommission, wie sie sich im Alltag dar-

stellt. Ziemlich unspektakulär, aber trotzdem 

nicht weniger wichtig, sondern vielleicht gerade 

deshalb wichtig.  

Wie ich hörte, wird sich Herr Müller, einer der 

beiden Vorsitzenden, die Ehre geben, hier zu er-

scheinen, um gegebenenfalls für ein kurzes Inter-

view für die Kollegen vom japanischen Fernse-

hen zur Verfügung zu stehen. 

Nochmals herzlich willkommen. Vielen Dank, 

dass Sie gekommen sind.  

Tagesordnungspunkt 4 

Vorbereitung des Berichts an die Kommission in 

der Sitzung am 2. März 2015 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Darf ich da-

von ausgehen, dass jeder den Entwurf jedenfalls 

einmal hat überfliegen können, um sich einen 

Eindruck zu verschaffen, wie die Dinge gestaltet 

werden könnten? Ich denke, das Papier, der erste 

Entwurf eines Kurzberichts, ist hoffentlich aus 

sich selbst heraus verständlich. Der Zweck der 

Übung ist schlicht, allen Kommissionsmitglie-

dern die Möglichkeit zu geben, sich mit vertret-

barem Aufwand ein Bild darüber zu machen, was 

die Arbeitsgruppe 2 bisher beraten hat, welche 

Schritte sie gegangen ist, welchen Plan sie hat 

und was bisher erreicht wurde. Vor diesem Hin-

tergrund haben wir - die Geschäftsstelle, Herr 

Brunsmeier und ich - versucht, in einem ersten 

Zugriff eine Unterlage zu formulieren, die ver-

sucht, dem gerecht zu werden.  

Wir hatten uns gedacht, dass unter I. kurz darge-

stellt wird, welches die Schwerpunkte sind, mit 

denen sich die Arbeitsgruppe 2 bisher befasst 

hat.  

Ich werde zunächst einleitend zu jedem Unter-

punkt, zu jedem Gliederungspunkt zwei bis drei 

Sätze sagen, und dann gehen wir das Ganze 

Schritt für Schritt im Einzelnen durch. Das ist 

der Sinn dieser Themenübersicht. Ich glaube, die 

Bezeichnung „BRAVO“ ist eine Erfindung von 

Herrn Brunsmeier. 

Unter Punkt II wird die Behördenstruktur darge-

stellt, die uns heute noch in dem gesonderten Ta-

gesordnungspunkt 3a beschäftigen wird.  

Der Punkt III - Rechtsschutz und Europarechts-

verträglichkeit - ist mehrfach in diesem Kreis be-

handelt worden. Mit diesem Punkt kann darge-

legt werden, dass die Arbeitsgruppe 2 ebenso wie 

andere Gruppierungen der Kommission nicht nur 

diskutiert, sondern auch etwas ins Werk setzen, 

und sei es „nur“ ein Rechtsgutachten. Ein solches 

Rechtsgutachten soll eine wesentliche Grundlage 

für die in Aussicht genommene gesetzliche No-

vellierung bilden. Darüber, dass eine gesetzliche 

Novellierung im Raum steht, haben wir uns 

schon mehrfach unterhalten und auch eine ge-

meinsame Sichtweise über das Ob mit dem 

BMUB erzielt.  

Auch das Stichwort „Veränderungssperre“ wird 

uns heute noch beschäftigen. Deshalb ist dieser 

wichtige Punkt in die vorliegende Übersicht auf-

genommen worden.  

In Bezug auf das Stichwort „Exportverbot“ mag 

es vielleicht in der Gewichtung innerhalb der Ar-

beitsgruppe unterschiedliche Sichtweisen mit 

Blick auf die Notwendigkeit oder Vorgreiflichkeit 

dieses Themas geben, aber wir haben uns be-

müht, diesen Punkt so zu formulieren, dass die 

Botschaft gegeben ist, dass es ein Exportverbot 
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für radioaktive Abfälle gibt, nicht aber für Abfälle 

aus Forschungsreaktoren.  

Zu dem Punkt „Nächste Schritte“ muss ich, 

glaube ich, im Augenblick nicht allzu viel sagen. 

Mit diesem Punkt soll die Kommission darüber 

in Kenntnis gesetzt werden, was die Arbeits-

gruppe 2 in den nächsten Monaten zu tun beab-

sichtigt.  

Wird zu dieser Unterlage das Wort gewünscht? -

Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich möchte einige Anmer-

kungen dazu machen. 

Mit der Behördenstruktur befassen wir uns gleich 

noch. Ich möchte nur anmerken, dass die Richtli-

nie 2011/70 nach der Arbeit der Kommission 

möglicherweise auch von unserer Seite mit Än-

derungswünschen bedacht wird. Insofern würde 

ich die Richtlinie 2011/70 nicht als Dach unserer 

Arbeit sehen. Ich glaube, ein solcher Prozess hat 

EU-weit nie stattgefunden. Deswegen gehe ich 

davon aus, dass wir am Ende Impulse auf den 

Weg bringen, die möglicherweise dazu führen, 

dass man zu dem Ergebnis kommt, das die Bun-

desrepublik Deutschland die Richtlinie 2011/70 

ändern muss. 

Unter Punkt V - Veränderungssperre - sind un-

sere Vorschläge in Absatz 2, letzter Teil, nicht 

richtig zitiert. Wir hatten deutlich gemacht, dass 

wir der Auffassung sind, dass nach § 29 Abs. 1 

Standortauswahlgesetz in Verbindung mit § 248 

Abs. 2 Bundesberggesetz nach dem letzten Urteil 

zu Garzweiler und nicht nach dem Urteil, das der 

Bund zitiert hat, eine Gelegenheit besteht, auf die 

Veränderungssperrenverordnung zu verzichten.  

Darüber hinaus hatten wir geltend gemacht, dass 

wir der Auffassung sind, dass § 13 Standortaus-

wahlgesetz den Bund verpflichtet, bundesweit si-

cherzustellen, dass alle verfügbaren denkbaren 

Orte in Zukunft auch tatsächlich materiell zur 

Verfügung stehen und dass sich der Bund nicht 

nur auf einen einzigen Ort kaprizieren kann, son-

dern dass er verpflichtet ist, alle zu sichern, bis 

sie nach den Regeln des Standortauswahlgesetzes 

aus der Auswahl herausfallen. Dafür käme zum 

Beispiel eine Änderung der Allgemeinen Berg-

verordnung in Frage, die es ermöglichen würde, 

sicherzustellen, dass vor jedem bergbaulichen 

Vorhaben zu prüfen ist, ob hier möglicherweise 

eine Kollision mit den Planungsvorhaben nach 

Standortauswahlgesetz besteht. 

Zum Dritten hätte ich die Frage, wie mit den 

Themen „Unumkehrbarkeit des Atomausstiegs“ 

und „Datensicherung“ umgegangen werden soll. 

Wir hatten im Zusammenhang mit der Abfallbi-

lanz die Frage diskutiert, wie wir sicherstellen 

können, dass die Daten über die Abfälle, mit de-

nen wir uns in der Kommission zu beschäftigen 

haben, im öffentlichen Raum dauerhaft bzw. für 

lange Zeit zur Verfügung stehen.  

Eine weitere Frage ist in dem Papier unter dem 

Thema „Bestmögliche Sicherheit“ beim Punkt 

„Nächste Schritte“ angerissen. Dazu ist grund-

sätzlich anzumerken, dass wir uns noch einmal 

mit der Definition der Begriffe in § 2 Standort-

auswahlgesetz befassen. Dort wird eine sehr ein-

geschränkte Zahl von Begriffen definiert. Mög-

licherweise ist es sinnvoll, einige der Begriffe ei-

ner näheren Beschreibung zuzuführen. Das 

könnte auch noch ein wichtiger Punkt sein. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich will jetzt gar nicht 

so sehr ins Inhaltliche einsteigen, sondern mich 

auf die Überlegung konzentrieren, was wir der 

Kommission als Zwischenbericht vorlegen wol-

len. Ich finde das Stichwort „BRAVO“ eigentlich 

sehr schön. Tatsächlich heißt „bravo“, korrekt 

übersetzt, „tapfer“, und das fehlt mir dann ein 

wenig. Das, was zur Behördenstruktur ausgeführt 

wird, finde ich gut, denn da merkt man, dass 

diesbezüglich eine Entwicklung stattfindet. Da 

bewegen wir uns weg von dem, was im Gesetz 

vorgegeben ist, und schlagen eine konkrete Ände-

rung vor. Allerdings bleiben wir bei allen ande-

ren Punkten in dem Stadium: Wir überlegen 
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noch. Es gibt Gedanken, dass man etwas verän-

dert, und es gibt andere Gedanken. Das ist mir ei-

gentlich zu wenig. Von daher plädiere ich dafür, 

dass wir zumindest bei den Punkten, über die 

wir heute noch sprechen werden, also Verände-

rungssperre und Behördenstruktur, ein wenig 

konkreter werden. Ich glaube, dass wir auch ein-

mal den Mut haben müssen, zu Entscheidungen 

zu kommen. Wir haben ein bisschen die Ten-

denz, alles immer wieder aufzuschieben, was ich 

gut verstehe. Mir selber geht es auch so, dass ich 

den Konsens, solange er vorhanden ist, natürlich 

gerne bewahre. Aber ich glaube, es braucht jetzt 

auch einmal den Mut, zu sagen: Was wollen wir 

denn wirklich? Vielleicht sollten wir, wenn es 

denn sein muss, auch einmal eine Mehrheitsent-

scheidung herbeiführen. Ich würde mir wün-

schen, dass zumindest in einem Punkt noch ein 

bisschen mehr Klarheit und Orientierung wäre; 

denn ansonsten ist mir das als Vorlage ein biss-

chen zu dünn. Die Vorlage macht zwar deutlich, 

dass wir uns mit allen Themen befassen, lässt 

aber - abgesehen von der Behördenstruktur - of-

fen, wohin es konkret gehen soll.  

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ergänzend zu dem, 

was Herr Wenzel bereits im Zusammenhang mit 

den nächsten Schritten gesagt hat, möchte ich auf 

das Thema „bestmögliche Sicherheit“ zu spre-

chen kommen. Dieses Thema ist nicht nur Gegen-

stand unserer Arbeitsgruppe, sondern es wird 

auch in der Arbeitsgruppe 3 diskutiert. So, wie es 

in der Vorlage beschrieben wird, erweckt es den 

Eindruck, dass es einzig und allein von hier aus 

bearbeitet wird. Insofern würde ich gerne an die-

ser Stelle ergänzen, dass es ein Thema ist, das 

auch in der Arbeitsgruppe 3 noch weiter zu bear-

beiten ist.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Okay, Herr Fi-

scher, das haben wir vermerkt. Der Hinweis auf 

die Arbeitsgruppe 3 ist sicherlich wichtig; den 

werden wir gerne aufnehmen. - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich würde gerne noch anmer-

ken, dass die Frage, wie die bestmögliche Sicher-

heit erörtert wird, noch einmal behandelt werden 

sollte. In dem vorliegenden Papier erfolgt eine 

Abschreibung, dass das eine Positionierung im 

Abschlussbericht sein sollte. Es macht sicherlich 

keinen Sinn, das jetzt zwischen Tür und Angel 

zu diskutieren, aber ich würde es ungern festge-

schrieben wissen, dass die aus meiner Sicht not-

wendige gesetzliche Ergänzung möglicherweise 

früher deutlich gemacht werden sollte als im Ab-

schlussbericht. Diesbezüglich sollte relativ bald 

eine Positionierung erfolgen. Es gibt nämlich ein 

Allgemeinverständnis bzw. juristische Spitzfin-

digkeiten, denen wir möglicherweise entgegen-

wirken sollten. Dafür müssten wir einmal den 

richtigen Zeitpunkt finden. Ich bin nicht davon 

überzeugt, dass der Zeitpunkt „Abschlussbe-

richt“ der richtige ist. Vielleicht sollten wir eine 

Formulierung finden, die das offen lässt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gibt es wei-

tere Anmerkungen? - Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Wie wollen Sie jetzt verfah-

ren? Grundsätzlich hat die Geschäftsstelle eine 

gute Zusammenfassung erstellt. Dafür noch ein-

mal vielen Dank. Es stellt sich nur die Frage, wie 

wir zu den neuen Formulierungen kommen. 

Beim Thema Veränderungssperre wäre es bei-

spielsweise möglich, auf unsere Schreiben bzw. 

auf ergänzende Stellungnahme Bezug zu neh-

men. Dann bräuchte man nicht um Formulierun-

gen zu ringen. Das vielleicht noch als Anregung.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Sie rennen 

bei mir offene Türen ein. Wenn es uns gelingt, 

die Dinge in einem intelligenten Verfahren durch 

Bezugnahmen in die jeweilige Richtung zu ver-

deutlichen, sollten wir das jetzt noch kurz versu-

chen.  

Den Punkt I. können wir so stehen lassen, oder? - 

Gut. 

Den Punkt II. greifen wir nachher im Zusammen-

hang mit der Behandlung von Tagesordnungs-

punkt 3a noch einmal auf.  
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Kann der Punkt III. auch so bleiben, Frau Kot-

ting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ja, alles okay. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Herr Wenzel 

hatte noch angeregt, das Thema Richtlinie 

2011/70 an dieser Stelle aufzugreifen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Okay. In wel-

cher Weise?  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Indem wir ein-

fach nur darauf hinweisen. 

Min Stefan Wenzel: Mein Hinweis bezog sich auf 

Punkt II. Ich hatte empfohlen, keine Anmerkung 

zu machen, die die Richtlinie 2011/70 als akzep-

tiertes Dach unserer Arbeit ansieht. In dieser 

Richtlinie steht zum Beispiel noch, dass Brenn-

elemente wieder aufbereitet werden dürfen. Die-

ses Kapitel haben wir in der Bundesrepublik 

Deutschland längst beendet. Für mich ist das 

Standortauswahlgesetz erst einmal das neuere 

Regelwerk.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das wäre ein 

Punkt, den wir unter Tagesordnungspunkt 3a be-

handeln könnten.  

Damit ist Punkt III. abgehakt.  

Ich meine, der Punkt IV. - Verlängerung der Ar-

beitszeit der Kommission - kann auch so bleiben. 

- Ich sehe keinen Widerspruch.  

Damit kommen wir zu Punkt V. - Veränderungs-

sperre -. Herr Wenzel, zum Stichwort Bezug-

nahme: Was könnten wir machen? 

Min Stefan Wenzel: Wir könnten den letzten Satz 

in Absatz 2 streichen, denn dieser Satz liest sich 

so, als wenn das schon die Lösung für die bun-

desweite Sicherung sei. Das ist nicht der Fall, 

sondern das war die Argumentation, warum wir 

gesagt haben, wir halten die Veränderungssperre 

für verzichtbar. Dieser Satz könnte also gestri-

chen werden. Dann könnte man hinter dem Wort 

„könne“ Bezug auf unser Schreiben nehmen, und 

damit hat man dann die Argumentation noch ein-

mal im Detail.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich schlage vor, dass 

wir uns mit dem Punkt V. noch einmal befassen, 

nachdem wir darüber unter Tagesordnungspunkt 

3b debattiert haben. Ich meine, an dieser Stelle 

könnten wir ein bisschen deutlicher zum Aus-

druck bringen, was die Arbeitsgruppe 3 will.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Einverstan-

den. Aber vielleicht können wir den Satz trotz-

dem aufnehmen: „Zu den Einzelheiten wird auf 

das Schreiben … Bezug genommen.“ 

Min Stefan Wenzel: Genau. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Damit kom-

men wir zum Punkt VI. Ist das so okay? - Das 

scheint der Fall zu sein.  

Zu Punkt VII - Nächste Schritte - hatte ich mir 

eine Anmerkung notiert, Herr Gaßner. Stichwort: 

Zweiter Absatz. Ich hatte Sie so verstanden, dass 

der Hinweis auf den Abschlussbericht, der bisher 

darin enthalten ist, ein wenig neutralisiert wer-

den sollte. Ich schlage folgende Formulierung 

vor:  

Dieses Thema soll in der Arbeitsgruppe 2 und in 

der Arbeitsgruppe 3 weiter entsprechend vorbe-

reitet und aufgearbeitet werden.  

Gab es weitere Anmerkungen? - Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich rege an, den letzten Satz 

noch eine Nuance zu überarbeiten. Ein Schlag-

wort, das ich Ihnen mitgeben kann, ist das In-

camera-Verfahren vor dem entscheidenden Ge-

richt. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das hat aber 

nichts genützt. 
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Hartmut Gaßner: Nein, das ist missverständlich. 

Das In-camera-Verfahren, das durchgeführt 

wurde, war nicht vor dem entscheidenden Ge-

richt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ach so, vor 

dem „entscheidenden Gericht“. Aber die Ziel-

richtung stimmt jedenfalls. 

Gibt es noch weitere Anmerkungen zu diesem 

Punkt? - Gut, dann haken wir es für den Augen-

blick im ersten Durchgang ab.  

Tagesordnungspunkt 3: 

Fortsetzung der Auswertung der Anhörung zur 

Evaluierung am 3. November 2014 

a) Entwurf Eckpunktepapier Behördenstruktur 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Zu diesem 

Punkt haben wir Ihnen eine Synopse der Rück-

meldungen zugeleitet, wie ich bereits erwähnt 

habe. Aus meiner Sicht ist es mit Blick auf die 

eingegangenen Hinweise eine Stellungnahme, die 

wir jetzt beraten, und zwar sine ira et studio. Es 

taucht gerade die Frage auf, ob es sinnvoll ist, die 

Unterlage an Zuhörer zu verteilen. Aus meiner 

Sicht spricht nichts dagegen. Deshalb sollten wir 

das auch tun. Aber ich wollte Sie vorher in die 

Entscheidungsfindung einbeziehen.  

Ich meine, das einführend Notwendige zu Beginn 

der Sitzung im Wesentlichen bereits gesagt zu ha-

ben. Ich möchte nur eines noch hinzufügen: Das 

Thema Behördenstruktur ist mit Blick auf den 

Startpunkt der Kommissionsarbeit schon in über-

raschend deutlicher Weise allseits als ein Thema 

identifiziert worden, wo es Änderungsbedarf mit 

Blick auf die bestehenden Regeln und Gesetze 

gibt. Das ist, glaube ich, eindeutig. Es gibt auch 

Zielrichtungen, über die man sich ebenfalls einig 

ist.  

Wenn ich es richtig verstanden habe - nach mei-

nem Eindruck jedenfalls -, ist die Zielrichtung, 

das StandAG und die entsprechenden Regeln da-

hingehend zu ändern, dass künftig eine Betrei-

bergesellschaft - ich nenne sie jetzt einmal plaka-

tiv „Bundesbetreibergesellschaft“ - die Aufgaben 

des Vorhabenträgers und damit Betreibers in Be-

zug auf die verschiedenen Stationen der Endla-

gererrichtung, des Endlagerbetriebs und der Still-

legung übernehmen soll. Das ist ein wesentlicher 

Unterschied zu der Regelung, wie sie das Stan-

dAG, die Regelungen des Atomgesetzes insoweit 

aufnehmend, vorsieht, nämlich dass das Bundes-

amt für Strahlenschutz der Vorhabenträger und 

damit der Quasi-Betreiber ist.  

Die Gesellschaft - ich glaube, insoweit besteht 

Einvernehmen in der Kommission und auch in 

dieser Gruppe - muss sich Sachverstand verschaf-

fen und muss aktionsfähig sein. Dazu gehört, 

dass sie sich bestehende Institutionen und Ein-

richtung zunutze - man kann auch sagen: zu Ei-

gen - macht. Die sind auch in den Papieren und 

den Diskussionen genannt worden: DBE, Asse 

GmbH und andere. Dazu gehört auch, dass der 

Sachverstand das Know-how und die Manpower 

in den verschiedenen Einrichtungen der bisher 

nach geltendem Recht damit befassten Vorhaben-

trägerorganisation BfS beinhaltet. Ich glaube, in-

soweit besteht eine gemeinsame Sichtweise in-

nerhalb der Kommission.  

Eine gemeinsame Sichtweise innerhalb der Kom-

mission und, wenn ich es richtig sehe, auch in 

dieser Arbeitsgruppe besteht auch mit Blick auf 

einen Änderungsbedarf, der zum Ziel hat, eine 

einzige Bundeseinrichtung - ein Bundesamt - als 

Regulierungsbehörde, Genehmigungsbehörde 

bzw. Aufsichtsbehörde für alle allfälligen Fragen, 

die mit der Entsorgung radioaktiver Abfälle - spe-

zifisch Endlager - zu tun haben, zu schaffen. Da-

bei geht es natürlich in erster Linie um hochradi-

oaktive Abfälle. Auch diesbezüglich ist innerhalb 

der Kommission eine gemeinsame Sichtweise er-

zielt worden. 

Eine gemeinsame Sichtweise gibt es auch, wenn 

ich es richtig sehe, bezüglich der Frage, ob und 

wie weit die entsprechende Euratom-Vorschrift 

hier unter dem Gesichtspunkt Trennungsgebot 
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maßgeblich ist. In der Anhörung wurde dazu Un-

terschiedliches vorgetragen. Wenn ich es richtig 

sehe, hat der BMUB nicht nur dort die Auffas-

sung vertreten, dass schon das geltende Recht 

StandAG - es wundert nicht, dass er diese Auffas-

sung hat; sonst hätte er das geltende Recht dem 

Gesetzgeber nicht so vorgeschlagen - dem Tren-

nungsgebot Genüge tut. Das bedeutet aber nicht, 

dass man sich, wenn man sich ohnehin mit einer 

Novellierung dieses Themenbereichs befasst, 

nicht auch damit befassen kann, befassen sollte 

oder jedenfalls Überlegungen anstellen sollte, 

wie das Trennungsgebot künftig gestaltet wird. 

Auch dazu verhält sich der Entwurf des Behör-

denpapiers, und auch dazu sind Stellungnahmen 

eingegangen. 

Ich möchte Folgendes betonen: Angesichts dieses 

erreichten Sachstandes ist es wirklich ein Eisen, 

das heiß ist und das geschmiedet werden sollte. 

Es sollte sich aufdrängen, die Gelegenheit beim 

Schopfe zu ergreifen, um hier einen ersten Vor-

schlag einer Handlungsweise - es geht um gesetz-

lichen Änderungsbedarf - zur Beschlussfassung 

in die Gesamtkommission einzubringen. Das soll 

- ich erwähnte es schon - möglichst am kommen-

den Montag, am 2. März 2015, erfolgen, in der Er-

wartung, dass sich die Kommission darauf ver-

ständigen kann, einen einstweilen abschließen-

den Beschluss zu fassen, der dann auch entspre-

chend publiziert werden muss bzw. sollte, und 

dass man sich dann vor allem, und zwar zeitnah - 

unverzüglich, wie die Juristen sagen; aber es ver-

steht sich von selbst, dass wir jedenfalls immer 

ohne schuldhaftes Zögern handeln wollen -, da-

rum bemüht, unverzüglich eine Gesetzesinitia-

tive in Gang zu setzen.  

Ich möchte in diesem Zusammenhang betonen - 

auch das habe ich früher schon deutlich gemacht 

-, ich sehe diesen Bereich nicht als Windhund-

rennen zwischen verschiedenen Akteuren an, 

Akteuren beispielsweise der Kommission und 

der Bundesregierung - insbesondere des BMU -, 

sondern ich sehe das als eine - jedenfalls nach 

meinem bisherigen Eindruck; ich denke und 

hoffe, dass der weiter bestehen bleibt - Veranstal-

tung an, in der ein bilateraler Austausch von 

Meinungen, Hinweisen und Ergänzungen statt-

findet, der befruchtend für das Vorhaben als sol-

ches wirkt. Diesen Eindruck habe ich bisher ge-

habt, und ich bin mir sicher, dass das auch künf-

tig der Fall sein wird oder jedenfalls der Fall sein 

kann.  

Ich erwähne diesen Punkt deshalb unter dem 

Stichwort: Es gibt ja immer einen Jahrmarkt der 

Befindlichkeiten. Aber die Ergebnisse, die er-

reicht werden können, sind manchmal noch 

wichtiger als Befindlichkeiten. Dieser Hinweis 

gilt auch - aus meiner Sicht jedenfalls - für das 

Papier, das wir gleich im Einzelnen besprechen 

werden.  

Wir hatten die Synopse mit einem Anschreiben 

der beiden Vorsitzenden versehen. Den letzten 

Absatz des Anschreibens haben wir nicht ohne 

Bedacht so formuliert. Es war der Versuch, sich 

auf das Wesentliche zu konzentrieren. Wenn uns 

dieser Versuch nicht gelingen würde, hätten wir 

große Chancen, dass wir heute das Ziel, das ich 

gerade skizziert habe, nicht erreichen. Aber ich 

denke, aus den Vorgesprächen, die ich vor der 

Sitzung teilweise habe führen können, ist die 

Neigung, diese Sichtweise zu teilen, doch stark 

ausgeprägt. 

Sie hatten sich gemeldet, Herr Fischer.  

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Vielen Dank, Herr 

Vorsitzender. - Sie haben sicherlich gesehen, 

dass wir mit einem relativ ausführlichen Beitrag 

bzw. Kommentar reagiert haben. Ich möchte ihn 

gerne in einen größeren Zusammenhang stellen. 

Schon beim letzten Gespräch haben wir gemein-

sam festgestellt, dass wir in der Zielrichtung 

nicht so weit auseinanderliegen, dass auch wir 

daran interessiert sind, die Effizienz in der Orga-

nisation, in der Abwicklung von Endlager-Bau-

vorhaben zu steigern, und insofern auch grund-

sätzlich einer Lösung mit einer Gesellschaft, die 

dieses aus einer Hand heraus tut, durchaus offen 
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gegenüber stehen und auch der Konzentration 

der Regulatorenfunktion in einer Behörde eben-

falls offen gegenüberstehen. 

Trotzdem haben wir eine solch ausführliche Stel-

lungnahme vorgelegt, weil wir, wie ich beim letz-

ten Mal schon gesagt habe, gerade in der Position 

III. des Eckpunktepapiers eine gewisse Ausgewo-

genheit vermisst haben. Wir haben versucht, 

diese durch unsere Kommentierung ein Stück 

weit herzustellen, allerdings nicht zwingend mit 

dem Wunsch verbunden, das nun eins zu eins so 

zu übernehmen, sondern einfach auch zu sagen, 

dass man es ein bisschen anders darstellen kann. 

Vielleicht ist es hilfreich, eher darüber nachzu-

denken, diesen Teil deutlich zu verschlanken, 

um ihn am Ende auch konsensfähig zu machen. 

Das wäre zumindest ein Ansatz, den wir durch-

aus mittragen würden. 

Einen Punkt müssen wir allerdings noch einmal 

deutlich ansprechen. In dem Eckpunktepapier ist 

der Vorschlag enthalten, den bestehenden Koope-

rationsvertrag, der zwischen dem BfS und der 

DBE besteht, aufzulösen. Dieser Vorschlag ist in 

unterschiedlichen Formulierungen noch einmal 

ergänzt worden. An dieser Stelle sind wir der 

Meinung, dass das ein Thema ist, das auf die Le-

galeinheiten zurückzuführen ist. Die müssen da-

mit klarkommen; die müssen klären, wie sie mit 

ihren Verträgen zurechtkommen. Ich glaube, in-

nerhalb der Kommission darüber zu reden, dass 

wir Verträge auflösen müssen, wäre der falsche 

Ort.  

Insofern glaube ich, dass für das Ansinnen, Herr 

Steinkemper, das Sie eben genannt haben, einen 

Kompromiss zu finden, durchaus gute Chancen 

bestehen, wenn wir uns in diese Richtung entwi-

ckeln. Wir wollten das mit unserer Eingabe auf 

keinen Fall verhindern, sondern im Gegenteil sa-

gen, wir sind bereit dazu, jetzt Kompromisse zu 

schließen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Meinel, 

Sie hatten sich gemeldet. 

MinDir Helmfried Meinel: Ich sehe, dass wir drei 

große Blöcke haben, über die wir jetzt reden müs-

sen. Das eine sind die Änderungen in den Kapi-

teln II. und III., die Herr Fischer und Herr Jäger 

vorgeschlagen haben. Dazu werde ich gleich 

noch etwas sagen. In Kapitel IV. haben wir dann 

zwei große Blöcke. Das eine ist die Frage: Wie or-

ganisieren wir eine Bundesgesellschaft für kern-

technische Entsorgung BGE oder, wie Sie es vor-

geschlagen hatten, BEG? Ist es eine 100-prozen-

tige Bundesgesellschaft oder eine mehrheitliche 

Bundesgesellschaft? Das sind die Punkte, die 

jetzt auf dem Tisch liegen. Die andere Frage lau-

tet: Wie organisieren wir die Regulierungsseite? 

Vielleicht können wir das in diesen drei Blöcken 

abarbeiten und es dann auch getrennt diskutie-

ren.  

Damit komme ich zu dem, was Sie, Herr Fischer 

und Herr Jäger, zum Kapitel II. - Status quo: Ge-

genwärtige Regelungen zur Behördenstruktur - 

gesagt haben. Die von Ihnen vorgeschlagenen Än-

derungen sind in den Ziffern 3 und 5 der Sy-

nopse aufgeführt. Das kann ich jetzt nicht so ge-

nau entscheiden. Wenn das, was Sie darstellen, 

zutreffend ist, sollte man das so übernehmen. 

Aber es sollte noch einmal vom BMUB bzw. vom 

BfS dargestellt werden, ob das so zutrifft oder 

nicht.  

Bei Punkt III. - Kritik am Status quo - tue ich 

mich, ehrlich gesagt, schwer, dass wir hier ins 

Detail gehen; denn natürlich sind von den Sach-

verständigen jeweils parteiische Aussagen getrof-

fen worden. Es ist das Wesen einer Anhörung, 

dass die eingeladenen Sachverständigen parteii-

sche Aussagen treffen. Es ist dann Aufgabe desje-

nigen, der die Anhörung veranstaltet, daraus 

Schlussfolgerungen zu ziehen. Die müssen dann 

abgewogen sein, die Aussagen aber nicht.  

Das heißt, entweder ist das Kapitel III. so, wie es 

das Sekretariat der Kommission zusammenge-

stellt hat, in Bezug auf das, was gesagt worden 

ist, zutreffend zusammengestellt - es sind sicher-

lich auch einzelne Punkte darin, die den einen o-

der anderen schmerzen, jede der beiden Seiten -, 
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oder es ist falsch zusammengefasst worden. Es 

geht aber aus meiner Sicht nicht, dass man von 

den verschiedenen Interessenssphären her die 

eine oder andere Aussage herausstreicht. Zum 

Schluss haben wir dann gar nichts mehr da ste-

hen oder nichts Handhabbares mehr, aus dem ab-

geleitet wird, warum wir unter vier Lösungsvor-

schlägen zu anderen Lösungen kommen. Deswe-

gen wäre ich Ihnen dankbar, wenn wir uns da-

rauf verständigen könnten, dass wir uns jeglicher 

Kritik am Status quo bzw. an der hier aufgeführ-

ten Darstellung enthalten, es sei denn, es sind 

grobe Ding falsch dargestellt. Dann muss man na-

türlich darüber reden können. Aber ich glaube, 

wenn wir ins Detail gehen, können wir einige 

Stunden damit verbringen und kommen nicht 

viel weiter an der Stelle. 

Was die Lösungsvorschläge angeht, bin ich 

durchaus der Auffassung, dass man das umfas-

sender darstellen kann, wie Sie das in Bezug auf 

das Thema BEG gemacht haben. Ich bin jedoch 

der Auffassung, dass diese Gesellschaft zu 100 

Prozent in öffentlicher Hand sein sollte und dass 

man eine Mitwirkung der Betreiber über einen 

Beirat oder etwas in der Art regelt, aber nicht in 

der Eigentümerstruktur. Ich wäre dankbar, wenn 

wir das in diese Richtung konzentrieren könnten. 

Ich hatte mich beim letzten Mal dafür stark ge-

macht, dass das Bundesamt für Strahlenschutz 

die Regulierungsbehörde wird - umfassend -, 

habe aber auch deutlich gemacht, dass ich mir er-

hebliche Veränderungen an der Aufbau- und Ab-

lauforganisation und in der Führungskultur vor-

stelle. Das ist jetzt nicht auf einzelne Personen o-

der einzelne, kleinere Punkte bezogen, sondern 

durchaus in einem sehr umfassenden Sinn ge-

meint. Um deutlich zu machen, dass das nicht 

einfach nur so daher gesagt ist, sondern dass dar-

aus erhebliche Änderungen erfolgen können, ha-

ben wir umfangreiche Vorschläge unterbreitet. 

Herr Lübbert hatte das so kommentiert, dass er 

gesagt hatte, eigentlich steht es der Kommission 

gar nicht zu, der Exekutive solche weitgehenden 

Vorschläge zu machen; im Bundestag würde man 

das so nicht tun. Es hatte natürlich einen gewis-

sen pädagogischen Zweck. Den hat es in dem 

Sinne erfüllt, dass das da aufgeschrieben ist. Es 

war durchaus ernst gemeint, dass wir hier zu 

Veränderungen kommen, dass wir aber in der Tat 

nicht in der Kommission darüber befinden müs-

sen, sondern dass man es in der Tat dem zustän-

digen Ministerium überlässt, Vorschläge zu ma-

chen. 

Ich würde das, was in den Zeilen 34 bis 37 steht, 

das heißt, die Details zur Umorganisation des 

BfS, wieder zurückziehen, weil es die Funktion 

bereits jetzt erfüllt hat, dass wir es noch einmal 

deutlich gemacht haben.  

Ich meine aber auch, dass man die anderen 

Punkte, die von Ihnen, Herr Fischer und Herr Jä-

ger, angesprochen worden sind, auch noch ein-

mal wieder zurücknehmen könnte.  

Mein Verfahrensvorschlag wäre, dass wir das 

BMUB bitten, einen Vorschlag zu unterbreiten, 

wie diese Regulierungsbehörde generisch ausse-

hen mag. Ich bleibe dabei, dass ich es für richtig 

halte, dass wir an der Stelle eine Behörde haben 

und keine Behördenvielfalt veranstalten. Ich 

habe gesehen, dass in der Schweiz die Aufspal-

tung der Regulierungsaufgaben und der wissen-

schaftlichen Aufgaben auf verschiedene Behör-

den diese Seite eher geschwächt hat. Ich glaube, 

dass es besser ist, das in einer einheitlichen Be-

hörde zusammenzupacken. Deswegen ist es da 

generisch richtig.  

Ich teile ausdrücklich Ihre Auffassung, Herr Fi-

scher und Herr Jäger, dass man den Strahlen-

schutz im ionisierenden Bereich nicht abtrennen 

und ihn in eine andere Behörde verlegen kann. 

Der Vorschlag aus Baden-Württemberg hatte vor-

gesehen, dass alles zusammengefasst wird.  

Ich würde aber noch einen Schritt weiter gehen 

und würde auch die gesamten materialtechni-

schen Dinge, die jetzt beim BAM laufen, auch auf 

diese Regulierungsbehörde konzentrieren. Ich 
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halte viel davon, wie wir es vielfach in den Län-

dern auch haben, dass wir die Aufgaben dort 

nicht auf einzelne Fachbehörden verteilt haben, 

sondern in Regierungspräsidien als Bündelbe-

hörde gebündelt haben, dass wir also eine ein-

heitliche Verantwortung haben, wo eine Ent-

scheidung getroffen wird, und dass hinterher 

keine Präsidentenschlacht der verschiedenen be-

teiligten Behörden stattfindet, wie denn nun eine 

Sache umzusetzen sei. Insofern spreche ich mich 

dafür aus, dass wir versuchen, das zu konzentrie-

ren.  

Mein Verfahrensvorschlag lautet, dass das BMUB 

einen Vorschlag dazu unterbreitet, wie eine Orga-

nisationsstruktur einer Regulierungsbehörde aus-

sehen könnte, welche Aufgaben da vorhanden 

sein sollten und wie das in der Ablauf- und in 

der Aufbauorganisation dargestellt werden 

könnte. Möglicherweise sind wir uns einig, dass 

wir uns nicht einig sind, ob das Ganze jetzt „BfS“ 

heißt oder nicht - diesbezüglich habe ich nun 

einmal eine klare Position, die ich auch nicht 

wieder zurücknehme -, dass wir aber schauen, 

eine generische Lösung zu finden: Wie sieht eine 

gute Regulierungsbehörde aus? Welche Aufgaben 

hat sie insgesamt zu erfüllen? - Danke sehr. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. - 

Als Nächstes haben sich Herr Wenzel und Herr 

Gaßner gemeldet.  

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Zunächst noch einmal zu der Richtlinie 

2011/70. Das war ja auch immer Gegenstand und 

Auslöser der Debatten. Ich bin grundsätzlich der 

Auffassung, dass wir diese Trennung von Betrei-

berfunktion und Regulierungsbehörde brauchen, 

dass das aber letztlich nur zwei Teile eines Rol-

lengeflechts sind, das dort entsteht, weil wir bei-

spielsweise auch noch die Rolle des Begleitgre-

miums klären müssen und weil wir auch die 

künftige Rolle der Länder in diesem Zusammen-

hang sicherlich noch einmal diskutieren werden.  

Insgesamt stellt sich die Frage: Wo haben wir Ele-

mente von Checks & Balances? Wo haben wir ju-

ristische Prüfungen, die Bürgerinnen und Bürger 

oder Umweltverbände anstrengen können? Das 

muss noch einmal im Gesamtkontext betrachtet 

werden.  

Unbestritten ist, glaube ich, dass wir die Eigenin-

teressen ausschalten müssen, die beispielsweise 

Abfallbesitzer oder Eigentümer von Abfall haben. 

Deswegen halte ich es für richtig, dass man die 

DBE und die Asse GmbH praktisch voll in eine 

BGE oder eine BEG integriert. Ich glaube nicht, 

dass es am Ende an dem genauen Namen hängen 

wird. Denkbar wäre, dass man schlicht und ein-

fach eine Gesellschaft neu gründet, diese beiden 

anderen integriert und auf dieser Basis dann eine 

Betreiberorganisation schafft, die sich im 100-

prozentigen Eigentum des Bundes befindet. Das 

halte ich für notwendig. Man muss auch Vorkeh-

rungen dafür treffen, dass nicht wieder eine 

nachträgliche Privatisierung stattfindet, wie es in 

der Historie DBE einmal passiert ist.  

Ich glaube - das hat die OECD einmal näher in ei-

nem Grundsatzpapier 2007 festgehalten -, dass 

den glaubwürdigen Institutionen hier eine ganz 

besondere Rolle zukommt und dass es von daher 

wichtig ist, auch solch eine Struktur zu schaffen. 

Was unser Papier angeht, halte ich es für sinn-

voll, dass wir uns auf den Punkt IV. konzentrie-

ren. Ich sehe es ähnlich wie Herr Meinel. Die 

Punkte unter II. und III. sind praktisch Meinungs-

äußerungen, die noch auf die Anhörung zurück-

gehen und die die unterschiedlichen Auffassun-

gen deutlich machen, die dort vertreten wurden. 

Wir versuchen jetzt, unter IV. daraus eine Syn-

these zu machen bzw. Schlüsse aus diesen unter-

schiedlichen rechtlichen Einschätzungen zu zie-

hen. Ich hoffe, dass das auch gelingt.  

Insofern haben wir eigentlich nur einige wenige 

Anmerkungen gemacht. An einer Stelle möchte 

ich noch eine Korrektur vornehmen, und zwar in 

Bezug auf Punkt IV.5, wo wir deutlich gemacht 

haben, dass wir uns - ähnlich wie Herr Meinel - 
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vorstellen, dass es nur eine Regulierungsbehörde 

gibt und nicht zwei, Stichwort BfS/BFE. Auch da 

finde ich den Namen nicht so entscheidend, aber 

aus unserer Sicht ist eine Regulierungsbehörde, 

eine Bundesoberbehörde ausreichend.  

Den Gedanken bezüglich der BAM haben wir bis-

her nicht verfolgt. Das ist aber ein interessanter 

Ansatz, über den wir nachdenken werden.  

Ich möchte nur zu dem Punkt, den wir einge-

bracht haben und der sich in weiten Teilen mit 

dem Text in der Spalte Nr. 1 deckt, darauf hin-

weisen, dass es dort aus meiner Sicht heißen 

muss: „Die staatlichen Regulierungs-, Genehmi-

gungs- und Aufsichtsbehörden im Bereich Si-

cherheit der Endlagerung“ und nicht „der Entsor-

gung“, weil wir damit sonst mal eben die Auf-

sicht der Länder für die Zwischenlager und die 

ganzen anderen Aufgaben der Länder beseitigen 

würden, und das wollen wir nicht. Es müsste 

hier also „Endlagerung“ heißen. Wir wollen da-

mit also keine Zuständigkeitsverlagerung zwi-

schen Bund und Ländern auslösen.  

Ich glaube, damit haben wir zwei entscheidende 

Punkte, über die wir diskutieren müssen. Das 

sind die beiden Fragen: Brauchen wir am Ende 

eine oder zwei Regulierungsbehörden? Wie sieht 

die Struktur der Betreiber aus? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke sehr. - 

Herr Gaßner und dann Frau Kotting-Uhl. 

Hartmut Gaßner: Herr Vorsitzender, vielen Dank. 

- Ich habe jetzt etwas Schwierigkeiten, wenn wir 

doch so relativ breit diskutieren, wie das wiede-

rum zusammengeführt wird mit dem Ziel, am 2. 

März 2015 ein Papier zu haben, und stelle schon 

einmal ein bisschen in Frage, ob das Papier, das 

wir für den 2. März machen, dann tatsächlich die 

letzte Meinungsäußerung der Arbeitsgruppe 2 ist.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Kleiner Zwi-

schenruf: Davon war nicht die Rede. Aber es ist 

eine wesentliche Meinungsäußerung zum jetzi-

gen Zeitabschnitt. 

Hartmut Gaßner: Eine Meinungsäußerung, die 

wir am 2. März dort einbringen, wäre also noch 

keine abschließende Befassung? Sehen Sie das 

so? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Die abschlie-

ßende Befassung findet im Abschlussbericht 

statt.  

Hartmut Gaßner: Gut. Ich würde dann auch da-

für plädieren, dass man den Punkt III., die Aus-

wertung der Anhörung, im Lichte der bisherigen 

Darstellungen zusammenfasst und komprimiert.  

Ich hätte zu dem Punkt der bundeseinheitlichen 

Gesellschaft, dem Vorhabenträger, ergänzende 

Anmerkungen, die sich auf das beziehen, was an 

Änderungsvorstellungen von Herrn Jäger und 

Herrn Fischer eingebracht wurde.  

Meine erste Positionierung wäre entsprechend 

den Positionierungen, die schon genannt wur-

den: Man sollte die Frage der möglichen Ein-

blicknahme in die Tätigkeit des Vorhabenträgers 

nicht über gesellschaftsrechtliche Anteile absi-

chern wollen. Das heißt, ich werbe sehr stark da-

für, dass sich der neue Vorhabenträger 100-pro-

zentig in öffentlicher Hand befindet und dass 

diese Tatsache dann auch in einer Weise ausge-

staltet wird, dass sie in hohem Maße unumkehr-

bar ist. Das heißt, es sollte eine Gestaltung gefun-

den werden, die es der Exekutive dann wiederum 

nicht ermöglichen würde, Änderungen herbeizu-

führen. Also unumkehrbare Stellung in der öf-

fentlichen Hand.  

Der zweite Punkt: Ich halte es nicht für geboten, 

die Vorhabenträgerschaft in einer Bundesgesell-

schaft momentan mit einer Beleihung zu ergän-

zen. Der Beleihungsgedanke rührt in erster Linie 

daher, dass ich die Möglichkeit eröffne, dass 

diese Gesellschaft dann ihre späteren Entgelte 

möglicherweise auch als Gebühren erhebt und 

sich eventuell den Vorteil der Verwaltungsvoll-

streckung eröffnet. Für die jetzige Phase der 

Standortsuche ist eine Beleihung entbehrlich.  
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Der dritte Punkt ist mittelbar von Herrn Fischer 

angesprochen worden, indem er auf die Frage des 

Kooperationsvertrags Bezug genommen hat. Der 

Kooperationsvertrag wird entbehrlich, wenn die 

Vorhabenträger zusammengefasst sind, denn 

dann haben wir die Asse GmbH, die DBE und 

„das Neue“, und „das Neue“ wird in einer ande-

ren Art und Weise im Verhältnis zum Anteilseig-

ner vertraglich ausgestaltet sein, wird also gesell-

schaftsrechtlich ausgestaltet sein. Im Übrigen 

wird wohl ein Vertragsverhältnis zwischen einer 

Einheit der Bundesrepublik Deutschland und der 

100-prozentigen Gesellschaft bestehen. Das wird 

sich nicht auf den Kooperationsvertrag gründen.  

Die Aufnahme des Kooperationsvertrags in der 

jetzigen Fassung Ihres Textvorschlags respektive 

der Verarbeitung Ihres Vorschlags in diesem Text 

bedeutet, eine Positionierung aufzubauen, die 

sich in erster Linie zu der Frage zu verhalten hat: 

Sollte der Passus bestehen bleiben, dass die Kom-

mission vorschlägt, dass für den Fall, dass es 

kurzfristig zu keiner Einigung mit der DBE 

kommt, trotzdem diese Vorhabenträgerschaft be-

gründet werden soll, dass also diese Bundesent-

sorgungsgesellschaft gegründet werden soll? Der 

Kooperationsvertrag ist momentan eine Positi-

onsbeschreibung, zu sagen: Wir haben letztend-

lich ein bestimmtes Recht, und aus diesem Recht 

heraus wollen wir dann auch bei der zukünftigen 

Gesellschaft respektive bei der Entstehung dieser 

Gesellschaft mitgestalten. Ich plädiere stark da-

für, die Position zu lassen und zu sagen: Falls es 

sich kurzfristig nicht ergeben sollte, dass man 

sich mit der DBE einigen wird, dann wäre diese 

Bundesentsorgungsgesellschaft auf jeden Fall 

trotzdem zu begründen.  

Der nächste Punkt: Wenn von Herrn Steinkemper 

in Übereinstimmung mit allen das Gebot formu-

liert wird, dass die Struktur weiterhin dem EU-

Recht gehorchen sollte, dem Trennungsgrundsatz 

gehorchen sollte, müssen wir gleichzeitig sehen, 

dass dort jetzt eine weitere Ableitung erfolgt, 

nämlich die Frage, wer die Beteiligungsverwal-

tung wahrnehmen soll. Das sollten wir noch ein-

mal abtrennen. Wer „Trennungsgrundsatz“ sagt, 

meint möglicherweise etwas anderes, als Herr Fi-

scher und Herr Jäger momentan aus dem Tren-

nungsgrundsatz ableiten, nämlich die Tatsache, 

dass die Beteiligungsverwaltung bezüglich der 

zukünftigen Bundesentsorgungsgesellschaft nicht 

beim BMUB liegen sollte. Wir sollten dafür wer-

ben, dass dieser Sachzusammenhang erhalten 

wird.  

Wir wissen, dass es in diesen Strukturen immer 

wieder zwei ganz unterschiedliche Denkansätze 

gibt. Der eine ist der: Es sollte eine Finanzverwal-

tung sein, die dafür Sorge trägt, dass es eine 

schlanke Finanzierungsstruktur ist, eine schlanke 

Arbeitsstruktur ist, die eher dem gehorcht: Ich 

habe eine Gesellschaft, die sich möglicherweise 

sogar in Richtung Markt bewegt, die sich am 

Markt bewegt. Die soll von einer Beteiligungsver-

waltung überwacht werden, die sich mit dem 

Marktgeschehen auch gut auskennt. Das ist die 

Zuordnung zur Bundesfinanzverwaltung. Wir ha-

ben hier keine wettbewerbliche Tätigkeit und 

keine marktgängige Leistung, die der Vorhaben-

träger erbringt, sondern wir haben eine Aufga-

benstellung, nämlich das Endlager für radioak-

tive Abfälle in staatlicher Verantwortung zu orga-

nisieren. Die staatliche Verantwortung steht hier 

ganz groß im Vordergrund. Die staatliche Verant-

wortung hat nicht dafür Sorge zu tragen, dass 

Renditen erwirtschaftet werden, sondern dass 

insbesondere der Strahlenschutz eingehalten 

wird. Deshalb bin ich nicht dafür, dass man aus 

dem Trennungsgrundsatz diese Ableitung macht.  

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt. Ich 

weiß nicht, ob wir gut beraten sind, wenn man 

die Frage der Finanzierung dieser Bundesentsor-

gungsgesellschaft, wie sie momentan in dem Pa-

pier steht, relativ weit offen lässt, weil es schon 

eine Strukturfrage ist, wie die Bundesentsor-

gungsgesellschaft denn finanziert wird. Wir ha-

ben nämlich die Situation, dass die Finanzierung 

einer solchen Gesellschaft, nachdem wir hier 

eine 100-prozentige Gesellschaft gründen, nicht 

über eine Ausschreibung erfolgen soll. Das ist 

selbstverständlich. Also stellt sich die Frage, wie 
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eigentlich die Finanzabwicklungen zu organisie-

ren sind. Wenn es zu einem Vertrag zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und dieser 100-pro-

zentigen Gesellschaft kommt, muss geklärt wer-

den, wie in diesem Vertrag die Finanzierungs-

struktur aussehen soll. Da gibt es dann entweder 

Zuwendungsrecht, oder es gibt das öffentliche 

Preisrecht. Es gibt auf jeden Fall die Bindung 

wiederum des Vorhabenträgers, alles, was er 

nicht selbst macht, auszuschreiben.  

Sprich: Man müsste bei der Frage, die hier ange-

deutet ist - nicht zu nahe am Haushalt - zwischen 

Bindungen unterscheiden, die sich beispiels-

weise für die Frage der Geltung von öffentlichem 

Dienstrecht oder von öffentlichem Tarifrecht er-

geben. Das ist die eine Fragestellung. Die aus 

meiner Sicht wichtigere Fragestellung lautet: Wie 

werden die Mittel zugewendet? Wie erfolgt die 

Finanzierung dieser Gesellschaft? Daraus abgelei-

tet ist dann insbesondere auch auf die Frage ein-

zugehen, die Herr Meinel bereits angesprochen 

hat: Ob und inwieweit es sinnvoll ist, über einen 

Beirat oder in einer anderen Weise sicherzustel-

len, dass die Verausgabung von Geldern durch 

die Bundesentsorgungsgesellschaft einer wie 

auch immer gearteten Beratung, Transparenz, 

Mitwirkung eröffnet ist? Das setzt aber notwendi-

gerweise voraus, dass ich diese Struktur erkenne.  

Von daher habe ich jetzt fünf Punkte aufgerufen: 

Die Frage der Mehrheitsverhältnisse, die Frage 

der Beleihung, die Frage des Startpunktes, die 

Frage der Beteiligungsverwaltung und die Frage 

der Finanzierung was die Bundesentsorgungsge-

sellschaft angeht. Ich meine, dass bezüglich die-

ser fünf Punkte Diskussionsbedarf besteht.  

In Bezug auf die Ebene der Regulierung halte ich 

es für sinnvoll, dass eine einheitliche Behörde 

geschaffen wird. Ich glaube aber, das ist schon 

Gemeingut. Es stellt sich jetzt die Frage, wie 

diese Behörde ausgestaltet wird. Diesbezüglich 

würde ich noch einmal unterstreichen wollen, 

dass ich es für sinnvoll erachte, dass man einmal 

ein, zwei Alternativen entwickelt, wie eine sol-

che Einheitsbehörde denn aussehen sollte, was 

sie umfasst. Wie ist die Strukturierung - das 

würde ich noch ergänzend zu dem sagen wollen, 

was Herr Meinel gesagt hat - auch auf dem Zeit-

strahl? Was sind eigentlich die Aufgaben der 

nächsten drei, der nächsten fünf, der nächsten 

zehn und dreißig Jahre? Man sollte die Struktur 

möglichst nicht davon abhängig machen, wie es 

denn sinnvoll wäre, um - ich überspitze jetzt - 

die Betriebsphase des Endlagers zu erfassen, son-

dern es geht natürlich darum: Welche Aufgaben 

stehen jetzt in Bezug auf die Standortsuche an? 

Wie weit würde man sich zu dem verstehen, was 

in dem Papier schon aufgenommen ist, nämlich 

tatsächlich solche Aufgabenstellungen wie die, 

Asse bzw. Morsleben der Entsorgungsgesellschaft 

zu übertragen und damit auch die Aufsicht ent-

sprechend ausgestaltet zu haben? Schon an die-

ser Stelle stellt sich wiederum die Frage, auch 

noch sehr neutral von mir formuliert: Wäre es 

sinnvoll, diejenigen, die die Vorhabenträger, be-

zogen auf Asse bzw. Morsleben, kontrollieren, 

heute woanders anzusiedeln als dort, wo sie 

heute angesiedelt sind, wo man nämlich den 

Sachverstand hat? Es wäre sicherlich nahe lie-

gend, eine Fusion Richtung BfS vorzunehmen.  

Auch ich will mich nicht in den Buchstaben ver-

kämpfen, sondern ich würde darauf hinweisen 

wollen, dass wir Überlegungen haben, dass beim 

BfS der Vorhabenträgerteil ausgegliedert wird. 

Das ist jetzt dem Sinne nach auch schon Gemein-

gut. Jetzt lautet die Frage: Was würde man noch 

alles ausgliedern wollen bzw. müssen, um ein ge-

trenntes BfE auszustatten? Ich glaube, dass man 

relativ bald dazu kommt, dass eine Fusion der 

zwei Gedanken - möglicherweise mit einer Ver-

änderung von Buchstabenkombinationen - das 

Sinnvollste ist. Zwei Behörden und in der Mitte 

das BfS zerfleddert zu sehen, halte ich jedenfalls 

nicht für sinnvoll.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Frau Kotting-Uhl und dann Herr Jäger, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Danke Herr Vorsitzen-

der. - Ich habe zunächst die Frage, was die Na-
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men bei den Rückmeldungen in der Synopse be-

deuten. Unter Herrn Jäger und Herrn Fischer 

steht in Klammern Herr Dr. Brammer von der 

GNS. Heißt das jetzt, dass Herr Dr. Brammer die 

Rückmeldung für alle gegeben hat, oder schließt 

er sich dem an? Ich persönlich würde gerne wis-

sen, was das heißt. Das können wir aber auch 

später klären. 

Dann zu Punkt III. und zu den ausführlichen Än-

derungswünschen von Seiten der drei, die ich 

eben genannt habe. Dazu muss ich sagen: Wir 

müssen redlich bleiben. Ich empfinde das, was 

da gemacht wird, nicht als ganz redlich. Die ge-

samte vorgetragene Kritik an der DBE, an der 

Struktur, an dieser monopolartigen Stellung, 

auch an der Verflechtung mit den EVU und even-

tuell zumindest dem Anschein von Interessen-

verflechtungen, das alles sind Dinge, die in der 

Anhörung benannt wurden. Ich finde es nicht 

redlich, zu sagen, die wollen wir jetzt alle her-

ausstreichen, und wir beschreiben nur noch, dass 

es eine schwierige Zusammenarbeit zwischen 

BfS und DBE ist und dass von beiden Seiten Ver-

besserungsbedarf besteht. Das entspricht nicht 

dem, was wir in der Anhörung gehört haben.  

Dann kommt man natürlich auch schneller zu 

der Konsequenz, zu sagen: Bei dem zukünftigen 

Vorhabenträger - wie auch immer er dann heißt - 

sollten die EVU auch wieder mit beteiligt sein. 

Wenn man diese Kritik liest, wie sie vorgetragen 

wurde - ich habe das noch im Ohr -, dann kommt 

man zu der Auffassung, zu sagen: Nein, das muss 

getrennt werden, um genau diesen Anschein zu-

künftig eben nicht mehr zu erwecken.  

Ich glaube, diese 100 Prozent in öffentlicher 

Hand sind ein wichtiges Anliegen, immer wieder 

unter unserer großen Überschrift „Vertrauensauf-

bau“. Mir ist klar, dass das für diejenigen, denen 

man jetzt sagt: „Das muss leider aus eurer Hand 

genommen werden, damit wir Vertrauen auf-

bauen können.“, natürlich nicht schön ist. Aber 

ich glaube, wir brauchen auch nicht darum her-

umzureden, dass da auch einiges an Vertrauen 

verspielt wurde und dass es von daher im Sinne 

des Vertrauensaufbaus wirklich wichtig ist, dass 

gerade dieser Vorhabenträger absolut, und zwar 

zu 100 Prozent, in öffentlicher Hand ist.  

Damit komme ich zu diesem großen Ände-

rungsteil in Punkt III., wo es darum geht, zu be-

gründen, warum man BfE und BfS braucht, das 

Thema Strahlenschutz im nicht ionisierenden 

Bereich. Es kann sein, dass mich da die Erinne-

rung trügt - da bin ich mir nicht 100-prozentig si-

cher -, aber ich habe nicht in Erinnerung, dass es 

von einem der Experten so vorgetragen wurde, 

dass das ein Grund sei, um zwei Behörden zu ha-

ben. Wie gesagt, ich bin mir nicht ganz sicher 

und müsste es noch einmal kontrollieren. Viel-

leicht weiß einer derjenigen, der das eingebracht 

hat, welcher Experte das so ausgeführt hat. Ich 

persönlich halte das nicht für sehr stichhaltig.  

Ich gehe gleich zu Punkt IV. über. Es geht um 

diese Vorstellung der zwei Bundesbehörden, wo-

von die eine Art Rumpfbehörde ist, die den viel-

leicht in unserem Sinn als unwichtiger erachte-

ten Teil von Strahlenschutz übernimmt. Wobei 

auch die andere Behörde mit Strahlenschutz zu 

tun hat. Bei der sachgemäßen Entsorgung dieser 

Abfälle geht es im Kern um Strahlenschutz. Vor-

rangig ist nicht die Entsorgung das, was wir der 

Öffentlichkeit gegenüber leisten müssen, sondern 

was wir leisten müssen, ist der Strahlenschutz 

durch eine sachgemäße Entsorgung. Die sachge-

mäße Entsorgung ist also sozusagen das Instru-

ment dafür. Deswegen finde ich es nicht falsch, 

diese Behörde oder gegebenenfalls auch eine an-

dere Behörde „Bundesamt für Strahlenschutz“ zu 

nennen, um deutlich zu machen, worum es ei-

gentlich geht.  

Vielleicht noch ein weiterer Aspekt zu diesen 

beiden Behörden. Herr Minister Wenzel hat be-

reits schriftlich angeführt, dass das eine Vergeu-

dung von Ressourcen ist. Das möchte ich deut-

lich unterstreichen. Ich fühle mich als Parlamen-

tarierin auch dafür verantwortlich, immer im 

Kopf zu haben, dass wir mit unseren finanziellen 

Ressourcen, mit dem Bundeshaushalt, also mit 

den Steuergeldern, sorgsam umgehen. Eine 
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zweite Behörde zu haben, die dann noch für Mo-

bilfunk usw. zuständig ist, erschließt sich mir 

von der Sinnhaftigkeit her nicht. Ich bin deutlich 

so aufgestellt, dass ich sage: Lasst uns den gesam-

ten Strahlenschutz in einer Behörde unterbrin-

gen, also die Genehmigungen und die Aufsicht - 

das macht das BfS bisher ja auch sehr stark; das, 

was im Strahlenschutzbereich und auch im ioni-

sierenden Bereich bisher passiert, ist alles Auf-

sicht -, und lasst uns die Vorhabenträgeraufga-

ben, wie es jetzt auch geplant ist, herausnehmen.  

Zum Schluss - auch das ist schon benannt wor-

den - komme ich noch zu dem Vorschlag, die 

neue Bundesendlagergesellschaft nicht dem 

BMUB, sondern einem anderen Bundesressort 

unterzuordnen. Ich glaube nicht, dass uns das im 

Sinne der Sache wirklich weiterbringt; denn die 

sich jetzt auch in den anderen Feldern sehr stark 

mit allem, was mit Atom zusammenhängt, be-

fasst, ich erlebe immer wieder, dass es genau da 

schwierig ist, wo wir diese unterschiedlichen 

Ressorts beteiligt haben. Wir haben ein Bundes-

ministerium, das, obwohl es bei der Begrüßung 

so nicht benannt worden ist, unter anderem für 

Reaktorsicherheit zuständig ist. Es ist wichtig, 

dass man die Dinge, wo es um die Sicherheit und 

um den Strahlenschutz geht, in diesem Ministe-

rium ansiedelt, das sich genau dieser Aufgabe 

verpflichtet hat. Meiner Erfahrung nach wird das 

in anderen Ministerien immer etwas unterbewer-

tet. Deswegen glaube ich, dass es im Sinne der 

Sache richtig ist, es beim BMUB zu belassen. 

Ich habe an dieser Vorlage in Bezug auf Punkt 

IV., dem Lösungsvorschlag, der ja das Entschei-

dende ist, nicht viel zu kritisieren. Ich würde den 

letzten Punkt vielleicht ein wenig umformulie-

ren, um sich, wie Herr Wenzel es schon sagte, 

nicht ganz so stark auf diese Richtlinie zu kon-

zentrieren, sondern deutlich zu machen, dass es 

um den Trennungsgrundsatz geht. Aber ansons-

ten finde ich diese Punkte richtig. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. - 

Herr Jäger, bitte.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Zunächst eine Antwort auf 

Ihre Frage, Frau Kotting-Uhl: Wer ist Herr Bram-

mer? - Herr Dr. Brammer ist Mitarbeiter der GNS. 

Ich denke, Sie kennen ihn. In welcher Rolle hat 

er hier agiert? - Er hat sozusagen den Postboten 

gespielt und hat das dankenswerterweise für uns 

zusammengestellt. Es ist in dem Sinne natürlich 

die Meinung von Herrn Fischer und von mir. 

Bitte sehen Sie uns nach, dass es, der Zeit ge-

schuldet, organisatorisch so gemacht worden ist. 

Ich würde gerne insbesondere an die Ausführun-

gen von Frau Kotting-Uhl anknüpfen, aber auch 

an die Ausführungen von Herrn Gaßner, wobei 

sich das zum Teil überschneidet.  

Ich sehe noch nicht, dass wir einen Konsens er-

zielt haben, dass wir eine Regulierungsbehörde 

vorschlagen, sondern das wäre zu diskutieren. Es 

sind viele Elemente genannt worden. Ich möchte 

noch einmal deutlich machen, dass unser Haupt-

motiv, das uns bei den Vorschlägen leitet, darin 

zu sehen ist, eine höhere Effektivität in die End-

lagerorganisation zu bekommen. Das hat auch et-

was damit zu tun, wie wir jetzt das Kapitel III. 

adressiert haben.  

Dazu vielleicht Folgendes: Ich würde dringend 

dafür werben, dass wir dieses Kapitel deutlich 

einkürzen. Wenn wir insgesamt zu einem Kon-

sens kämen, dass wir sagen, die derzeitige Situa-

tion ist aus zwei Gründen veränderungsnotwen-

dig: Einmal zur stringenteren Umsetzung des 

Trennungsgrundsatzes, weil möglicherweise im 

Detail unterschiedliche Sichtweisen bestehen, 

aber im Wesentlichen zugunsten einer deutlich 

höhere Effizienz bei der Erledigung der Dinge, 

die in Zukunft auf uns zukommen. Ich denke, da-

mit wäre der Sache Genüge getan, und dann kön-

nen wir auch an diesen Kriterien die Neuvor-

schläge in Kapitel IV. spiegeln.  

Wenn wir jetzt versuchen, ein ausgewogenes Bild 

hinsichtlich der Fragen zu schaffen, woran es 

liegt, ob es an den Schnittstellen oder an der in-

ternen Organisation liegt, darf ich daran erinnern 
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- Herr Meinel hat es eben auch als eine wesentli-

che Voraussetzung für das Aufstellen dieser 

neuen Behörde angesprochen -, dass die Organi-

sation bis hin zur Führung - alles, was damit zu-

sammenhängt modifiziert und verbessert werden 

muss. Dann ist das auch ein deutliches Zeichen, 

dass an dieser Stelle Handlungsbedarf besteht.  

Noch einmal zusammengefasst: Ich würde sehr 

dafür plädieren, dass wir das Kapitel III. deutlich 

kürzen, meinethalben auf zwei Sätze. Dann wäre 

das aus meiner Sicht ausreichend, und wir könn-

ten uns dann den wesentlichen Punkten der Aus-

gestaltung widmen. Diesbezüglich scheinen wir 

durchaus viele Überschneidungen in unseren 

Vorstellungen zu haben, allerdings auch noch ei-

nige unterschiedliche Sichtweisen, zum Beispiel 

bezüglich der Frage: „Ist es wirklich der effizi-

ente Ansatz, nur eine Behörde zu haben, die 

sozusagen aus BfS und der BfE zusammengesetzt 

ist?“ Wobei es eben nicht so ist, dass der Strah-

lenschutz alleine oder primär führt, Frau Kotting-

Uhl. Das, was jetzt vor uns liegt, hat natürlich 

eine wesentliche Komponente im Strahlenschutz, 

hat aber auch sehr viel im Management des End-

lagersuchprozesses für das noch zu suchende 

Projekt des Abwickelns dieses sehr komplexen 

Verfahrens und auch sehr viele operative Dinge. 

Das erleben wir gerade bei den bestehenden Pro-

jekten wie Konrad und anderen, die natürlich 

viele Strahlenschutzkomponenten haben, aber 

eben nicht nur solche. Insofern ist das keine Re-

gulierungsbehörde für den Strahlenschutz al-

leine. Das scheint mir noch diskussionswürdig 

zu sein. 

Noch einmal zurück zu dem Punkt „100 Prozent 

Bundesbeteiligung“. Ich darf daran erinnern, dass 

wir beim letzten Mal vorgetragen haben, welches 

unsere primären Anliegen an dieser Stelle sind. 

Wir wollen natürlich eine Transparenz erzielen, 

die deutlich macht: Wie laufen die Prozesse? Wie 

ist die Organisation aufgestellt? Ist das alles opti-

mal? Auf der anderen Seite sollten wir idealer-

weise die Möglichkeit haben, uns dort als Indust-

rie einzubringen, indem wir Impulse als - wie wir 

meinen - durchaus erfahrene Industrie, was Pro-

jekte angeht, einbringen, also in dem Sinne ein 

Input.  

Das sind die wichtigen Elemente, nicht die hier 

unterstellten dominierenden Funktionen über 

eine Gesellschafterstellung, die wir völlig anders 

sehen als das, was hier dargestellt ist. Dass wir da 

in einer Pole Position sind und am Ende auch 

noch über die Vertragskonstruktionen Gewinne 

generieren, das würde ich gerne an dieser Stelle 

weit von uns weisen und es aus zeitökonomi-

schen Gründen jetzt nicht mehr im Einzelnen 

diskutieren. Das spricht aus meiner Sicht auch 

dafür, dass wir das Kapitel III. schlank halten.  

Noch einmal zusammengefasst: Wir müssen si-

cherlich noch über den Punkt sprechen, wie die 

Struktur BfS/BfE unter dem Gesichtspunkt Effizi-

enz sein soll. Das war für uns der Grund dafür, 

den Vorschlag zu unterbreiten, die Strukturen 

durchaus nebeneinander zu führen. Wenn man 

den Vorhabenteil aus dem BfS heute herauslöst, 

bleibt noch ein sehr großer Teil des BfS bestehen. 

Es spielt sicherlich eine Rolle, wie die Migration 

ist, das heißt, wie die Behörden sukzessiv aufge-

baut werden, was denn am Ende der effizienteste 

Weg ist. Das sollte der Maßstab sein. 

Herr Gaßner, vielleicht noch ein Hinweis: Dass 

das Anordnen des Vorhabenträgers beim Finanz-

ministerium nicht nur Finanzierungs- und Markt-

gesichtspunkte beinhaltet, können Sie an dem 

Beispiel EWN sehr gut nachvollziehen. Insofern 

ist das a) nicht artfremd, und b) ist die EWN - je-

denfalls nach unserer Kenntnis - auch kein Un-

ternehmen, das sich jetzt schnell an den Markt 

bewegen sollte und dort entsprechende Aktivitä-

ten entfalten sollte, sondern es gibt hier schon ge-

übte Praxis.  

So weit zu dem aktuellen Diskussionsstand.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Könnten Sie zu der Idee 

des Beirats noch einmal Stellung nehmen? 
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Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja, das wäre sicherlich ein 

überlegenswerter Ansatz, der genau in die Rich-

tung geht, die wir als unsere Interessen formu-

liert haben. Wir wollen Transparenz. Wir wollen 

uns auch einbringen, wo wir Beiträge als Indust-

rie leisten können. Wir sind nicht nur als Finan-

ziers gefordert, sondern wir können an der Stelle 

auch Beiträge leisten. Wie das ausgestaltet ist, da-

rauf käme es natürlich ganz entscheidend an. Es 

kann nicht nur eine reine Lieferung von Informa-

tionen sein, und das war es dann, sondern man 

müsste dann schon über Gestaltungsmöglichkei-

ten bzw. qualifizierte Informationen und qualifi-

zierte Inputs sprechen können.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Kanitz und anschließend Herr Hörn-

schemeyer. 

Abg. Steffen Kanitz: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Wir haben im Moment - das hat nicht nur 

die Anhörung ergeben, sondern ich glaube, das 

ist auch bei uns Konsens - das Problem, dass die 

Struktur DBE/BfS offensichtlich nicht funktio-

niert. Jetzt können wir uns gegenseitige Schuld-

zuweisungen katholisch machen, aber das hilft 

eigentlich nicht so richtig weiter. Insofern teile 

ich die Auffassung, zu sagen, es hilft jetzt nicht, 

sich in einem Kapitel gegenseitig die Schuld zu-

zuweisen, sondern wir müssen feststellen: Es gibt 

offensichtlich Probleme. Ich bin der festen Über-

zeugung, diese Probleme werden nicht dadurch 

gelöst, dass wir die DBE verstaatlichen und das 

BfS zu einer noch größeren Behörde machen. Das 

ist in sich nicht logisch.  

Wenn das Konsens in diesem Kreis ist, dann 

müssen wir feststellen, wir brauchen einen Neu-

anfang. Die bisherigen Strukturen funktionieren 

offensichtlich nicht. Ich bin aus unterschiedli-

chen Gründen ganz strikt dagegen, eine neue Su-

perbehörde zu schaffen. Ich weiß aber auch 

nicht, ob es uns gelingt, in diesem Kreis oder in 

der Kommission Konsens darüber zu erzielen, 

wie die Behörde heißen soll. Ich weiß auch nicht, 

ob das der richtige Weg ist, oder ob wir nicht e-

her über die Strukturen sprechen. In den letzten 

Wortbeiträgen hat sich gezeigt, dass wir das ei-

gentlich schwerpunktmäßig auch versuchen wol-

len.  

Daher: Absolute Unterstützung für die Bitte von 

Herrn Meinel, dass das BMUB aus seiner Sicht 

noch einmal deutlich macht: Was wäre gene-

risch, strukturell bzw. organisatorisch ein ver-

nünftiger Weg? Denn ich muss ehrlich sagen: Ich 

sehe uns oder mich jedenfalls persönlich im Mo-

ment außer Stande, den richtigen Weg an dieser 

Stelle vorzuschlagen. 

In meinem zweiten Punkt geht es um die Frage: 

Einvernehmliche Kündigung des Kooperations-

vertrags, ja oder nein? Das zielt in eine ähnliche 

Richtung. Ich bin mir aus verhandlungstakti-

schen Gründen nicht ganz sicher, ob man diesen 

Weg sozusagen der weiteren Aufsplitterung zum 

jetzigen Zeitpunkt aus Sicht der AG 2 schon auf-

machen muss. Wenn ich das BMUB beim letzten 

Mal richtig verstanden habe, dann sind die Ver-

handlungen auf einem sehr guten Weg, um eine 

einvernehmliche Lösung herbeizuführen. Jetzt 

traue ich dem BMUB und allen Beteiligten zu, 

die Verhandlungen zu einem vernünftigen Ab-

schluss zu bringen. Aber wenn ich jetzt schon die 

Hintertür aufmache, dann finde ich das verhand-

lungstaktisch nicht richtig sinnvoll.  

Dann stellt sich aber auch die Frage nach dem 

Zeitplan. Je nachdem, wann wir das Papier ver-

abschieden, ist diese Frage möglicherweise schon 

geklärt. Das wäre vielleicht ein Punkt, über den 

man einmal nachdenken muss.  

Noch einmal: Ich plädiere nicht dafür, eine wei-

tere Aufsplitterung vorzunehmen oder auch nur 

an die Wand zu malen und zu sagen: Wenn das 

nicht klappt, dann machen wir erst einmal so 

weiter wie bisher. Denn „so weiter wie bisher“ 

funktioniert offensichtlich nicht.  

Dritter Punkt: Clearingstelle. Wenn ich es richtig 

verstanden habe - ich glaube, das ist durchaus 

sinnvoll -, geht es nicht um die Frage, zukünftig 
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die bundeseigene Gesellschaft wieder zu privati-

sieren. Herr Wenzel, ich glaube, es wäre wichtig: 

Wenn Sie schon Ideen haben, wie man das ver-

hindern kann, dann sollten wir das hier auch dis-

kutieren. Aber ich glaube, es ist richtig - da 

würde ich jetzt nicht nur die Industrie in die 

Pflicht nehmen, sondern auch den Bund als Teil 

der Abfallverursacher -, dass diejenigen, die die 

Abfälle verursachen, in irgendeiner Weise mit am 

Tisch sitzen. Das heißt nicht, dass sie in der Ge-

sellschaft sitzen und dort Einflussrechte haben. 

Aber ich stelle mir eine Art Runden Tisch vor. 

Man müsste die Frage, welche Rechte man hat, 

konkretisieren. Haben sie Rechte, hineinzugu-

cken, oder haben sie Rechte, mitzubestimmen? 

Frau Kotting-Uhl, das ist das, was Sie ausdrück-

lich nicht wollen, was ich verstehen kann. Das 

würde die Glaubwürdigkeit einer 100-prozentig 

öffentlichen bundeseigenen Gesellschaft auch 

wieder ein bisschen untergraben.  

Insofern wäre eben mein Punkt, einmal unter 

dem Stichwort Kostentransparenz darüber zu 

sprechen: Wäre das im Sinne eines Runden Ti-

sches zu ermöglichen? Welche Rechte hätte die-

ser Runde Tisch bzw. dieses Gremium? Ich 

glaube, das wäre wichtig, um an dieser Stelle 

konkret zu werden. 

Zum Trennungsgrundsatz ist viel gesagt worden. 

Ich bin kein Jurist, verstehe nur, dass es dazu of-

fensichtlich unterschiedliche Sichtweisen gibt 

und dass viele sagen, auch in der Struktur unter 

einem Ministerium ist es durchaus möglich. An-

dere sagen, sauberer wäre es eigentlich, wenn 

man es konsequent trennen würde. 

Zum Stichwort Beliehener: Herr Gaßner, da sind 

Sie sicherlich stärker und tiefer im Thema, als 

ich es bin. Wenn ich den BMUB richtig verstan-

den habe, ist es durchaus das Ziel, die bundesei-

gene Gesellschaft als Beliehenen auszustatten, 

um dieser bundeseigenen Gesellschaft eben auch 

einen größeren Handlungsspielraum zu ermögli-

chen. Stichwort Effizienz, Verschlankung von 

Prozessen: Wenn dies das Ziel ist und das damit 

auch erreicht wird, dann fände ich das durchaus 

sinnvoll. 

Summa summarum plädiere ich dafür, auch 

wenn es schwierig ist, jetzt zu versuchen, den 

großen Wurf zu probieren und keine Zerstücke-

lung vorzunehmen und zu sagen, wir splittern 

die Gesellschaften auf, sondern ich würde versu-

chen, jetzt in diesem Kreise schon eine erste Lö-

sung zu entwickeln.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. - 

Herr Hörnschemeyer, bitte. 

Franz-Gerd Hörnschemeyer: Vielen Dank, Herr 

Vorsitzender. - Einige Anmerkungen: Es ist ein 

sehr umfangreicher Vorgang, der durchaus diffe-

renziert ist. Ich möchte aber einige Anmerkungen 

zu Punkt III. machen. Das ist insoweit wichtig, 

als hier unter Umständen sonst der Eindruck her-

vorgerufen wird, dass das, was bestimmte Teil-

nehmer an der Anhörung zu ihrem Eindruck ge-

sagt haben, wo es bislang nicht so gut gelaufen ist 

und wo die Defizite bei den Strukturen liegen, 

auf einmal Meinung dieser Arbeitsgruppe bzw. 

Meinung der Kommission wird. Das darf auf kei-

nen Fall passieren. Das ist ein Unterschied. 

Wenn das einige Gutachter so sehen und in ihren 

Stellungnahmen zum Ausdruck bringen, dann ist 

das so. Aber ob das dann die Meinung einer Ar-

beitsgruppe oder die Meinung der Kommission 

ist, das ist etwas anderes. Das wird, glaube ich, 

nicht deutlich genug.  

Ich habe in der vorletzten Sitzung dazu ausge-

führt, dass wir das durchaus anders beurteilen, 

teilweise aus mehr als 20-jähriger Erfahrung her-

aus. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass zum 

Beispiel Verzögerungen bei der Erkundung von 

Gorleben - okay, zwischenzeitlich haben wir eine 

andere Lage, auch Rechtslage - dadurch eingetre-

ten sind, dass weder die damalige rot-grüne Koa-

lition noch die schwarz-rote Koalition nicht von 

der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, die Er-

kundung von Gorleben nach drei oder fünf Jah-

ren wieder aufzunehmen, sondern dass sie sie 

quasi zehn Jahre ausgefahren hat. Ich möchte 
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auch darauf aufmerksam machen, dass einige 

Verzögerungen im Projekt Konrad unter Umstän-

den darauf zurückzuführen waren bzw. sind, 

dass es zum Beispiel durch Meseberg Beschlüsse 

gab, im Rahmen der Energieeinsparung zu arbei-

ten. Allerdings sind die Anforderungen, was 

Transparenz und Besucher angeht, heute andere, 

als ursprünglich einmal planfestgestellt wurde. 

Das hat zu erheblichen Verzögerungen von meh-

reren Jahren geführt. Dazu gehört zum Beispiel 

auch die Frage, wie der Schutzzaun der Anlage 

aussehen muss, wegen der Transparenz. Kann 

man einen ziemlich sicheren Zaun bauen, oder 

muss man das anders bauen? Das waren Fragen, 

die jahrelang diskutiert wurden und die jetzt all-

mählich abgearbeitet werden, die aber keinesfalls 

beim Betreiber zu verorten sind, sondern es hat 

unterschiedliche politische Vorgaben gegeben.  

Damit bin ich beim zweiten Punkt. Richtig ist - 

ich glaube, das ist Konsens -: Die jetzige Struktur 

ist auf Dauer nicht zielführend. Man kann sicher-

lich etwas optimieren. Ich glaube, richtig ist aber 

auch, dass viele Themen alleine mit einer neuen 

Struktur keiner Lösung zugeführt werden kön-

nen. Eine neue Struktur kann helfen, einige The-

men zu vereinfachen, zu verschlanken, kann je-

doch mit Sicherheit nicht alle Themen lösen. Es 

ist aber nicht ungewöhnlich, dass man sich na-

türlich aus nahe liegenden Gründen mit solchen 

strukturellen Fragen befasst. Vor allen Dingen 

kann man die in Kästchen fassen, und mit Käst-

chen kann man prima umgehen. Ich möchte aus-

drücklich betonen, dass wesentliche inhaltliche 

Fragen dadurch nicht gelöst werden. 

Zur „Struktur neu“: Wenn man die „Struktur 

neu“ aus dem Alten unbedingt umfassend ablei-

ten muss, dann muss man schon deutlich darstel-

len: Ist das jetzt die Meinung des BMUB, ist das 

die Meinung der Kommission bzw. der AG, oder 

ist das die Meinung gewisser Teilnehmer/Disku-

tanten an den verschiedenen Runden, Anhörun-

gen etc.?  

Unstrittig ist, glaube ich, dass die Politik oder der 

Bund auf jeden Fall mehrheitlich und irgend-

wann vielleicht auch einmal zu 100 Prozent die 

Verantwortung übernehmen sollte. Da wir glau-

ben, dass das nach Möglichkeit im Konsens, also 

im Rahmen von Verhandlungen zu lösen ist - vor 

allen Dingen, wenn man an zeitnahe Lösungen 

denken will -, können wir uns auch Übergangslö-

sungen vorstellen. Nicht ohne Grund war immer 

- auch als die DBE in den 80er- und 90er-Jahren 

noch staatlich war - ein gewisser Industrieanteil 

darin, einfach um Managementqualifikationen, 

aber auch Technologietransfer etc. relativ einfach 

organisieren zu können. Das hatte Verstand und 

hat Verstand, zumindest für Übergangszeiten.  

Diesbezüglich wird sich sicherlich ein Weg fin-

den lassen. Insoweit halten wir - wie es auch 

Herr Kanitz ausgeführt hat - diese Hinweise nach 

dem Motto „Bist du nicht willig, so brauche ich 

Gewalt“ für nicht zweckdienlich. Das ist nicht 

gut für das Verhandlungsklima. Letztendlich 

merken wir: Wenn sich gewisse Seiten verständ-

licherweise ein wenig verwundert darüber zei-

gen, dass man einerseits vor Gericht geht, dass 

man andererseits aber sagt, wir wollen eine kon-

sensuale Lösung finden, dann kann man das in 

diesem Fall sicherlich auch anwenden. Den Hin-

weis auf gewisse Rechtswege zum heutigen Zeit-

punkt und an dieser Stelle halten wir eigentlich 

nicht für zielführend. Üblicherweise ist der Ver-

handlungsweg in vielen Punkten der bessere.  

Es gibt Übergangsmöglichkeiten, die man darstel-

len kann und die man auch relativ schnell fixie-

ren kann. Da kann man sicherlich genaue Ab-

grenzungen machen. Das wird nicht ganz einfach 

sein, aber es gibt Optionen.  

Ein weiterer Hinweis: Wir müssen das Rad nicht 

neu erfinden. Wir haben eine gewisse Konstruk-

tion über die EWN, die in diesem Geschäft als 

100-prozentige Tochter des Bundes - BMF, wenn 

ich es richtig weiß - tätig ist. Wir haben auch 

beim BMWi die Wismut, die neben dem Bergbau 

natürlich auch Strahlenschutz macht. Das spricht 
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ein wenig dafür, dass man sich hier eventuell an-

hängen kann, um zumindest für die nächsten 

Jahre einen Fortschritt zu erzielen, um vielleicht 

das Klima ein wenig zu entspannen und um auch 

deutlich zu machen - ich glaube, dieses Signal an 

die Bevölkerung und an interessierte Kreise wird 

wichtig sein -, dass der Bund, die Politik, die 

Mehrheit der Verantwortung hat, um einfach 

auch einige Diskussionen, die meines Erachtens 

nicht sachlich begründet sind, sondern eher poli-

tisch, aus der Aktualität herauszunehmen. Wer 

die Verträge aus dem Kooperationsvertrag kennt, 

weiß, dass die Gewinnmarge für die Industrie im-

mer - - Dafür fängt man nicht an. Das ist alles ver-

traglich geregelt und hatte auch damals seinen 

Grund. 

Wir brauchen vielleicht eine pragmatische Lö-

sung und sollten das Rad nicht neu erfinden. Wir 

haben gewisse Strukturen, die man relativ zeit-

nah und relativ unfallfrei verändern kann. Das 

kann man, glaube ich, auch vernünftig bespre-

chen.  

Zur Behördenstruktur nur ein Hinweis: Die End-

lagerung wird uns sicherlich noch einige Jahr-

zehnte begleiten. Ich glaube, die ganz große For-

derung - deswegen sitzen wir ja hier - war immer 

die Transparenz des Verfahrens und dass sich 

wirklich jemand darum kümmern kann, ein „gro-

ßer Kümmerer“, und der muss staatlich sein. Wir 

wissen ja: Wenn der Staat etwas macht, ist alles 

besser, zumindest transparenter. Wir sehen eine 

gewisse Sinnhaftigkeit darin, dass eine Bundes-

behörde es relativ zentral fährt und dass man ent-

sprechende Schritte einleitet. Um nur einmal das 

Finanzvolumen zu nennen - wir haben jetzt nur 

die Rückstellungen der Industrie genommen, 

nicht die öffentlichen Mittel; dort werden keine 

Rückstellungen gebildet, jedenfalls nicht erkenn-

bar -: Aus der Industrie alleine kommen, glaube 

ich, 35 oder 38 Milliarden Euro, die insgesamt 

für den Rückbau gezahlt werden, plus Einlage-

rung. Da kommen die öffentlichen Mittel noch 

obendrauf. Das ist sicherlich eine Summe, die 

auch eine eigene Behörde einfach vom Volumen 

her rechtfertigen kann.  

Diese Abgrenzung dann zum „BfS alt“ - so nenne 

ich das einmal; ob die Namen richtig sind, weiß 

ich nicht - kann man sicherlich darstellen. Ein 

paar andere werden sicherlich in die Aufgabe 

eingebunden werden, saubere neue Vertragskon-

struktionen und auch rechtliche Konstruktionen 

niederschreiben zu dürfen. - Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank, 

Herr Hörnschemeyer. - Bevor ich im Anschluss 

versuche, ein gewisses Zwischenfazit zu ziehen, 

Herr Brunsmeier, bitte. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Vielen Dank, 

Herr Vorsitzender. - Wir haben natürlich viele 

Punkte, die wir gerade diskutiert haben, auch in 

die Überlegungen zu diesem Papier eingebunden. 

Insofern überraschen jetzt viele Punkte nicht. Ich 

denke aber, dass wir auch als Arbeitsgruppe 2 

schon den Anspruch haben müssen, Vorschläge 

zu entwickeln, die über die bisherige Diskussi-

onsebene oder die festgefahrenen Punkten hin-

ausgehen. Deswegen würde ich den Vorschlag 

machen, dass wir die Punkte, die so bleiben kön-

nen, zunächst einmal für uns festhalten.  

Wir hatten eine bestimmte Struktur in dieses 

Eckpunktepapier eingebracht und dafür römische 

Ziffern gewählt. Wenn ich vielleicht einmal bei 

den römischen Ziffern anfangen darf, glaube ich, 

dass wir es durchaus so machen könnten, dass 

wir die Richtlinie als Anlage beifügen. Ich 

glaube, damit hätten wir den Punkt I. ganz gut er-

ledigt. Das ist relativ einfach. 

Wenn ich mir die Hinweise, was den Punkt II. 

betrifft, ansehe, glaube ich, dass wir auch darüber 

sehr schnell Einvernehmen werden erreichen 

können. Dazu gab es nur Hinweise von Herrn Dr. 

Brammer bzw. von Herrn Jäger und Herrn Fi-

scher. Aber ich glaube, über den Punkt II. ist sehr 

schnell Einvernehmen herbeiführbar. Darin sehe 

ich jetzt kein großes Problem.  

Was den Punkt III betrifft, meine ich, dass dort 

Kürzungsmöglichkeiten gegeben sind. Ich glaube, 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

Arbeitsgruppe 2  
Evaluierung 
 

 
 
Protokoll der 5. Sitzung Seite 25 von 60 
am 23. Februar 2015 

dass Herr Steinkemper und ich mit Unterstüt-

zung der Geschäftsstelle - oder wie auch immer - 

sicherlich noch eine Überarbeitung vornehmen 

können. Kürzer ist oft besser. Manchmal ist es 

auch gut, wenn man etwas weglässt.  

Ich glaube aber, wir müssen die Punkte, die wir 

für uns festgehalten haben, irgendwann auch ein-

mal als festgehalten ansehen. Uns liegen aus der 

Anhörung sowohl eine Kurzfassung als auch eine 

Langfassung der Ergebnisse vor. Diese Ergebnisse 

haben wir einvernehmlich festgestellt. Auf dieser 

Basis sollte das weiter bearbeitet werden. An-

sonsten macht die Arbeit wenig Sinn, wenn wir 

Ergebnisse feststellen und damit nicht mehr wei-

terarbeiten.  

Insofern würde ich jetzt einfach den Vorschlag 

machen, dass wir Ihre Kürzungsvorschläge gerne 

aufgreifen, Herr Fischer und Herr Jäger, um das 

im Lichte der festgestellten Ergebnisse aus der 

Anhörung und unter der Prämisse, dass weniger 

wahrscheinlich mehr ist, noch einmal durchzuar-

beiten. Dann hätten wir die Punkte I., II. und III. 

in eine Richtung gelenkt, wo wir als Arbeits-

gruppe 2 der Kommission durchaus einen Vor-

schlag machen könnten.  

Wahrscheinlich schwieriger und im Grunde ge-

nommen unmöglich ist es, einen einvernehmli-

chen Vorschlag zu Punkt IV. zu machen. Das ver-

wundert zunächst einmal nicht; das halte ich 

auch gar nicht für schlimm. Aber wir sollten zu-

nächst versuchen, festzuhalten, welches die 

Punkte sind, wo wir tatsächlich einen neuen As-

pekt sehen, den wir einheitlich so festgehalten 

haben.  

Heute ist noch einmal der dringende Wunsch ge-

äußert worden, dass diese neue Betreibergesell-

schaft in staatlicher Hand liegen sollte, wobei die 

Frage der Implementierung des Know-how aus 

den bestehenden Unternehmen und aus privat-

wirtschaftlicher Sicht entsprechend eingebracht 

werden muss. Herr Kanitz hat zu Recht angespro-

chen, dass geklärt sein muss, wie das organisiert 

wird. Stichworte sind hier Runder Tisch oder Be-

gleitgremium. Ich glaube, „Begleitgremium“ ist 

ein noch weitergehender Begriff. Dieses Gremium 

muss dann aber auch bestimmte Kompetenzen 

haben. Insofern könnten wir diese 100 Prozent 

Staatlichkeit - dieser Anspruch also, den ich 

durchaus für zweckmäßig halte und auch als 

richtig ansehe - mit bestimmten Kompetenzen 

des Begleitgremiums vielleicht ein wenig auszu-

gleichen. Das wäre ein Vorschlag für Punkt IV.1. 

Dann möchte ich noch einmal an die gemein-

same Sitzung mit Staatssekretär Flasbarth erin-

nern, der - so denke ich - sehr deutlich vorgetra-

gen hat, dass aus seiner Sicht das Einvernehmen 

dieser neuen Strukturen ganz oben an erster 

Stelle steht. Er hat auch deutlich gemacht hat, 

dass alles versucht wird, was menschenmöglich 

ist, um zunächst einmal ein Einvernehmen her-

zustellen. Er hat aber zu Recht gesagt, wir brau-

chen auch einen Plan B, wenn es - aus welchen 

Gründen auch immer - nicht möglich ist. Ich 

finde es jetzt ein bisschen schade, dass Sie das 

als Drohung empfinden, Herr Hörnschemeyer. 

Andere Unternehmen reichen Klagen ein. Wir 

würden einmal versuchen, dieses Einvernehmen 

noch stärker nach vorne zu formulieren. Insofern 

wäre dort aus meiner Sicht der Vorschlag, dass 

wir dieses Einvernehmen noch einmal deutlicher 

formulieren, damit es dieser Intention gerechter 

wird.  

In Bezug auf den Punkt IV.3 habe ich auch nur 

kleine Ergänzungen festgestellt, die ich nicht un-

bedingt als problematisch ansehe. Ich glaube, 

diesbezüglich besteht durchaus die Möglichkeit, 

eine gemeinsame Formulierung zu finden.  

Was die Punkte IV.4 und IV.5 betrifft, hat sich 

auch abgezeichnet - das habe ich jetzt bei Herrn 

Kanitz und auch bei anderen Beiträgen so ver-

standen -, dass wir das BMUB noch einmal bitten 

- ich gucke jetzt Herrn Hart einmal an -, das mit-

zunehmen und einen konkreten Vorschlag zu un-

terbreiten, wie diese Behördenentwicklung zu ge-

stalten ist. Sie sind sowieso täglich in der Arbeit 

mit diesem Thema befasst. Es war ein Vorschlag, 
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der von vielen gekommen ist, dass das BMUB 

noch einmal den aktuellen Stand darstellt und 

dabei seine Vorstellungen aufgreift. 

Was jetzt den Namen betrifft - Superbehörde, Tei-

lung oder Ähnliches -, könnte es auch noch gute 

Vorschläge seitens des BMUB geben. Ich finde, 

diese Vorschläge sollten wir uns heute noch an-

hören und überlegen, in welcher geeigneten 

Form wir das vielleicht in das gemeinsame Pa-

pier für die Kommissionssitzung einarbeiten kön-

nen.  

Dann bleiben eigentlich nur noch zwei Punkte 

übrig. Dazu müsste man heute noch ein Mei-

nungsbild herbeiführen. Herr Minister Wenzel 

hat unter Nr. 39 einen Vorschlag unterbreitet. 

Wenn dieser Satz drinsteht, ist es gut; wenn 

nicht, ist es auch gut. Das würde nur noch einmal 

unterstreichen, dass die Kompetenzen der Länder 

entsprechend weiter im Auge zu behalten sind. 

Wenn das ein wichtiges Anliegen ist, könnte ich 

mir vorstellen, dass wir das gerne aufnehmen.  

Das Zweite, was wir klären müssten, ist die Frage 

nach EWN. Frau Kotting-Uhl hatte vorgeschla-

gen, zunächst einmal darauf zu verzichten. Das 

wurde auch in weiteren Wortbeiträgen deutlich. 

Da ist manchmal weniger einfach mehr.  

Damit hätten wir jetzt ein ziemlich umfangrei-

ches Paket, von dem wir uns vorstellen könnten, 

dass wir damit in die Kommissionssitzung gehen 

könnten. Ich glaube, es nützt wenig, dass wir das 

jetzt immer wieder hin und her wägen. Es ist jetzt 

dringend an der Zeit, dass in der Kommission 

erste Veränderungen, Entwicklungen und Ergeb-

nisse präsentiert werden. Da sind wir jetzt in be-

sonderer Verantwortung aus der Arbeitsgruppe 2 

heraus. Wir sollten nicht allzu offen in die Vor-

lage dieses Eckpunktepapiers gehen, damit wir in 

der Sitzung am 2. März 2015, wenn wir als 

Schwerpunkt aufgerufen werden, auch etwas lie-

fern können. Insofern lautet mein Vorschlag, sich 

in diese Richtung zu entwickeln.  

Sie haben vielleicht den einführenden Worten 

entnommen, dass Herr Steinkemper und ich die-

ses Papier sozusagen in der letzten Nacht ent-

sprechend bearbeitet haben.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das bedeutet 

aber keinen Hinweis auf die Qualität. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Genau. - Wir 

sind durchaus gerne bereit, bis zur Kommissions-

sitzung weiter daran zu arbeiten und im Lichte 

der heutigen Diskussion ein Papier zu entwi-

ckeln, von dem wir sagen können, das ist jetzt 

ein Input in die Kommission, der dort auch einen 

neuen Anfang dokumentiert und anzeigt.  

Da das Thema Behördenstruktur jetzt, glaube ich, 

noch der interessanteste Punkt ist, wäre die aktu-

elle Sichtweise des BMUB hilfreich. Ich würde 

vorschlagen, dass sich Herr Hart jetzt dazu äu-

ßert, Herr Vorsitzender. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das wird Herr 

Hart auch tun. Wenn Sie einverstanden sind, 

gebe ich zunächst einmal Herrn Hart das Wort. 

MinR Peter Hart (BMUB): Vielen Dank, Herr 

Steinkemper. - Ich muss mich bei diesem Punkt 

natürlich unbedingt melden, weil vom BMUB 

jetzt wieder ein Papier erwartet wird.  

Für das BMUB und die Bundesregierung ist es 

wünschenswert, dass die Kommission sehr 

schnell Eckpunkte beschließt, auch als Grundlage 

dafür, dass wir in der Bundesregierung mit dem 

Prozess der Erarbeitung von Rechtsgrundlagen 

und mit der Befassung mit sonstigen organisatori-

schen Detailfragen - Abwicklung der Umorgani-

sation - beginnen können. Wir sind in der Bun-

desregierung noch am Anfang, haben also keine 

ressortabgestimmte Position. Insofern täte ich 

mich sehr schwer, kurzfristig ein Papier mit Vor-

stellungen zur Neuorganisation bzw. zur Aufstel-

lung der neuen Regulierungsbehörde im Detail 

vorzulegen. Das ist nicht leistbar.  
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Ich möchte aber darauf hinweisen, dass es durch-

aus gewichtige Argumente dafür gibt, die Regu-

lierungsaufgabe bei einer Bundesoberbehörde an-

zusiedeln, die nicht für Strahlenschutz insgesamt 

zuständig ist. Die Bundesregierung ist nicht un-

bedingt entschlossen, dem Modell zu folgen, das 

in der Diskussion zum Teil befürwortet wurde, 

nämlich das BfS zur Regulierungsbehörde zu ma-

chen und auch die Strahlenschutzaufgaben dort 

zu belassen. Das heißt umgekehrt nicht, dass wir 

schon entschlossen wären, das so nicht zu ma-

chen. Wir sind in dem Punkt also noch offen und 

wären auch dankbar dafür, wenn die Kommis-

sion der Bundesregierung Spielräume ließe, um 

zu vermeiden, dass wir letztlich doch in Teilbe-

reichen Kommissionsempfehlungen nicht folgen 

könnten.  

Vielleicht noch ein Gesichtspunkt. Das betrifft 

auch die Frage der Beteiligungsverwaltung, also 

bei welchem Bundesressort die Beteiligungsver-

waltung für die neue Betreibergesellschaft ange-

siedelt werden sollte. Es gibt dazu sehr unter-

schiedliche Modelle. Für die Asse GmbH ist es 

das BMUB. Für die Wismut ist es das BMWi. Für 

die EWN ist es das BMF. Es ist Unterschiedliches 

denkbar. Das ist eigentlich eine Frage der Zustän-

digkeitsverteilung innerhalb der Bundesregie-

rung, wo ich auch dankbar wäre, wenn die Kom-

mission nicht versucht, uns diesbezüglich Vorga-

ben zu machen.  

Ein weiterer Gesichtspunkt, den ich noch anspre-

chen möchte, ist die Frage der Übertragung bzw. 

Veränderung von Länderzuständigkeiten. Der 

Bundesregierung ist natürlich bewusst, dass die 

im Standortauswahlgesetz festgelegte Zuständig-

keitsverteilung für die Landesbehörden - insbe-

sondere für das Land Niedersachsen - sehr we-

sentlich war und auch ein Teil des Kompromiss-

pakets ist, das zum Standortauswahlgesetz ge-

führt hat. Wenn ich bösartig wäre, könnte ich 

letztlich sagen: Genauso wie die Regelung über 

die Offenhaltung Gorlebens. Wir wollen das 

nicht grundsätzlich in Frage stellen, hätten aber 

als Bundesregierung gerne schon etwas Spiel-

raum, vielleicht doch über gewisse Randkorrek-

turen sprechen zu können. Ich erinnere daran: 

Das betrifft nicht nur Vorhaben im Land Nieder-

sachsen. Es geht auch um Vorhaben im Land 

Sachsen-Anhalt. Ich will auch nicht ausschlie-

ßen, dass das Land Sachsen-Anhalt unter Um-

ständen fast dankbar wäre, wenn irgendwelche 

Zuständigkeiten früher auf eine Bundesoberbe-

hörde übergingen, als es derzeit vorgesehen ist.  

Der letzte Punkt, den ich noch kurz ansprechen 

möchte, ist die Frage: Beleihung oder nicht Belei-

hung? Die Überlegungen der Bundesregierung ge-

hen in der Tat dahin, die neue Betreibergesell-

schaft von Anfang an als Beliehenen auszugestal-

ten. Es ist auch nicht so, dass sie erst später wäh-

rend des laufenden Auswahlverfahrens irgend-

welche Aufgaben hätte, wo das eine Rolle spielen 

könnte, sondern sie soll vom ersten Tag an auch 

Aufgaben bei den bestehenden Projekten - unter 

anderem bei Konrad - wahrnehmen. Gerade für 

die Finanzierung von Konrad halten wir eine Be-

leihung für sinnvoll. Das wäre sozusagen vom 

ersten Tag an von der neuen Organisation wahr-

zunehmen. - Vielen Dank für die Aufmerksam-

keit. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. 

Ich glaube, dieser Zwischenruf war notwendig 

und hat ein paar Dinge doch in ein konkreteres 

Licht gestellt, als es bisher für den einen oder an-

deren der Fall war. - Jetzt hatte sich Herr Fischer 

gemeldet. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Vielen Dank, Herr 

Vorsitzender. - Ich greife den Punkt von Herrn 

Hart gleich noch einmal auf, weil ich ihn verstär-

ken möchte.  

Zum Thema Beleihung, das auch Herr Gaßner an-

gesprochen hatte: Für die Frage der Endlagersu-

che kann man das sicherlich unterschiedlich be-

werten, aber für die Realisierung von bestehen-

den Projekten muss eine neue Gesellschaft am 

Ende unternehmerisch handlungsfähig sein, und 

diese Handlungsfähigkeit erhält sie unserer Mei-
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nung nach ausreichend durch die Beleihung. In-

sofern denke ich, dass dieser Ansatz an der Stelle 

völlig richtig ist. Daher wird er von uns auch un-

terstützt.  

Aber ich möchte gerne noch einmal auf die Zu-

sammenfassung, die Herr Brunsmeier vorgetragen 

hat, eingehen, weil sie mir weitgehend gut gefal-

len hat. Ich denke, bei den Punkten I. und II. ha-

ben wir - abgesehen von den Kleinigkeiten, die 

noch geändert werden müssen - kein Problem.  

Noch einmal kurz zur Erläuterung von Punkt III.: 

Ich habe natürlich keinen Anlass, und es ist auch 

nicht unsere Absicht, Dinge, die bei der Anhö-

rung seinerzeit vorgetragen worden sind, jetzt zu 

verändern. Das ist nicht unsere Intention gewe-

sen, als wir das Papier erstellt haben. Man muss 

ein Stück weit berücksichtigen - Sie haben ge-

sagt, wir haben das jetzt einvernehmlich festge-

stellt, und dann muss es auch festgeschrieben 

werden -, dass wir bei der Anhörung zu diesem 

Thema Experten geladen hatten, die nur eine 

Seite beleuchtet haben. Wir hatten keine andere 

Seite, die sich dazu überhaupt großartig geäußert 

hat. Insofern denke ich, dass an dieser Stelle 

keine Ausgewogenheit gegeben gewesen ist. 

Vor allen Dingen darf eines nicht passieren: Dar-

aus, dass wir das einvernehmlich als Zusammen-

fassung der Anhörung ansehen, darf nicht ge-

schlossen werden, dass das jetzt auch die Mei-

nung der Kommission bzw. der Arbeitsgruppe 

ist. Das ist auf keinen Fall zutreffend. 

Insofern schließe ich mich dem Vorschlag an, 

den Text an dieser Stelle deutlich einzukürzen 

und auch als entscheidendes Ziel festzustellen, 

dass es hier um Effizienz in der Verbesserung der 

Struktur geht.  

Einen Punkt kann ich auch sofort unterschreiben, 

und zwar, dass es, wenn wir über die Beteili-

gungsstrukturen reden - insbesondere auch über 

die Einbringung der DBE -, das Ziel sein sollte, 

dazu Einvernehmen zu erzielen, dass man dies-

bezüglich also nicht den Konflikt heraufbeschwö-

ren sollte. Ich bitte um Verständnis, dass wir dem 

nie zustimmen könnten, wenn es darum geht, be-

stehende Verträge, die die DBE betreffen, quasi in 

Frage zu stellen oder möglicherweise eine Anre-

gung zu geben, sie aufzulösen. Insofern bin ich 

durchaus der Meinung: Wenn wir etwas komplett 

Neues schaffen, dann ist es implizit, dass die 

Verträge hinterher nicht mehr diese Bedeutung 

haben. Aber einen Vertrag im Konfliktfall aufzu-

lösen, würde natürlich automatisch Gegenreakti-

onen hervorrufen. Ich glaube, das ist klar.  

Mit Hinweis auf diese Anmerkung kann ich mit 

der Zusammenfassung, wie sie Herr Brunsmeier 

vorgetragen hat, durchaus leben. Ich glaube, wir 

werden am Ende auch eine Lösung für das Papier 

finden.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Hörnschemeyer, dann Frau Kotting-Uhl. 

Franz-Gerd Hörnschemeyer: Vielen Dank. - Ich 

denke auch, die Vorschläge sind durchaus ziel-

führend. Herr Brunsmeier, ich muss Sie aller-

dings noch einmal mit einem Punkt konfrontie-

ren, und zwar mit dem Vorschlag von Baden-

Württemberg, bei Punkt IV.2 die Worte „mög-

lichst zügig“ zu ergänzen. Da die Arbeitsgruppen 

und die Kommission dankenswerterweise völlig 

transparent sind, wird so etwas gelesen. Es gibt 

nicht nur Kollegen, die Bürgeranhörungen durch-

führen oder andere wichtige Veranstaltungen ma-

chen, sondern es gibt auch Damen und Herren, 

die dort arbeiten, und die fangen sofort an, zu 

überlegen. Wenn es heißt, die Verträge mit der 

DBE sollen in geeigneter Weise „möglichst zügig“ 

beendet werden, bedeutet das, dass wahrschein-

lich ein Betriebsübergang nach § 613 a BGB nicht 

zustande kommt. Das heißt, arbeitsrechtlich wä-

ren sie gewissermaßen auf der freien Prärie, 

wenn man die DBE nicht mehr beauftragt. Das 

wird von den Kolleginnen und Kollegen durch-

aus als potenzielle Bedrohung wahrgenommen, 

und in „Bedrohung“ steckt das Wort „Drohung“.  
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Insoweit kann ich das leider nicht zurückneh-

men. Es ist einfach meiner Rolle hier geschuldet, 

dass ich aus Sicht der Gewerkschaft etwas dazu 

sage. Es wird eben anders interpretiert, wenn-

gleich ich - ähnlich wie Herr Fischer - davon aus-

gehe, dass wir das ohne jede Schwierigkeit am 

Ende des Tages darstellen können. Es wird aber 

eben in anderen Rollen anders gelesen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Hörn-

schemeyer, das ist verstanden. Wohlgemerkt: 

Dieser Vorschlag kam auch nicht vom Vorsitzen-

den oder von der Geschäftsstelle. - Frau Kotting-

Uhl, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Zu Herrn Hörn-

schemeyer vielleicht noch: Natürlich sind Sie als 

Vertreter der Gewerkschaft hier, um eben auch 

genau diese Interessen zu vertreten, also mehr 

die Interessen der Arbeitenden zu vertreten als 

zum Beispiel die Interessen der Energieversor-

gungsunternehmen. Aber wir hatten auch schon 

zu einem früheren Zeitpunkt einmal darüber ge-

sprochen und sind uns, glaube ich, alle einig, 

dass es an Arbeit für die Menschen, von denen 

Sie sprechen, nicht mangeln wird. Es ist natür-

lich immer schwierig, sich umzustrukturieren o-

der zu gucken, wie es jetzt weitergeht. Aber an 

Arbeit wird es sicherlich nicht mangeln, eher im 

Gegenteil: Es wird eher an qualifizierten Arbeit-

nehmern mangeln.  

Ich hatte mich aber, Herr Fischer, Ihretwegen 

noch einmal gemeldet, weil mir etwas aufstößt, 

dass Sie sagen, bei der Anhörung waren nur Ex-

perten, die bezüglich der Behördenstruktur nur 

eine Sicht der Dinge vertreten hätten. Ich finde, 

so geht es nicht. Wir haben vorher alle miteinan-

der entschieden, welche Experten angehört wer-

den sollen. Jeder hatte das Recht, Experten vorzu-

schlagen. Wenn man dann zu einem bestimmten 

Gesichtspunkt vielleicht niemanden vorschlägt - 

warum auch immer - und nachher sagt, das war 

ja gar nicht vertreten, und deswegen kann man 

jetzt eigentlich das Ergebnis dieser Anhörung, 

das in der Frage der Behördenstruktur sehr ein-

deutig war, nicht akzeptieren, dann muss ich sa-

gen, dass wir uns Anhörungen sparen können. 

Das ist nicht der Sinn einer Anhörung. Entweder 

machen wir Anhörungen, und zwar so, wie es 

passiert ist, dass nämlich alle vorschlagen kön-

nen, wer daran teilnehmen soll. Der Kreis der 

Anzuhörenden war sehr groß, weil man kaum zu 

irgendeinem Experten Nein gesagt hat, sondern 

alle akzeptieren wollte. Deshalb hat die Anhö-

rung auch so lange gedauert. Aber dann muss 

man das auch akzeptieren, wie es im Ergebnis 

kommt. Das sind Grundlagen, auf denen wir 

dann arbeiten, und die kann man nicht anschlie-

ßend wieder in Frage stellen und sagen, das sei ja 

einseitig gewesen. Ich finde, das geht nicht. Das 

wollte ich an dieser Stelle noch einmal sagen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Direkt dazu ein kurzer Hin-

weis. Frau Kotting-Uhl, ich würde dafür werben 

und Sie noch einmal unterstützen wollen, Herr 

Brunsmeier und Herr Steinkemper, dass wir die-

ses Kapitel III. sehr knapp fassen, und zwar aus 

folgendem Grunde: Je mehr wir als Kommission 

kontroverse Diskussionen abbilden, umso schwe-

rer machen wir es der neuen Organisation, unbe-

schwert ans Werk zu gehen.  

Ich schließe mich durchaus der Meinung von 

Herrn Fischer an: In diesem Punkt hatten wir 

keine ausgewogene Anhörung. Es ist nun einmal 

so, dass der eine oder andere natürlich die Gele-

genheit nutzt, Dinge dann auch darzustellen. Das 

ist sein gutes Recht. Aber unsere Intention war es 

nicht, bei der Anhörung genau diese Baustelle 

möglichst ausgewogen darzustellen, damit wir 

am Ende ein ausgewogenes Bild haben, sondern 

uns geht es wirklich darum, mit Blick nach vorne 

festzustellen: Wo sind Verbesserungen notwen-

dig? Wie kann man Strukturen verbessern, um 

die Effizienz zu erhöhen?  

Also noch einmal ein klares Plädoyer dafür, dass 

wir das sehr stark eindampfen. Sonst müssen wir 

im Einzelnen noch einmal gucken, ob das alles in 
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der Anhörung auch tatsächlich so gesagt worden 

ist oder ob das nicht Beiträge waren, die im 

Nachhinein auch noch ergänzend dazu kamen. 

Ich habe den Eindruck, dass es nicht 100 Prozent 

Zitate aus der Anhörung sind, sondern dass auch 

Diskussionen einbezogen wurden, die es danach 

dazu gegeben hat.  

Aber noch einmal: Es ist eigentlich nicht der 

Mühe wert, das alles noch einmal nachzuvollzie-

hen, sondern kurz, kompakt, knackig zu formu-

lieren, dass Veränderungen notwendig sind, um 

eine bessere Effizienz zu bekommen; denn ich 

habe den Eindruck, das ist hier Konsens: Wir 

müssen an der Stelle deutlich besser werden in 

der Organisation und in der Performance.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Wenzel 

und dann Herr Meinel, bitte. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe jetzt noch einmal 

einige Nachfragen und einige Anmerkungen.  

Am einfachsten wäre die Sache in Bezug auf die 

Betreiberorganisation zu klären, indem man sagt, 

es wird eine neue GmbH gegründet, die zu 100 

Prozent im Eigentum des Bundes verbleibt und 

die auch nicht wieder privatisiert werden soll. 

Herr Kanitz fragte nach einer Möglichkeit, das zu 

tun. Man kann das natürlich im Gesetz festlegen. 

Das Gesetz kann aber wieder geändert werden. 

Insofern ist das keine 100-prozentige Lösung. 

Man könnte es als Stiftung oder als Ähnliches 

gründen. Auch das ist bisher nicht diskutiert und 

geprüft worden. Aber das ist aus meiner Sicht 

noch ein offener Punkt. Da ist bisher keine einfa-

che Lösung so schnell machbar. Es sollte aber 

festgehalten werden, dass das Ziel eine öffent-

lich-rechtliche Trägerschaft zu 100 Prozent ist.  

Dann habe ich noch einige Fragen zu Ihnen, Herr 

Hart. Das war mir am Ende dann ein bisschen zu 

viel, was wir Ihnen sozusagen noch zur weiteren 

Gestaltung überlassen würden. Sie haben von 

Randkorrekturen gesprochen. Wenn damit die 

Zuständigkeiten zum Beispiel in Bezug auf 

Schacht Konrad gemeint waren, dann wäre das 

wesentlich mehr als eine Randkorrektur. Sie ha-

ben Morsleben erwähnt. Das ist schon eine sehr 

grundlegende Frage, erst recht im Zusammen-

hang mit den Überlegungen, die Sie in Bezug auf 

das nationale Entsorgungsprogramm angestellt 

hatten. Das kann man nicht mal so eben nebenbei 

übers Knie brechen.  

Auch die Frage, welches Ressort am Ende dafür 

zuständig ist, ist ganz entscheidend dafür, ob das 

ganze Konstrukt am Ende Vertrauen genießt. Ein 

Bundeswirtschaftsministerium hat eine ganz an-

dere Funktion als ein Bundesumweltministerium 

in diesen Fragen, und es hat auch eine ganz an-

dere Historie. Auch das Bundesfinanzministe-

rium ist eher für die EWN zuständig, hat also 

auch da in der Vergangenheit eher Interessen be-

treut, die indirekt schon wieder dazu führen, 

dass möglicherweise nach Entsorgungen gesucht 

wird, die nur unter Kostengesichtspunkten und 

nicht unter Sicherheitsgesichtspunkten betrach-

tet werden. Auch das wäre von daher sehr kri-

tisch zu sehen, zumal die EWN eben eigene Inte-

ressen hat. Zum Beispiel schließt die EU-Richtli-

nie an dieser Stelle aus, solche Wege zu wählen.  

Auch die Frage der Beleihung erschließt sich mir 

nicht. Sie hatten das in den Zusammenhang mit 

den sogenannten Randkorrekturen gestellt. Ich 

sehe im Moment nicht, warum eine Beleihung 

notwendig ist, also warum diese hoheitliche 

Funktion mit übertragen werden muss.  

Eine letzte Anmerkung: Einen geeigneten Weg zu 

finden, um die Kostentransparenz herzustellen - 

ich glaube, Herr Fischer oder Herr Jäger haben 

das angesprochen -, halte ich für richtig. Ich 

glaube, das ist nicht nur im Interesse derer, die 

am Ende als Verursacher auch für Gebühren her-

angezogen werden, sondern es ist auch im öffent-

lichen Interesse, dafür zu sorgen, dass an dieser 

Stelle Transparenz besteht. Ich glaube, da müsste 

man Wege finden können. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke sehr. - 

Frau Kotting-Uhl.  
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Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Vielen Dank, Herr Vor-

sitzender, für die großzügige Worterteilung, weil 

ich jetzt auch gesagt habe, ich finde, man muss 

das jetzt einmal ausdiskutieren.  

Ich muss noch mal auf die Anhörung zu spre-

chen kommen. Ich möchte das so nicht stehen 

lassen, Herr Fischer oder Herr Jäger. Wenn wir 

ein Ergebnis haben, kann es ja auch sein, dass 

das Ergebnis deshalb so ausgefallen ist, weil die 

Meinung, es so zu sehen, einfach die übergrei-

fende, die deutlich mehrheitliche ist. Vielleicht 

ist es gar nicht deswegen, weil man jetzt aus Ver-

sehen lauter Experten eingeladen hat, die eine 

Meinung haben, und die anderen hat man aus 

Versehen weggelassen, sondern vielleicht ist es 

einfach so, dass die Argumentation für das, was 

im Rahmen der Anhörung im Zusammenhang 

mit der Behördenstruktur vorgetragen wurde, die 

sinnfälligste ist. Das könnte ja auch eine Erklä-

rung dafür sein, dass das Ergebnis zu eindeutig 

war.  

Jedenfalls machen wir es uns schwer, wenn wir 

nachher sagen, wenn wir das auswerten wollen: 

„Na ja, das zählt jetzt nicht so richtig. Das haben 

wir irgendwie falsch gemacht bei der Experten-

einladung.“ Dann diskreditieren wir unsere ei-

gene Arbeit.  

Ich bin absolut einverstanden mit dem Eindamp-

fen von Punkt III.; ich will da nicht missverstan-

den werden. Das muss nicht so umfangreich sein. 

Das kann man wirklich eindampfen. Aber ich 

denke, dass Ihnen schon vorschwebt, Herr Jäger, 

dass dann tatsächlich diese Kritik an der DBE 

herauskommt, wie Sie es ja auch in den schriftli-

chen Darlegungen vorgeschlagen haben. Ich 

glaube, das geht nicht. Es gibt - nicht erst seit der 

Anhörung - seit langem Kritik an dem Konstrukt 

DBE, nicht an den Arbeitnehmern dort. Das will 

ich auch noch einmal sagen. Es gibt Kritik an der 

Struktur, die einmal festgelegt wurde, wozu ja 

Politik ihren Gutteil beigetragen hat. Diese Struk-

tur ist einfach eine, die heutzutage überholt ist 

und die man dringend ändern muss.  

Dass da noch andere Dinge eine Rolle spielen, ist 

unbenommen. Aber dass diese Struktur so nicht 

mehr geht, ist, glaube ich, klar. Wir haben in ver-

schiedenen Veranstaltungen schon gehört, wie 

wichtig es vielen Menschen ist - in Loccum ha-

ben wir es gehört, auch an anderen Orten -, dass 

diese Betreibergesellschaft auf alle Fälle vollkom-

men in öffentlicher Hand sein muss, rekurriert ja 

aus dieser Kritik. Wir müssen in unserem Ab-

schlussbericht deutlich machen, warum wir zu 

bestimmten Entscheidungen gekommen sind; die 

müssen wir ja begründen. Deswegen muss sich 

die Kritik, die von eingeladenen Experten vorge-

tragen wurde und die dann dazu führt, dass man 

etwas anderes vorschlägt, zumindest niederschla-

gen. Das muss nicht so ausführlich sein; das ist 

klar. Aber man kann sie nicht völlig weglassen.  

Herr Hörnschemeyer, Sie sagten vorhin: „Wenn 

es der Staat macht, ist es immer besser.“ Klar: 

Das ist es nicht; das wissen wir alle. Oft macht es 

der Markt besser. Aber wenn es darum geht, Par-

tikularinteressen oder ökonomische Interessen 

zugunsten eines allgemeinen Interesses zurück-

zudrängen, dann macht es der Staat schon besser. 

Deswegen wäre diese Betreibergesellschaft zu 

100 Prozent in öffentlicher Hand tatsächlich bes-

ser.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke sehr. 

Ich habe Verständnis für diesen Disput. Er ist 

auch sehr interessant. Ich gucke aber ein biss-

chen auf die Uhr und meine, wir sollten jetzt zu 

Punkt IV. kommen. - Herr Meinel.  

MinDir Helmfried Meinel: Was in der Anhörung 

gesagt worden ist, steht im Anhörungsprotokoll. 

Was die Geschäftsstelle gemeinsam mit den Vor-

sitzenden erarbeitet hat, befindet sich in den Un-

terlagen. Jeder kennt es. Was dazu an Vorschlä-

gen noch einmal aus unserem Kreis in den ver-

schiedensten Ausführungen hinzugekommen ist, 

ist in der Synopse dargestellt, die auch öffentlich 

ist.  

Ich meine, dass wir im Abschlussbericht oder im 

Zwischenbericht möglicherweise auf den Punkt 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 

Arbeitsgruppe 2  
Evaluierung 
 

 
 
Protokoll der 5. Sitzung Seite 32 von 60 
am 23. Februar 2015 

III. verzichten können und einfach nur formulie-

ren, im Rahmen der Anhörung der Kommission 

wurden von verschiedenen Sachverständigen er-

hebliche Kritikpunkte vorgetragen, die dazu ge-

führt haben, dass unter Punkt IV. Lösungsvor-

schläge erarbeitet worden sind. Ich erachte den 

Punkt IV. tatsächlich für wichtiger und spreche 

mich dafür aus, dass wir uns um die Lösungsvor-

schläge kümmern.  

Ich stimme Frau Kotting-Uhl zu, dass wir das, 

was vielleicht auch an unangenehmen Dingen ge-

sagt worden ist, nicht unter den Tisch fallen las-

sen können. Aber da die entsprechenden Proto-

kolle veröffentlicht sind und auch die Papiere öf-

fentlich sind, sind die verschiedenen Gesichts-

punkte dargestellt. Auch die Gegenauffassungen 

von Seiten der Betreiber sind dargestellt. Damit 

können wir es, glaube ich, sein Bewenden haben 

lassen.  

Noch einmal zum Trennungsgrundsatz. Ich bin 

durchaus der Auffassung, dass wir das auf eine 

politische Verantwortung und damit auf das 

BMUB konzentrieren sollten, und zwar sowohl 

die Aufsicht über die Behörde als auch die Betei-

ligungsverwaltung. Das sollten wir an dieser 

Stelle nicht in verschiedene Ressorts geben, son-

dern sollten die rechtliche Figur wählen, die 

durchaus tragfähig und denkbar ist, alles beim 

BMUB zu lassen, um auch die politische Verant-

wortung in einer Hand zu haben und nicht alles 

hinterher bei der Richtlinienkompetenz der 

Kanzlerin, wenn es im großen Streit endet, zu 

lassen. Das halte ich nicht für zweckmäßig. Des-

wegen glaube ich, dass es die bessere Lösung 

wäre, alles im BMUB zu lassen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Vielen Dank. - Ich 

überlege gerade: Wenn wir uns auf die Formel 

von Herrn Meinel einigen könnten, dann könnte 

ich meinen Wortbeitrag fast zurückziehen; denn 

ansonsten entfernen wir uns möglicherweise wei-

ter von dem möglichen Konsens, den wir gerade 

kurz vor uns haben. Ich weiß nicht, ob das ge-

lingt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Dann machen 

wir das doch so, dass Sie Ihre Wortmeldung 

einstweilen zurückziehen.  

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Okay.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich bin auch der Meinung, dass 

es sinnvoll ist, uns auf Punkt IV. zu konzentrie-

ren. Ich möchte aber noch einmal darauf hinwei-

sen, dass es sicherlich nicht geht, den Punkt IV. 

ohne Begründung auf den Weg zu bringen. Wir 

haben ja noch einen Adressaten, und der Adres-

sat ist der Deutsche Bundestag. Man wird dem 

Deutschen Bundestag schon sagen müssen, wa-

rum man Änderungsvorschläge macht. Jetzt stellt 

sich die Frage, wie man das tut. Da ist es wahr-

scheinlich eleganter, eine nicht allzu sehr ausla-

dende, aber zusammenfassende Darstellung der 

Aussagen der Sachverständigen - meinetwegen 

noch mit einer Fußnote versehen, in der der Teil-

nehmerkreis benannt wird - vorzunehmen. Wir 

brauchen aber auf jeden Fall eine Begründung. 

Ich möchte mich gar nicht mehr groß in die Dis-

kussion einmischen, wie man die Begründung 

abfasst.  

Es sollte auf keinen Fall auf eine Begründung 

verzichtet werden - das wäre meine These -, und 

es sollte nicht die Überlegung angestellt werden, 

dass man die Begründung redaktionell von den 

zwei Vorsitzenden erstellen lässt. Das ist wesent-

lich anstrengender, als eine möglicherweise un-

vollständige Pluralität wiederzugeben. Ich wäre 

jetzt dagegen, den einfachen Weg zu gehen und 

es völlig wegzulassen, denn damit kämen wir in 

einen Begründungszwang, der abgearbeitet sein 

muss.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich denke, 

das, was Herr Meinel gesagt hat, enthält eine Be-

gründung. Ich kann mir allerdings auch vorstel-

len, dass der gebotene Weg schlicht wäre, dass 
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wir erstens den Punkt III. wesentlich verschlan-

ken. Ich meine, diesbezüglich eine einvernehmli-

che Sichtweise festgestellt zu haben. Zweitens 

sollten wir in geeigneter Weise das Problem iden-

tifizieren, das uns zu Punkt IV. führt, und da ist 

der Satz von Herrn Meinel aus meiner Sicht der 

geeignete Anker und Anknüpfungspunkt.  

Nun mag es sein - das Angebot von Herrn Bruns-

meier und mir und der Geschäftsstelle steht ja -, 

dass man jedenfalls den Versuch unternehmen 

sollte, das noch mit zwei, drei oder vier Sätzen 

im Sinne einer allgemeinen Problembeschrei-

bung auch für den Leser, der kein Insider ist wie 

wir, verständlich zu machen. Wenn man sich 

entsprechende Mühe gibt bei denjenigen, die in 

Vorlage getreten sind, was die Formulierung an-

geht, aber auch bei denjenigen, die Adressat der 

Formulierung sind, nämlich dieser Kreis, dann 

müsste es eigentlich gelingen, eine Sentenz zu-

stande zu bringen, die den hier dargelegten Inte-

ressen jedenfalls im Rahmen des Möglichen 

Rechnung tragen.  

Nochmals mein Appell: Ich werbe dafür, dass wir 

versuchen, in Bezug auf Punkt III. so zu verfah-

ren, wie ich es gerade beschrieben habe. Wenn 

Sie damit einverstanden wären, dann könnten 

wir uns jetzt dem Punkt IV. zuwenden. Ist das 

möglich? 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Versuchen wir es ein-

fach. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gut. Ob es ge-

lingt, weiß ich nicht; aber wir versuchen es. Si-

cherlich wird es dem einen oder anderen nicht 

100-prozentig gefallen, aber dann haben wir un-

sere Aufgaben richtig gemacht. Wenn es dem ei-

nen 100-prozentig gefällt und dem anderen gar 

nicht, dann hätten wir etwas verkehrt gemacht.  

Bevor wir zu Punkt IV. kommen, noch eine An-

merkung zu Punkt I. Herr Wenzel, Sie hatten da-

rauf hingewiesen, dass es vielleicht nicht so ideal 

ist, eine bestimmte Vorschrift unter Weglassung 

der anderen Regelungen aus dieser Richtlinie zu 

zitieren, wie es der vorliegende Entwurf vorsieht. 

Ich habe mir überlegt, wie wir das vielleicht ver-

träglich oder konsensfähig machen könnten, und 

die Überlegung ist schlicht, die Überschrift von I. 

„Europarechtliche Rahmenbedingungen“ zu nen-

nen und dann schlicht nur folgenden Satz zu 

schreiben: „Die europarechtlichen Rahmenbedin-

gungen sind in der Richtlinie XY geregelt.“ Dann 

ist der Hinweis gegeben, dass wir nicht alleine 

auf der Welt sind, dass Europa auch etwas zu sa-

gen hat, und jeder mag lesen, was da steht. Das 

ist ja öffentlich zugänglich. Können wir das da-

mit lösen? - Gut.  

Dann kommen wir zu Punkt IV. Ich versuche 

jetzt, nicht all das zu wiederholen, was bisher in 

einer umfassenden, sehr intensiven Diskussion 

begründet vorgebracht worden ist. Aber wenn ich 

es richtig verstanden habe, sollten wir uns jetzt 

vielleicht auch mit Blick auf konkrete Formulie-

rungen einigen. So lang ist der Teil IV. ja nicht. 

Das Ziel, das ich zu Anfang aus Sicht der Vorsit-

zenden betont habe besteht darin, heute ein Pa-

pier jedenfalls so weit zustande zu bringen, dass 

es für den kommenden Montag am 2. März 2015 

in der Kommission vorlagefähig wird.  

Das erste Stichwort lautet: Bundesgesellschaft 

100 Prozent oder nicht 100 Prozent? Wir sollten 

gleich in die Formulierung einsteigen. Wenn 100 

Prozent, dann geeignete Beteiligung im Rahmen 

eines Beirats, einer Clearingstelle - oder wie auch 

immer - und unter dem Gesichtspunkt der Trans-

parenz. Das war, wenn ich es richtig verstanden 

habe, das wesentliche Petitum.  

Der zweite Punkt ist: Eine Behörde soll Regulie-

rungsbehörde sein, also Regulierungsaufgaben 

der Regulierungsbehörde in einer Hand, in einem 

Bundesamt. Wo unterschiedliche Sichtweisen be-

stehen, ist heute ja sehr deutlich geworden: Wer 

soll das denn sein? Soll das das BfS sein - natür-

lich unter Beibehaltung der Strahlenschutzaufga-

ben, die es jetzt schon hat -, oder empfiehlt es 

sich, einen Neuanfang im Sinne einer wirklich 
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neuen Behörde zu machen, die es ja jedenfalls ge-

setzlich schon gibt, nämlich das BfE? Dazu gibt 

es unterschiedliche Sichtweisen.  

Ich könnte mir vorstellen, dass einiges dafür 

sprechen könnte, den Vorschlag von Herrn 

Meinel aufzugreifen. Das wird Herr Hart jetzt 

nicht so gerne hören, wenn ich das richtig ver-

standen habe. Sinngemäß hat Herr Meinel gesagt: 

Das wird in einer Behörde konzentriert. Das 

BMUB wird gebeten, einen Vorschlag dazu zu 

entwickeln  

MinDir Helmfried Meinel: Zur Struktur.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ja, sagen Sie 

es noch einmal.  

MinDir Helmfried Meinel: Zum Strukturaufbau 

und zu den Aufgaben der Behörde, dass wir 

sozusagen eine generische Lösung haben, mög-

licherweise auch mit ein oder zwei Varianten, 

wie es Herr Gaßner vorgeschlagen hatte, und 

dann auch unter Einbezug weiterer Kreise, um 

sozusagen eine Bündelungswirkung der verschie-

denen Akteure in eine Behörde hineinzubekom-

men. Mein Stichwort war „Bundesanstalt für Ma-

terialforschung“.  

Hartmut Gaßner: Ich möchte gerne noch einmal 

ergänzen: Auf einem Zeitstrahl. Das heißt, dass 

man eine Vorstellung davon hat, was in den fünf 

oder zehn Jahresabschnitten an notwendigen 

Aufgabenstellungen wahrgenommen werden 

muss.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wenn wir 

schon Herrn Hart bzw. das Ministerium um eine 

Zuarbeit oder eine Handreichung bitten, die alles 

andere als einfach zu erfüllen ist - auch in dem 

Umfeld, in dem sich die Bundesregierung und 

das Ministerium mit Blick auf andere Ministerien 

und andere Beteiligte befinden -, dann sollten 

wir das Petitum, wenn wir uns dazu entschlie-

ßen, so formulieren, dass es einen gewissen 

Spielraum für denjenigen, der Adressat der Bitte 

ist, ermöglicht. Die konkrete Formulierung wür-

den wir dann gleich besprechen, falls wir uns in 

diese Richtung verständigen würden.  

Ein weiterer Punkt ist das Stichwort: Welches 

Ministerium soll denn die Aufsichtsbehörde für 

die Regulierungsbehörde sein? Dazu gibt es un-

terschiedliche Sichtweisen. Man könnte sich 

überlegen, einen Prüfauftrag oder eine Prüfung 

zu formulieren. Dann wird die Sache vorangetrie-

ben, und wir müssen uns im Augenblick - was 

schwierig wäre - nicht auf eine bestimmte Lösung 

festlegen. 

Hartmut Gaßner: Ich würde dazu die Anmer-

kung machen, dass sich, glaube ich, alle einig 

sind, dass es eine nicht juristische Frage ist. So 

hat es Herr Kanitz ja auch dargestellt. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ja, okay. 

Hartmut Gaßner: Deshalb bräuchten wir eine 

Nuance, eine Orientierung in die Richtung, die 

deutlich von Herrn Minister Wenzel ausgespro-

chen wurde. Das würde ich eigentlich als den 

Beitrag sehen, an dem wir uns da orientieren 

müssten, nämlich die Frage: Welche Bedeutung 

hätte es? Ich habe es anders versucht. Sie haben 

dann mit EWN gekontert. Wir müssten dann his-

torisch sehen: Warum ist die Wismut bei BMWi, 

und warum ist EWN beim BMF? Jedenfalls sind 

das keine originären Neugestaltungen. Wir haben 

hier ein Standortauswahlgesetz, und wir haben 

eine Kommission, und dann muss die Kommis-

sion nicht in den Baukasten greifen, sondern 

muss aus meiner Sicht eine Überzeugung haben, 

und die Überzeugung müsste die sein: Die Auf-

sicht über diese wesentliche Aufgabenstellung 

soll von großer Sachkompetenz in Bezug auf den 

Gegenstand gewählt werden, während ich für das 

BMF mit der gleichen Emphase sagen würde: 

Wenn es jetzt im Wesentlichen darum ging, die 

Wirtschaftlichkeit sicherzustellen, dann ist das 

BMF richtig. Das steht hier aber nicht zentral im 

Vordergrund.  
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Deshalb müssen wir versuchen, es aus der Belie-

bigkeit zu nehmen, und müssen sachorientiert 

diskutieren, und in der Sachorientierung würde 

ich stark dafür werben, es erst einmal beim 

BMUB anzusiedeln, als eine Orientierung und als 

eine Meinungsbildung der Kommission.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir kommen 

gleich noch zu dem Punkt. Ich wollte nur das Ge-

rüst darlegen, das wir gleich bei der Arbeit am 

Wortlaut vor Augen haben müssten.  

Das Stichwort war also: Welches Ministerium 

soll es denn sein? Einzelheiten besprechen wir 

gleich bei der Formulierung.  

Schließlich noch weitere Punkte, nämlich zum 

einen das Stichwort Länderzuständigkeit. Dazu 

der Vorschlag von Niedersachsen und der Beitrag 

von Herrn Hart in diesem Zusammenhang.  

Ein weiterer Punkt ist das Stichwort Ausschluss 

einer künftigen Privatisierung der Bundesgesell-

schaft und die Frage: Soll die Bundesgesellschaft 

von vornherein Beliehener werden oder nicht?  

Das sind, wenn ich es richtig sehe, die Punkte, 

die wir jetzt bei dem Blick auf die konkreten For-

mulierungen im Auge haben sollten. Es mag sein, 

dass noch ein weiterer hinzukommt, den ich im 

Augenblick nicht im Blick habe, aber vielleicht 

sollten wir jetzt die Zeit nutzen, um unter diesem 

Blickfeld konkret in Punkt IV einzusteigen, wenn 

Sie einverstanden sind.  

Hartmut Gaßner: Entschuldigen Sie bitte, wenn 

ich noch einmal das Wort ergreife und vorgreife, 

weil ich jetzt los muss. Ich würde den letzten 

Punkt der Beleihung nicht getrennt sehen wollen 

von der Frage: Womit? Wenn es jetzt tatsächlich 

um die Frage der Finanzierungsabwicklung von 

Schacht Konrad ginge, dann ist es eine Fragestel-

lung, zu der sich die Kommission meiner Ansicht 

nach eher nicht äußern sollte. Man kann die Be-

leihung nicht unabhängig von der Frage diskutie-

ren, womit beliehen werden soll. Deshalb wäre 

dann eine Kompromissformulierung eher die, auf 

eine Äußerung zur Beleihung zu verzichten, als 

jetzt die Forderung nach einer Beleihung aufzu-

stellen und auf die Nachfrage, womit denn belie-

hen werden sollen, keine Antwort zu haben.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nur eine Frage zur Klarstel-

lung, Herr Gaßner, weil Sie bei der Diskussion 

möglicherweise nicht mehr dabei sind: Können 

Sie noch einmal erläutern, warum Sie die Belei-

hung sozusagen segmentspezifisch sehen und 

nicht zunächst einmal vom Grundverständnis her 

- so hatte ich die Diskussion bisher verstanden -, 

dass der Vorhabenträger für das Aufgabenspekt-

rum, das mehrfach genannt worden ist, in 

Summe verantwortlich ist, und auf diesem 

Grundverständnis aufsetzend dann das Instru-

ment der Beleihung, um den Vorhabenträger in 

eine Situation zu bringen, dass er so handeln 

kann, wie er nur als Beliehener handeln kann?  

Ansonsten stellt sich wieder die Frage: Wie sind 

denn dann die notwendigen Interaktionen mit 

der Bundesbehörde bzw. mit dem Ministerium? 

Mit Sicherheit sind sie deutlich komplexer als 

mit dem schlichten Instrument der Beleihung für 

den Zweck, den wir beim Vorhabenträger sehen. 

Ich hatte den Eindruck, dass diesbezüglich kein 

großer Dissens besteht. Vielleicht auf der Zeit-

achse, aber ansonsten nicht.  

Hartmut Gaßner: Die Beleihung bedeutet, dass 

ein Privatrechtssubjekt Behörde wird. Wofür 

muss der Vorhabenträger hoheitliche Gewalt aus-

üben? Da hatte ich bislang nur das Bild, dass das 

notwendig ist, um den Gebühreneinzug gegebe-

nenfalls nach dem Verwaltungsvollstreckungs-

recht zu machen. Wozu soll der Vorhabenträger 

in der Lage sein, Verwaltungsakte zu erlassen? 

Wozu soll der Vorhabenträger hoheitliche Gewalt 

gegenüber Dritten ausüben?  

Die Frage ist also erst einmal eine systematische: 

Wofür brauche ich eine Beleihung? Dann müsste 

geklärt werden, ob diese Aufgaben tatsächlich 

durch eine Beleihung notwendig sind oder nicht. 
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Der Bezirksschornsteinfeger ist Beliehener - das 

wissen Sie alle; das ist das Musterbeispiel -, und 

auch TÜV ist Beliehener, weil er das Nummern-

schild mit einer Plakette versehen darf.  

Ich will die Diskussion jetzt nicht aufhalten, aber 

es macht keinen Sinn, sich über Beleihungen zu 

unterhalten, wenn ich nicht anschließend sage: 

Wo soll er tätig werden? Wir wollen ja nicht die 

Aufsicht über einen Vorhabenträger auflösen. 

Jede Behörde - auch der Vorhabenträger als Belie-

hener - wird beaufsichtigt. Also geht es aus-

schließlich um die Frage: Wo soll der Vorhaben-

träger gegenüber Dritten mit hoheitlicher Gewalt 

vorgehen?  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Die Frage, die 

aufgeworfen worden ist, könnte - jedenfalls, was 

mich angeht - nicht so gut beantwortet werden, 

wie ich annehme, dass Herr Hart es könnte. Des-

halb haben Sie das Wort, Herr Hart.  

MinR Peter Hart (BMUB): Vielen Dank, Herr 

Steinkemper. - Einmal vorab: Aus Sicht des 

BMUB ist es eigentlich nicht notwendig, dass Sie 

in dem Eckpunktepapier, das Sie beschließen, ir-

gendeine Aussage dazu treffen, ob Sie Ja oder 

Nein zu der Beleihung sagen. Wichtig ist erst ein-

mal nur, dass Sie die Beleihung nicht ausschlie-

ßen.  

Herr Gaßner, zu Ihren Fragen: Ich sehe zwei 

große Komplexe, die dazu führen, dass eine Be-

leihung von Anfang an stattfinden sollte. Das 

eine ist die Finanzierung, also gegebenenfalls der 

Erlass von Kostenbescheiden. Das Zweite ist eine 

Aktivität, die bei Konrad läuft und die auch eine 

hoheitliche Komponente hat. Das ist die Feststel-

lung, dass bestimmte Abfälle den Produktkon-

trollanforderungen genügen und in Konrad einge-

lagert werden können. Diese Aktivitäten laufen 

jetzt schon und werden im Moment vom BfS als 

Betreiberaufgabe wahrgenommen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich meine, 

verstanden zu haben, dass ein gewisser Bedarf 

für eine solche Möglichkeit gegeben ist. Aber 

wenn ich das Papier, das wir, die Vorsitzenden 

und die Geschäftsstelle, vorgelegt haben, vor Au-

gen habe, dann steht darin nichts zur Beleihung. 

Das heißt, dass das Papier die Möglichkeit der 

Beleihung offen lässt, wenn wir es in der vorlie-

genden Form belassen. Es ist doch wahrschein-

lich das Gebot der Stunde, zu beschließen, dass 

wir es dann auch offen lassen. Einverstanden? - 

Okay.  

Herr Wenzel, Sie haben sich noch gemeldet? 

Min Stefan Wenzel: Ich glaube, mit diesem Weg 

kommen wir erst mal durch. Ansonsten müsste 

das gelten, was Herr Gaßner sagt: Dann müsste 

das BMU begründen, an welcher Stelle es der 

Auffassung ist, dass es das bräuchte, oder man 

müsste überlegen, ob es möglicherweise Aufga-

ben sind, die man zukünftig bei der Regulie-

rungsbehörde sieht.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

Ich glaube, dann ist dieser Punkt klar.  

Dann schlage ich vor, dass wir uns jetzt dem von 

uns und von der Geschäftsstelle erarbeiteten Text 

zuwenden. Wir gehen am besten anhand der Sy-

nopse vor, wenn Sie einverstanden sind. Der 

Punkt IV. beginnt auf Seite 11. Dort steht: „zu 

100 Prozent in öffentlicher Hand“. Hier stellt sich 

die Frage: Soll der Klammerzusatz „(EWN)“ ge-

strichen werden oder nicht?  

Ich meine, aus den Stellungnahmen, die einge-

gangen sind, und aus den Äußerungen, die im 

Rahmen unserer Diskussion heute und früher 

auch schon getätigt worden sind, herausgehört zu 

haben, dass der Hinweis auf die EWN verzichtbar 

ist. Dann streichen wir den Klammerzusatz. 

Der nächste Punkt: Die Aufgaben werden in einer 

Gesellschaft zusammengeführt. Dann heißt es: 

„Dieses neue Unternehmen ist zu 100 Prozent in 

öffentlicher Hand.“ Der Alternativvorschlag von 

Herrn Jäger und Herrn Fischer lautet: „mehrheit-

lich in öffentlicher Hand“. Wir haben diesen 

Punkt sehr intensiv diskutiert. Ich glaube auch 
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nicht, dass jetzt noch neue Argumente oder Ge-

sichtspunkte zu diesem Punkt im Vergleich zu 

dem, was heute Morgen gesagt worden ist, hinzu-

gefügt werden können, sodass wir uns jetzt über-

legen müssen, wie wir das lösen.  

Ich meine, herausgehört zu haben, dass die 

Transparenz der Tätigkeit der Veranstaltung der 

entscheidende Gesichtspunkt ist, und Transpa-

renz würde 100 Prozent erlauben, wenn sicherge-

stellt ist, dass Transparenz der auch Beteiligten 

in geeigneter Weise erreicht wird. Dabei erinnere 

ich an den Beitrag von Herrn Kanitz, der in der 

Synopse aufgeführt ist, dass man nämlich eine 

geeignete Clearingstelle oder Begleitgremium 

schafft, wie auch immer wir das nennen würden. 

Können wir uns auf diesen Ansatz verständigen? 

- Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich denke schon, dass wir 

uns darauf verständigen können, wobei ich, um 

Missverständnisse zu vermeiden, noch einmal 

versuchen möchte, das zu präzisieren.  

Zum einen geht es um Transparenz. Darunter 

verstehe ich das Zur-Verfügung-Stellen von Infor-

mationen, sodass man sieht, wie es läuft. Es wäre 

für uns aber auch wesentlich, dass wir einen ge-

wissen Input geben, ohne damit die Veranstal-

tung zu dominieren. Die Veranstaltung ist über 

andere Steuerungsgremien und über die Kompe-

tenzen ganz anders verortet. Da gibt es zum einen 

den Vorhabenträger. Dann gibt es das BfS usw. 

Von daher ist natürlich die Steuerung gegeben, 

aber ein gewisser Input aufgrund der Informatio-

nen, die dort über die Transparenz zur Verfügung 

gestellt werden, wäre auch eine wichtige Voraus-

setzung.  

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang noch 

einen Hinweis zu diesem Absatz. Vielleicht nur 

redaktionell: In der ersten Zeile heißt es: „Die 

„Betriebsführungsaufgaben des BfS“. Ich denke 

mal, das Wort „Betreiber“ trifft es eher.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke für den 

Hinweis. Das war in Ihrem Vorschlag ja auch ent-

halten.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Einverstan-

den: Das Wort „Betreiberaufgaben“ trifft es besser 

und ist umfassender.  

Noch einmal zum Stichwort Beteiligung bzw. 

Transparenz. Ich versuche jetzt schon, Formulie-

rungen zu finden. Herr Kanitz hat, wenn Sie auf 

die Seite 13 unserer Übersicht schauen, bereits 

einen Vorschlag gemacht, den man vielleicht auf-

greifen kann. Demnach beginnt der zweite Satz 

mit den Worten: „Mit dem Ziel einer Kosten-

transparenz“. Vielleicht könnte man statt „Kos-

tentransparenz“ einfach nur „Transparenz“ 

schreiben. Der Satz würde demnach lauten: 

An einer Transparenz sollten die Abfallverursa-

cher in Entscheidungen der bundeseigenen Ge-

sellschaft mit eingebunden werden. Dies könnte 

in geeigneter Weise durch eine Clearingstelle o-

der einen Beirat erfolgen.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Beirat ist vielleicht - - Ent-

schuldigung.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ist „Beirat“ 

besser?  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nein, Clearingstelle. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Clearingstelle, 

gut. Dann würde der Satz lauten: 

Dies könnte in geeigneter Weise zum Beispiel 

durch eine Clearingstelle erfolgen.  

Das lässt Spielraum.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Herr Vorsitzender, 

könnte mal ausgeführt werden, was in dem kon-
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kreten Fall Clearingstelle hieße? Das hat ja unter-

schiedliche Ausführungen. Wie muss man sich 

das in dem Fall vorstellen?  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Jäger, sa-

gen Sie es bitte.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Es ist doch viel kompetenter 

und neutraler, wenn Sie das machen, Herr Stein-

kemper.  

Ich stelle mir darunter, ohne dass wir die Details 

schon kennen, einfach vor, dass in regelmäßigen 

Abständen berichtet wird, dass Information zur 

Verfügung gestellt wird und dass es die Möglich-

keit gibt - so es dazu Anlass gibt -, Probleme zu 

adressieren und idealerweise auch mit Lösungs-

vorschlägen zu versehen. Wenn ich zurück-

schaue, ist es ja oft nicht so, dass falsche Ent-

scheidungen getroffen worden sind, sondern es 

ist oft so, dass keine Entscheidungen getroffen 

worden sind, weil Ineffizienzen wo auch immer 

liegen. Das wären zum Beispiel Fälle, die man in 

einer solchen Clearingstelle dann einer Lösung 

zuführen kann.  

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Vielleicht noch ein 

Satz zur Ergänzung. Je nachdem, wie wir am 

Ende die Gesamtstruktur aufstellen, wie Behör-

den, wie Ministerien eingebunden sind, könnte 

es durchaus Sinn machen, in dieser Clearing-

stelle am Ende nicht nur ein bilaterales Verhält-

nis aufzubauen, sondern eben einen größeren 

Kreis einzubeziehen, um alle Probleme, die auf 

dem Tisch sind, dort diskutieren zu können.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich sage es 

einmal mit meinen Worten, wie ich das verstehe 

oder wie man das aus meiner Sicht verstehen 

könnte oder vielleicht auch sollte: Eine schlechte 

Lösung wäre, wenn sich dann eine Entwicklung 

ergeben würde, in der die Betreibergesellschaft 

sagt: „Ich bin 100 Prozent, und alle anderen sind 

null Prozent. Die haben nichts zu sagen. Deren 

Meinung interessiert mich nicht. Ich entscheide 

kraft Amtes Roma locuta“. 

Es geht darum, in geeigneter Weise die Vorstel-

lungen bzw. den Input der auch Betroffenen in 

die Betrachtung einzubeziehen, und zwar gegebe-

nenfalls im Vorfeld von Entscheidungen. Das ist 

überhaupt keine neue Erfindung. Das ist im 

Grunde genommen tägliche Praxis zum Beispiel 

im Rahmen der Arbeit der Bundesregierung beim 

federführenden Ressort. Das Ressort entscheidet, 

aber die anderen dürfen auch einen Input geben. 

Damit ist nicht eine irgendwie geartete Mitent-

scheidungszuständigkeit verbunden, um das ganz 

klar zu sagen. Das darf nicht sein. - Herr Bruns-

meier. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Nur noch ein-

mal als Frage oder vielleicht auch als Vorschlag: 

Das greift ein bisschen kurz. Wir formulieren 

jetzt, dass sozusagen ausschließlich die Abfall-

verursacher in dieses Begleitgremium mit dieser 

Situation hineinkämen. Ich würde das gerne ein 

bisschen offener formuliert sehen. Dort gehören 

auch die interessierte Öffentlichkeit, Verbände o-

der andere hinein. Das haben wir an anderer 

Stelle bereits so festgehalten und diskutiert.  

Man könnte das ein bisschen zurückhaltender 

formulieren, indem man sagt, „auch die Ab-

fallentsorger“. Dann hätte man den Hinweis gege-

ben, dass darin auch Weitere vertreten sind. Aber 

die alleinige Beteiligung dieser neuen Betreiber-

gesellschaft mit einer Clearingstelle mit den Ab-

fallverursachern greift, glaube ich, ein bisschen 

zu kurz.  

Wir formulieren jetzt, dass sozusagen ausschließ-

lich die Abfallverursacher in dieses Begleitgre-

mium mit dieser Situation hineinkämen. also ich 

würde das gerne ein bisschen offener formuliert 

sehen. Das heißt also, da gehören ja auch die in-

teressierte Öffentlichkeit oder Verbände oder an-

dere mit rein. Das haben wir ja an anderer Stelle 

auch schon so festgehalten und diskutiert. Jetzt 

könnte man das hier ein bisschen zurückhalten-

der formulieren, indem man eben sagt, „auch“ 

die Abfallentsorger. Dann hätte man sozusagen 

den Hinweis, dass da auch weitere mit drin sind. 
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Aber die alleinige Beteiligung, ich sage mal die-

ser neuen Betreibergesellschaft mit einer Clea-

ringstelle mit den Abfallverursachern greift 

glaube ich ein bisschen zu kurz.  

Abg. Steffen Kanitz: Das sieht die Formulierung 

auch nicht vor.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Deswegen auch 

mein Vorschlag. Dann hätte man das geöffnet.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Jäger.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich möchte auf den Hinweis 

von Herrn Dr. Fischer an der Stelle zurückkom-

men. Es geht nicht nur um uns, sondern je nach-

dem, wie die Konstruktion in Summe aussieht, 

können Vertreter der Ministerien und BfS-Vertre-

ter mitwirken.  

Herr Brunsmeier, ich würde jetzt primär nicht 

die interessierte Öffentlichkeit dort sehen. Wir 

haben auch noch andere Gremien, zum Beispiel 

Begleitgremium im Auswahlverfahren zu dem 

Suchprozess, wo die interessierte Öffentlichkeit 

dann auch entsprechend vertreten ist.  

Ich will das jetzt nicht von vornherein ausschlie-

ßen, aber wir sollten es primär auf die unmittel-

bar betroffenen Akteure beziehen. Hier geht es 

um den Kontext, 75 Prozent DBE heute in 100 

Prozent Bundeseigentum zu lösen. Natürlich 

sollte eine Öffnung für andere Organisationen 

bzw. Institutionen - je nachdem, wie die Kon-

struktion aussieht - erfolgen. Aber die Öffentlich-

keit sollte zunächst einmal nicht vorgesehen wer-

den, weil es dafür andere Instrumente gibt.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Also auch an-

dere Institutionen, halten wir einmal fest.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wenn ich es 

jetzt richtig sehe, sollte es möglich sein, uns auf 

eine Formulierung zu verständigen, die die Ab-

fallverursacher in Bezug nimmt, die sie aber 

nicht ausschließlich in Bezug nimmt, und damit 

bleibt hinreichend Spielraum. Können wir uns 

darauf verständigen? - Gut.  

Franz-Gerd Hörnschemeyer: Könnten Sie viel-

leicht die letzte Formulierung wiederholen? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Dann bitte ich 

doch einmal die Geschäftsstelle bzw. meinen Co-

Vorsitzenden. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ich probiere es 

einmal. Wir sollten uns an dem Text von Herrn 

Kanitz auf Seite 13 der Synopse orientieren. 

Dann hieße es:  

Mit dem Ziel einer Transparenz sollten die Ab-

fallverursacher und andere Institutionen in Ent-

scheidungen der bundeseigenen - -  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Nein, andere 

Institutionen nicht.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Doch, das haben 

wir ja nun gerade gesagt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Nein.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Oder? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Es müsste 

heißen „sollten die Abfallverursacher“, wobei of-

fen bleibt, wer sonst noch.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ja, und andere 

Institutionen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Nein. Ich 

weiß nicht: Wenn das Konsens findet, okay.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Dann müsste es 

heißen: 

Mit dem Ziel einer Transparenz sollten die Ab-

fallverursacher und gegebenenfalls auch andere 

Institutionen in die Entscheidung der bundesei-

genen Gesellschaft mit eingebunden werden. 
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Dies könnte durch eine Clearingstelle oder durch 

die Mitwirkung in einem Kontrollgremium er-

möglicht werden.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Einverstan-

den? - Gut. Danke schön.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ein Vorschlag noch: 

Könnte man das Wort „Kontrollgremium“ viel-

leicht durch „Beirat“ ersetzen? Es geht mir nur 

um die Botschaft, die in dem Wort „Kontrollgre-

mium“ liegt. Oder nur Clearingstelle.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir hatten 

vorhin einmal gesagt, nur Clearingstelle. Ist das 

noch Konsens? - Okay. Dann heißt es also:  

Dies könnte zum Beispiel durch eine Clearing-

stelle ermöglicht werden.  

Gut. Dann können wir im Augenblick einen Ha-

ken daran machen. Den Punkt IV.1 haben wir da-

mit erledigt. Der Punkt IV.2 ist damit auch erle-

digt.  

Wir müssen uns noch darauf verständigen, die 

Formulierung „möglichst zügig“ mit Blick auf 

den Hinweis von Herrn Hörnschemeyer zu strei-

chen. Baden-Württemberg ist damit einverstan-

den, oder? - Gut. Es bleibt dann bei dem Text zu 

Punkt IV.2, wie er in dem Entwurf vorhanden ist.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ohne Rückkehr 

ist auch noch wichtig.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Unter dem 

Eindruck der Diskussion, die wir dazu geführt 

haben, kann ich in gewisser Weise nachvollzie-

hen, dass dieses Damoklesschwert, das damit ge-

nannt ist, auch besteht, wenn es nicht genannt 

ist. Mit Blick auf das, was ich vom BMUB und 

von anderen in Vorbereitung auf die Sitzung 

noch vernommen habe, ist es in der Tat so, dass 

die Gespräche mit den Betroffenen auf gutem 

Wege sind, sodass vielleicht von dem einen oder 

anderen, der auch betroffen ist, der diese Diskus-

sion hier nicht mitbekommt bzw. mitbekommen 

kann, der Eindruck entstehen könnte: Warum 

drohen die uns jetzt mit dem Holzhammer? Wir 

sind doch auf gutem Weg.  

Langer Rede kurzer Sinn: Es spricht einiges da-

für, vor diesem Hintergrund diesen Satz nicht 

aufzunehmen. Wohlgemerkt: Die Möglichkeit be-

steht, und die muss auch bestehen, aber das müs-

sen wir nicht ausdrücklich festhalten. Es ist nicht 

unsere Aufgabe, zu dokumentieren, sondern wir 

machen ein politisch verständiges, möglichst ge-

eignetes Papier.  

Was in dem Punkt noch übrig bleibt, ist der Vor-

schlag von Herrn Wenzel bzw. von Niedersach-

sen, dass festgehalten werden sollte, dass eine 

zukünftige Privatisierung ausgeschlossen ist. Das 

müsste dann wohl an dieser Stelle stehen.  

Aus Sicht des Vorsitzes könnte ich mir eine sol-

che Formulierung gut vorstellen. Das ist eine po-

litische Botschaft. Sie lässt auch offen, ob und 

wie das zum gegebenen Zeitpunkt in geeigneter 

Weise realisiert wird. - Gut, dann nehmen wir 

das als zusätzlichen Satz bei IV.2 hinzu. Das wa-

ren die Anmerkungen zu Punkt IV.2. 

Dann wenden wir uns dem Punkt IV.3 zu. Wenn 

ich es richtig verstanden habe, können wir den 

Text so lassen, wie er im Entwurf vorgeschlagen 

worden ist. Ich glaube, auf die Facetten „DBE 

mbH“ können wir verzichten. - Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Es war doch ein bisschen 

mehr als reine Redaktion. Es geht um die Aufga-

ben, die dort stehen. Man könnte die Formulie-

rung auch so verstehen, dass nur die Aufgaben 

übergehen und dass die Mitarbeiter bleiben. Um 

dieses Missverständnis zu vermeiden, korrespon-

diert das Streichen des Wortes „Aufgaben“ auch 

mit den übrigen Vorschlägen.  

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Das wäre wieder der 

§ 613 a BGB.  

Dr. Daniel Lübbert: Darf ich mich einmal kurz 

einmischen? Ich glaube, das Wort „Aufgaben“ 
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war doppelt, und Sie haben es einmal gestrichen. 

Das war eine sehr sinnvolle redaktionelle Anmer-

kung ohne politischen Gehalt, glaube ich.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Nein, dann ist 

das ein Fehler.  

Franz-Gerd Hörnschemeyer: Weil das Aufgaben 

sind. Aufgaben sind nicht zwingend Mitarbeiter. 

Man sollte in geeigneter Art und Weise klarstel-

len, dass es denn auch im Sinne von § 613 a BGB 

heißt, dass die Mitarbeiter übergehen. Nur die 

Aufgaben wären ja quasi die Verträge.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nur zur Klarstellung: Ich 

glaube, das haben wir hinreichend diskutiert. Es 

sollte eine Formulierung gefunden werden, dass 

§ 613 a BGB für die Mitarbeiter zählt, denn Auf-

gaben sind nicht Mitarbeiter. Das haben wir dis-

kutiert. Das ist für mich kein Thema. Nur, dass 

das da erfasst wird; denn sonst kriegen wir eine 

kleine Diskussion.  

MinDir Helmfried Meinel: Vielleicht können wir 

statt „Aufgaben“ „Ressourcen“ formulieren. Wäre 

das dann richtig dargestellt? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das ist ein gu-

ter Vorschlag. - Herr Wenzel, bitte.  

Min Stefan Wenzel: Ich möchte noch einmal fra-

gen, welche Differenz für Sie in der Bedeutung 

des Wortes „und Stilllegung“ liegt, auch in dem-

selben Passus von Punkt IV.3.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wenn Sie ge-

statten, würde ich mit Blick auf die geltende 

Rechtslage Herrn Hart einbeziehen.  

MinR Peter Hart (BMUB): Vielen Dank. - Kurz 

zur Erläuterung: Der Begriff „Stilllegung“ ist aus 

unserer Sicht an dieser Stelle eine Präzisierung, 

weil das Atomgesetz seit dem Standortauswahl-

gesetz auch bei Endlagern zwischen Errichtung, 

Betrieb und Stilllegung unterscheidet. Das Atom-

gesetz verwendet jetzt auch für Endlager den Be-

griff Stilllegung. Das war früher als Teil des Be-

triebes eigenordnet. Wenn man das in dieser Auf-

gabenbeschreibung nachvollzieht, ist es nur eine 

Präzisierung und keine inhaltliche Änderung.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: So hatte ich 

das, obwohl ich mich 25 Jahre nicht mehr damit 

befasst habe, auch verstanden. Aber dann können 

wir „und Stilllegung“ schreiben, ohne dass damit 

irgendwie ein Fallstrick verbunden wäre.  

Die DBE mbH lassen wir weg, okay. - Dann heißt 

es „Aufgaben und Ressourcen“. 

MinDir Helmfried Meinel: Das Wort „unverzüg-

lich“ halte ich auch für sinnvoll, weil das noch 

mal deutlich macht, dass es auch zügig erfolgen 

soll.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Sind alle ein-

verstanden? - Gut.  

Dann kommen wir zu Punkt IV.4. Warum haben 

wir Ihnen das in der Formulierung so vorgeschla-

gen, wie es dort steht? Es war vorhin die Rede da-

von, das sei doch alles ein bisschen sehr allge-

mein usw. Das ist, ehrlich gesagt, Absicht, näm-

lich auch nicht direkt an die öffentliche Haus-

haltswirtschaft gebunden. Was uns dabei vorge-

schwebt hat, als wir uns eine Formulierung über-

legt haben, ist, hinreichend Spielraum mit Blick 

auf die Funktionsfähigkeit der ins Auge gefassten 

Bundesgesellschaft zu gewinnen. Wer die Regula-

rien und Spielregeln nicht kennt, die bei der Er-

füllung von Bundesaufgaben in Rede stehen kön-

nen, der wird, wenn er sie sich anschaut, aus 

dem Staunen bisweilen nicht herauskommen, 

was es im Rahmen des Haushaltsrechts alles an 

Regularien, Vorschriften usw. gibt.  

Das heißt auf der anderen Seite nicht, dass Haus-

haltsrecht und Finanzierung - es geht schließlich 

um Steuergelder, um Bundesgelder - keine wich-

tigen Themen sind. Natürlich sollen die Gelder 

nur sinnvoll und gezielt eingesetzt werden sol-

len. Aber die Gesellschaft, die jetzt zu gründen 

ist, hat eine überragend wichtige Aufgabe, und 
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sie muss auch flexibel sein können und flexibel 

agieren können, auch mit Blick auf die dem-

nächst oder künftig anstehende Aufgabe bei der 

Standortauswahl bzw. Standortsuche usw. 

Wir haben uns also überlegt - das ist der Hinter-

grund der Formulierung -, hier einen gewissen 

Spielraum zu insinuieren, ohne dass wir damit 

jetzt irgendwelche Vorschriften bezüglich einer 

konkreten Finanzierung verbunden hätten. Des-

halb auch der weitere Satz: „Die Finanzierung ist 

im Einzelnen zu klären.“ Auf gut Deutsch: Uns 

ist daran gelegen, dass eine Lösung gefunden 

wird, die sicherstellt, dass die neue Gesellschaft 

funktionsfähig und in geeigneter Weise ihre fach-

lichen und sonstigen Aufgaben wahrnehmen 

kann. Das steckt dahinter. Wenn es jemand bes-

ser beschreiben kann - herzlich gerne. Aber wir 

sollten uns jetzt nicht in der Frage verkämpfen: 

Was ist aber in dem Fall oder was in dem Fall? 

Ist das abgedeckt? Daher die allgemeine Formu-

lierung. Das nur zur Erläuterung. - Herr Hart. 

MinR Peter Hart (BMUB): Vielen Dank Herr 

Steinkemper. - Ich würde aus Sicht der Bundes-

regierung darum bitten, dass Sie in diesem Ab-

satz den Text, wie er von Herrn Prof. Jäger vorge-

schlagen worden ist, nehmen, auch was die For-

mulierung „Endlager“ betrifft. Die Ausgangsfor-

mulierung „Atommülllager“ könnte auch zu dem 

Schluss führen, die Bundesgesellschaft soll die 

vorhandenen Zwischenlager betreiben, was na-

türlich nicht der Fall ist.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank 

für den Hinweis. Das hatte ich gerade in der Eile 

übersehen. Ich teile Ihre Auffassung. Wir schrei-

ben also nicht „Atommülllager“, sondern „der 

Betrieb und die Stilllegung von Endlagern für ra-

dioaktive Abfälle“. Das ist einfach präziser.  

Der Rest kann aus Ihrer Sicht aber so bleiben, 

Herr Hart, oder? 

Dr. Daniel Lübbert: Darf ich einmal kurz nachfra-

gen: Haben wir damit die Abkürzung BEG be-

schlossen?  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Nein. Es 

bleibt bei „BGE“. Es bleibt also beim vorgeschla-

genen Text, aber wir übernehmen die Formulie-

rung mit Blick auf die Einrichtung. - Gut.  

Dann kommen wir zu Punkt IV.5. Wie Sie sicher-

lich gut nachempfinden können, haben wir, als 

wir uns den Text überlegt haben, mit Bedacht die 

Formulierung so gewählt, wie sie dort steht, näm-

lich: „werden in einem Bundesamt konzentriert“. 

Ausdrücklich nicht gesagt ist, welches es denn 

sein soll. Die heutige Diskussion bestärkt mich 

darin, dass es nicht ganz verkehrt war, Ihnen 

diese Formulierung vorzuschlagen. - Herr 

Meinel. 

MinDir Helmfried Meinel: Ich hatte vorhin schon 

gesagt, dass ich es für sinnvoll halte, wenn wir in 

der Tat noch einmal darauf zurückgehen, aber 

vielleicht noch um das ergänzen, was wir vorhin 

schon gesagt hatten und was Sie auch vorgeschla-

gen hatten, nämlich um einen Satz, der etwa lau-

ten könnte:  

Das BMUB wird gebeten, Vorschläge für eine ge-

eignete Aufbauorganisation zu machen, die für 

einen glaubhaften Neuanfang steht, effektiv die 

verschiedenen Aufgaben bündelt und dies auf ei-

nem Zeitstrahl darstellt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wenn Sie das 

Wort „glaubhaft“ noch wegließen, wird es viel-

leicht sozialverträglicher.  

MinDir Helmfried Meinel: Dann machen wir das 

sogar auch noch. Ich formuliere es noch einmal:  

Das BMUB wird gebeten, Vorschläge für eine ge-

eignete Aufbauorganisation zu machen, die für 

einen Neuanfang steht, effektiv die verschiede-

nen Aufgaben bündelt und diese auf einem Zeit-

strahl darstellt.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Hart. 
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MinR Peter Hart (BMUB): Als der Beauftragte 

könnte ich sagen: Diesen Auftrag könnten wir 

wohl erfüllen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gut. Es nützt 

ja nichts, etwas zu beschließen, wo wir dann an-

schließend einen Schlag ins Wasser beschlossen 

haben. Können wir uns darauf verständigen?  

MinR Peter Hart (BMUB): Herr Steinkemper, 

vielleicht noch eine Ergänzung. Jetzt war ich viel-

leicht etwas zu schnell. Ich gehe davon aus, dass 

die Kommission das Papier mit diesem Auftrag 

beschließt, dass wir das also nicht vor der Sit-

zung am kommenden Montag vorlegen müssen. 

Ist das richtig? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ja.  

MinR Peter Hart (BMUB): Gut. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir geben 

Ihnen drei Wochen Zeit. Das ist völlig klar.  

Ist das so akzeptabel? - Gut.  

Was haben wir in diesem Zusammenhang noch 

zu besprechen? - Den Länder-Satz von Nieder-

sachsen. 

Min Stefan Wenzel: Es bleibt noch die Frage be-

stehen, ob es jetzt „Entsorgung“ oder „Endlage-

rung“ heißen soll. Das war der Punkt, den ich 

vorhin unter Punkt IV.5 noch angemerkt hatte. 

Das steht unter Nr. 31: „Die staatlichen Regulie-

rungs-, Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden 

im Bereich Sicherheit der Entsorgung abgebrann-

ter Brennelemente“. „Entsorgung“ könnte heißen, 

dass damit auch die Aufgaben gemeint sind, die 

jetzt eindeutig bei den Ländern sind, was, glaube 

ich, von keiner Seite intendiert war. Deswegen 

müsste man an dieser Stelle entweder statt „Ent-

sorgung“ „Endlagerung“ schreiben oder einen 

Einschub machen und sagen: „soweit bisher in 

der Verantwortung des Bundes“ oder: „Länderzu-

ständigkeiten bleiben unberührt.“ Eine dieser 

drei Varianten braucht man.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Auf die Län-

derzuständigkeit kommen wir noch zu sprechen.  

Min Stefan Wenzel: Nein, das sind noch andere 

Länderzuständigkeiten.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich weiß. - 

Herr Hart, vielleicht sagen Sie noch einmal was 

dazu. 

MinR Peter Hart (BMUB): Aus meiner Sicht war 

der zweite Vorschlag von Herrn Wenzel sehr gut, 

also klarzustellen, dass diese Aufgaben überge-

hen, soweit sie nicht von den Ländern wahrge-

nommen werden.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Dann schrei-

ben wir: „Sicherheit der Entsorgung, soweit sie 

nicht von den Ländern wahrgenommen werden“, 

oder? 

MinR Peter Hart (BMUB): Ja. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Okay.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Aber „Länderzuständig-

keiten bleiben unberührt“ ist weitergehend.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Darauf kom-

men wir gleich noch.  

Jetzt bringe ich das Ganze einmal in Bezug auf 

die Länderzuständigkeiten auf den Punkt, soweit 

ich es verstanden habe. Der Vorschlag von Nie-

dersachsen lautet:  

Die im StandAG geregelten Zuständigkeiten der 

Länder insbesondere in Bezug auf die bestehen-

den Anlagen Asse, Gorleben, Schacht Konrad 

und Morsleben bleiben unberührt.  

Ich schlage vor, diesen Satz zu modifizieren, und 

werde Ihnen anschließend auch begründen, aus 

welchem Grund. Wir könnten statt dieses Satzes, 

der an den Punkt IV.5 anschließt, formulieren:  
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Dies bedeutet nicht, dass die damit im StandAG 

geregelten Zuständigkeiten geändert werden 

müssten.  

Worin besteht der Unterschied? Es wurde gerade 

auf einen Punkt hingewiesen. Beispielsweise 

könnte man sich vorstellen, dass mit Blick auf 

das Endlager Morsleben, das hier auch ausdrück-

lich genannt ist, eine Situation eintreten könnte - 

schneller, als vielleicht der eine oder andere im 

Augenblick einschätzen würde -, die darauf hin-

ausliefe, dass das mit der Aufgabe betraute Land - 

und es gibt entsprechende Signale, wenn ich es 

richtig deute - durchaus geneigt sein könnte, 

diese Zuständigkeit aus fachlich wohlerwogenen 

Gründen an den Bund abzugeben. Dass es in an-

deren Fällen umgekehrt sein könnte, dass viel-

leicht eine Neigung - von wem auch immer - vor-

handen sein könnte, Zuständigkeiten auf den 

Bund zu übertragen, und zwar früher, als es nach 

dem StandAG vorgesehen ist, mag ich auch nicht 

ausschließen.  

Weil die Gemengelage so ist, wie ich versucht 

habe, sie zu schildern, sollten wir überlegen, ob 

wir nicht eine Formulierung finden, die einen 

Hinweis auf die Problemstellung gibt, wer wofür 

zuständig ist, und die deutlich macht, dass das, 

was dieses Papier und speziell dieser Vorschlag 

enthält, nicht bedeutet, dass Zuständigkeiten ge-

ändert werden müssen.  

Min Stefan Wenzel: Ich wäre damit einverstan-

den. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Okay.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich hätte an dieser Stelle 

doch noch insofern ein Problem, als wir eben 

noch mal bestätigt haben - ich nicht, aber Kolle-

ginnen oder Kollegen in dieser Runde -, dass wir 

hier eine Chance haben, Dinge neu aufzustellen 

und insbesondere die Effektivität der Endlageror-

ganisation in Summe zu erhöhen.  

Ohne es jetzt im Detail vorschlagen zu können 

bzw. eine präzise Analyse liefern zu können, wo 

möglicherweise Potenziale sind, scheint mir 

doch auch das Zusammenspiel von Bund und 

Ländern mit Sicherheit optimierungsmöglich zu 

sein. Ich fände es schade, wenn wir jetzt, wenn 

wir solche Vorschläge machen, diese Potenziale 

von vornherein verschütten oder es nur in die 

Sphäre der Länder legen: Wenn sie es wünschen 

- so hätte ich es jetzt nach dem letzten Formulie-

rungsvorschlag verstanden -, dann geht es auf 

den Bund über. Wir müssen uns auf der Zeit-

achse überlegen, wie sich die Kompetenzen bzw. 

auch die Ressourcen entwickeln. Möglicherweise 

wäre es mit Blick auf die Effizienz sinnvoll, dass 

man das jetzt nicht verschließt. Das wäre aus 

meiner Sicht ansonsten eine vertane Chance.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich möchte 

die Formulierung, die ich vorgeschlagen habe, 

vortragen und noch einmal in Erinnerung rufen, 

was sie bedeutet. Die Formulierung würde lau-

ten:  

Dies bedeutet nicht, dass damit die im StandAG 

geregelten Zuständigkeiten geändert werden 

müssten.  

Das heißt aber nicht, dass sie geändert werden 

könnten oder gar sollten oder dürften, oder wie 

auch immer. - Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Wir haben das an dieser 

Stelle angemerkt, weil es das damals für uns ein 

ganz wichtiger Punkt auch bei der Zustimmung 

zum Standortauswahlgesetz war. Deswegen wäre 

es uns wichtig, dass es auch nur im Einverneh-

men wieder geändert wird.  

Ich schließe nicht aus, dass man sich im Zuge der 

weiteren Beratung der Kommission auf Maßnah-

men verständigt, die möglicherweise optimaler 

sind als die, die man heute hat, aber ich würde 

jetzt ungern mal eben so eine Veränderung be-

schließen, die über uns oder über andere Länder 

hinweggeht. Es war ja auch historisch immer sehr 

wohl begründet, warum beispielsweise Länderbe-

hörden für Planfeststellung zuständig waren und 

andere Behörden eben für Aufsicht oder andere 
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Kontrollaufgaben. Da lag ja auch immer ein Stück 

Checks & Balances, was sichergestellt hat, dass 

sich die Behörden hinterher nicht im Rollenver-

ständnis in die Quere kommen. Wenn wir das 

Wort „Einvernehmen“ noch den von Ihnen ge-

nannten Satz aufnehmen, wäre es noch besser.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wo soll das 

Wort „Einvernehmen“ hin? 

Min Stefan Wenzel: Sagen Sie noch mal Ihren 

Satz.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Er lautet:  

Dies bedeutet nicht, dass damit die im StandAG 

geregelten Zuständigkeiten geändert werden 

müssten.  

Ich würde den Satz so lassen. Ich kann ja nur da-

für werben. Damit bekommt niemand Fesseln an-

gelegt. - Vielleicht hilft Herr Hart. 

MinR Peter Hart (BMUB): Vielleicht kann ich 

doch noch einmal zur Konsensfindung beitragen.  

Herr Wenzel, Sie hatten vorhin gefragt, was wir 

mit Randkorrekturen meinen. Ich meine wirklich 

nur Randkorrekturen. Dem BMUB ist bewusst, 

dass das ein ganz wesentlicher Punkt beim Kon-

sens über das Standortauswahlgesetz war. Des-

wegen haben wir also nicht vor, uns jetzt in Ge-

stalt des Kommissionsbeschlusses ein Trojani-

sches Pferd zu schaffen, um das alles wieder auf-

zurollen. Es ist auch ganz sicher, dass wir am 

Ende politisch kaum irgendetwas realisieren kön-

nen, wo die betroffenen Länder nicht mitgehen 

können. Das vielleicht als Punkt zur Konsensfin-

dung.  

Min Stefan Wenzel: Okay, dann würden wir den 

Satz jetzt so mittragen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke sehr. - 

Jetzt haben wir noch den Punkt zu besprechen, 

wie es mit den Ressortzuständigkeiten steht: 

BMUB alleine? Oder zwei?  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Das haben wir 

doch geregelt. Wir haben nicht gesagt, welches 

Ministerium.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Soll es dabei 

bleiben? Ist das okay? Wenn wir es jetzt formulie-

ren, dann drehen wir uns wieder im Kreis, und 

so ist die Frage offen. Das ist auch sinnvoll. Ein-

verstanden? - Gut. 

(Unterbrechung von 13.02 bis 13.28 Uhr) 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Meine Damen 

und Herren, ich würde gerne die Sitzung fortset-

zen. Nun hat die Pause doch etwas länger gedau-

ert als beabsichtigt. Aber das führt vielleicht 

dazu, dass die Diskussion noch konzentrierter 

und zielführender und damit prägnanter und 

kürzer möglich ist, als es ohnehin schon in die-

sem erlauchten Kreise üblicherweise der Fall ist. 

Wenn das kein Ansporn ist, dann weiß ich es 

nicht. 

Wir hatten uns darauf verständigt - Herr Wenzel 

ist noch nicht zurück -, beim Tagesordnungs-

punkt 3 den Buchstaben c vorzuziehen und dann 

anschließend die Veränderungssperre zu behan-

deln. 

Tagesordnungspunkt 3c 

Begriffsbestimmung „bestmögliche Sicherheit“: 

Vorbereitung einer Positionierung der Kommis-

sion zum StandAG im Abschlussbericht  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Heute Morgen 

wurde aus diesem Kreis angemerkt, dass es viel-

leicht ein missverständliches Signal geben 

könnte, wenn wir „im Abschlussbericht“ schrei-

ben, unter dem Gesichtspunkt: Bis zum Ab-

schlussbericht interessiert uns das nicht. So ist es 

von denjenigen, die die Tagesordnung entworfen 

haben, nicht gemeint gewesen, sondern vielmehr 

ist gemeint gewesen: Das ist ein wichtiger As-

pekt, der auch ganz zentrale materielle Hinter-

gründe hat, Stichwort Finanzierung, aber nicht 

nur Finanzierung, sondern auch fachliche Fra-

gen.  
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Ich möchte auf den Verlauf der Diskussion inner-

halb der Anhörung durch die Kommission am 

3. November 2014 Bezug nehmen und möchte 

mir an dieser Stelle durch diese Bezugnahme er-

sparen, noch einmal den Sach- und Streitstand o-

der den Meinungsstand ausführlich darzulegen, 

aber vielleicht zwei, drei Punkte als Kernpunkte 

zu nennen, die nach meinem Verständnis eine 

Rolle spielen könnten. 

Der erste Punkt ist die Frage, ob der Begriff „best-

mögliche Sicherheit“ mit Blick auf Endlagersu-

che und -finden und Endlagererrichtung - ein-

schließlich der Standortsuche - eine andere, eine 

weitergehende Bedeutung als der Begriff des 

Standes von Wissenschaft und Technik im Rah-

men des § 7 Abs. 3 AtG in Bezug nimmt. Herr 

Hart, stimmt die Hausnummer noch, oder habt 

ihr auch das geändert? - Stimmt noch? Gut. § 7 

Abs. 2 Nr. 3 AtG ist eine Vorschrift, die für kern-

technische Anlagen gilt, insbesondere für Kern-

kraftwerke. Durch Bezugnahme ist diese Vor-

schrift auch in den Bereich der Endlagerregelun-

gen implementiert, was aber dann die Frage auf-

wirft, ob diese Bezugnahme bedeutet, dass die 

Bezugnahme dann auch im Grunde das limitie-

rende zu betrachtende Potenzial für Kernkraft-

werke im Rahmen des § 7 Abs. 2 Nr. 3 AtG - 

sprich: es geht um die Anlage und die Sicherheit 

der Anlage - bedeutet oder ob mit Blick auf End-

lager eine Betrachtung angezeigt ist, die, natür-

lich ausgehend von dieser Vorschrift des § 7 Abs. 

2 Nr. 3 AtG - Stand von Wissenschaft und Tech-

nik, Sicherheit, bestmögliche Sicherheit - die Be-

trachtungsweise mit Blick auf den zu wählenden, 

auszuwählenden und dann irgendwann hoffent-

lich gewählten Standort erweitert. 

Ein Aspekt in diesem Zusammenhang, der mög-

licherweise eine Rolle spielt - so wurde es auch 

in der Anhörung diskutiert - ist der Umstand, 

dass es im Rahmen eines Endlagers, welches über 

einen sehr langen Zeitraum seine Funktion erfül-

len soll - mit Blick auf die Sicherheit sogar im 

sechsstelligen Jahresbereich -, eine differenzierte 

Betrachtungsweise angezeigt sein könnte oder an-

gezeigt ist, anders als bei Kernkraftwerken, wo 

die Anlage in der Tat im zentralen Blickfeld der 

Sicherheitsfrage steht. Es würde wahrscheinlich 

keinen so riesigen Unterschied unter Sicherheits-

gesichtspunkten machen, ob nun eine Anlage - 

natürlich das entsprechende Umfeld Kernkraft-

werk vorausgesetzt - an einem bestimmten Fluss 

50 Kilometer weiter nördlich oder 50 Kilometer 

südlich stehen wird, unter Sicherheitsgesichts-

punkten bei normaler Betrachtung der Dinge. Das 

mag aber mit Blick auf einen Standort und auf 

eine Anlage, die sich mit Endlagerung befasst, 

differenziert zu sehen sein, weil, wie ich schon 

sagte, die Dauer und die Betriebsdauer eine ganz 

andere ist als für ein Kernkraftwerk. Ich habe ein-

mal gelernt, es läuft 40 Jahre. Manche laufen 

schon länger, wie auch immer. Jedenfalls ist die 

Dauer, was Endlager anbetrifft, wesentlich länger.  

Ein weiterer Aspekt in diesem Zusammenhang: 

Die Aufgabe ist, nicht beliebig viele Endlager-

standorte mit Endlagereinrichtungen für die uns 

betreffenden, hier maßgeblichen Abfälle zu fin-

den und einzurichten, sondern „das“ Endlager. 

So sieht es ja das Gesetz vor. Auch das unter-

scheidet sich von den kerntechnischen Anlagen 

im Übrigen wie beispielsweise Kernkraftwerken, 

die kein Unikat - jedenfalls nach bisheriger Be-

trachtungsweise - sind und auch nicht sein wer-

den, soweit diese Energieform weiter genutzt 

wird. 

Das ist der Einstieg mit Blick auf die Regelungen 

des StandAG. Die Regelungen, die hier betroffen 

sind, sind einmal die Zielbestimmung, die 

Zweckbestimmung in § 1, und zum anderen auch 

der Regelungsbereich des § 19 StandAG. 

So viel vielleicht noch mal zur Erinnerung und 

als Einführung in die Diskussion, wobei dieser 

Punkt „bestmögliche Sicherheit“ aus Sicht der 

Vorsitzenden ein Punkt von zentraler Bedeutung 

ist, der aber nicht gleich übermorgen gelöst und 

in dem Sinne einer Lösung zugeführt werden 

muss, dass aufgrund einer jetzt zu treffenden Ent-

scheidung unmittelbarer Handlungsbedarf befrie-

digend werden sollte und müsste. Das ist aus 

meiner Sicht jedenfalls ein kleiner Unterschied 
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zu dem Stichwort „Behördenstruktur“, das wir 

vorhin diskutiert haben, nämlich: Die Behörde 

muss funktionsfähig sein. Die Gesellschaft muss 

funktionsfähig sein, und zwar nicht irgendwann, 

sondern so schnell wie möglich. Das heißt, da be-

steht unmittelbarer Handlungsbedarf. Im Bereich 

der „bestmöglichen Sicherheit“ geht es zunächst 

einmal um die Frage, wie lautet der Befund auf-

grund der gegebenen Gesetzeslage StandAG? Der 

Befund ist ja maßgeblich für die Folgerungen, die 

daraus zu ziehen sind. Ich denke, im Augenblick 

geht es noch um den Befund.  

Wird dazu das Wort gewünscht? 

MinDir Helmfried Meinel: Ich hatte ja schon 

beim letzten Mal ausgeführt gehabt, dass es für 

mich nicht in Frage kommt, dass man an § 1, der 

Zielbestimmung, etwas ändert. Da sehe ich jetzt 

auch noch keinen Änderungsbedarf. Das müsste 

man mir noch einmal deutlich machen, warum 

wir da etwas verändern sollten. Ich hatte beim 

letzten Mal schon ausgeführt, dass dies sozusa-

gen der Gründungsplot dafür war, dass wir in das 

Standortauswahlgesetz eingestiegen sind. Das 

war gewissermaßen der überwältigende politi-

sche Konsens an der Stelle, den bestgeeigneten 

Standort zu suchen.  

Wenn sich das, was Sie gerade ausgeführt haben, 

auf einen Klärungsbedarf in § 19 bezieht - das 

weiß ich jetzt noch nicht; deswegen frage ich 

nach -, und § 19 bezieht sich ja auch auf das Ziel 

des § 1, dann, glaube ich, sollten wir an der 

Stelle offen sein, das, was da als Regelungslücke 

noch gesehen wird, dann auch nachzuführen. 

Aber ich würde es dann in der Reihenfolge abge-

schichtet sehen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich wollte da-

mit nicht konstatiert haben, dass wir jetzt schon 

Änderungsbedarf bei § 19 hätten. Das ist noch zu 

prüfen. Ich bin noch in der Prüfphase. 

MinDir Helmfried Meinel: Okay, Aber wir spre-

chen jetzt über § 19 und nicht über § 1, um das 

noch einmal in der Abschichtung klar zu haben? 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich glaube, das kann 

man derart früh nicht so abschließend feststellen. 

In dem § 19 kommt der Begriff „bestmöglich“ gar 

nicht vor, sondern nur in § 1. Wir, die wir an der 

Entstehung des Gesetzes beteiligt waren, wissen 

ja, was damit gemeint war. Aber offensichtlich ist 

es ja missverständlich, denn manche verstehen es 

anders, als wir es gemeint haben. Für uns war 

ganz klar: Es soll im Vergleich der bestmögliche 

Standort unter denen, die wir vergleichen, gefun-

den werden.  

Ich wäre dankbar und fände es auch angebracht, 

wenn das von denjenigen, die das anders verste-

hen, noch einmal dargelegt wird, sodass man 

sich dann vielleicht doch tatsächlich auf die Su-

che nach einer Formulierung machen muss, die 

diese Missverständnisse ausschließt. Es geht da-

rum, dass die Intention erhalten bleiben soll. 

MinDir Helmfried Meinel: Genau.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Zunächst einmal ist 

eine Begriffsklärung, glaube ich, durchaus ange-

sagt, weil sehr häufig in den Diskussionen, die 

wir geführt haben, die Begriffe „bestmögliche Si-

cherheit“ und „bestmöglicher Standort“ benutzt 

worden sind. ich stelle zunächst einmal einfach 

nur die Frage in den Raum: Meinen wir damit 

das Gleiche, oder bestehen da schon Unter-

schiede? Ich glaube, dass es durchaus Unter-

schiede in der Betrachtungsweise gibt.  

Wenn wir uns mit dem Thema „bestmögliche Si-

cherheit“ bei einem Vergleich unterschiedlicher 

Wirtsgesteine und unterschiedlicher Gesamtanla-

genkonfigurationen beschäftigen, dann wird, 

glaube ich, rein aus sicherheitstechnischer Be-

trachtung heraus relativ schnell klar, dass es 

schwierig wird, dort in einem reinen Vergleich 

zu entscheiden, was denn jetzt die bestmögliche 
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Sicherheit ist, die bestmögliche Sicherheit ist, 

weil dort ganz einfach zu viele unterschiedliche 

Parameter hineinspielen, die in ihrer Gewichtung 

auch unterschiedlich gesehen werden können.  

Insofern sind wir bei dieser Betrachtung von 

„bestmöglicher Sicherheit“ darauf angewiesen, 

dass wir im Rahmen einer Festlegung von Krite-

rien einen Standard erreichen, von dem wir sa-

gen, der gilt jetzt für unterschiedliche Systeme, 

und wenn wir diesen Standard erreicht haben, 

dann ist die bestmögliche Sicherheit erreicht.  

Damit sind wir wahrscheinlich bei dem Punkt - 

zumindest stelle ich mir das so vor - wie Sie es 

gerade geschildert haben, Frau Kotting-Uhl. Wir 

haben dann eine Reihe von Standorten, die uns 

diese bestmögliche Sicherheit gewähren, und 

dann kommen vielleicht noch ganz andere Krite-

rien mit ins Spiel, die nicht unbedingt an der 

Stelle sicherheitsbezogen sein müssen. Es kön-

nen auch andere Kriterien sein, zum Beispiel Lo-

gistikfragen. Die ermöglichen dann in einem er-

neuten Bewertungsverfahren, am Ende daraus ei-

nen bestmöglichen Standort zu machen. Das ist 

zumindest für mich die Logik.  

Dies auch einmal in dieser Definition festzuhal-

ten, erscheint mir tatsächlich notwendig, damit 

wir diesen Begriffswirrwarr auflösen können. Ich 

hatte vorhin schon in dem ersten Teil unserer 

Sitzung gesagt, dass wir uns, gerade was das 

Thema „bestmögliche Sicherheit“ in unterschied-

lichen Wirtsgesteinen mit unterschiedlichen Sys-

temen anbelangt, natürlich auch in der Arbeits-

gruppe 3 beschäftigen und dass von dort sicher-

lich ein Input kommen wird. Das werden wir 

dort diskutieren; das steht schon auf der Tages-

ordnung.  

Insofern - ich glaube, Herr Wenzel, Sie haben das 

heute Morgen schon gesagt -, ist es durchaus 

richtig, noch einmal Definitionen aufzugreifen 

und sich die Frage vorzulegen: Verstehen wir das 

jetzt so, wie ich es gesagt habe, oder verstehen 

wir es anders? Zumindest ist das mein Verständ-

nis. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank, 

Herr Fischer. - Herr Wenzel, bitte. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Ich hatte das angesprochen, weil - für mich 

eigentlich überraschend - bei der Anhörung die 

Ansicht geäußert wurde, dass die Feststellung 

der bestmöglichen Sicherheit keine Anwendung 

komparativer Methoden erfordert, also keine Ver-

gleiche erfordert. Das halte ich aus meiner Sicht 

auch vor dem Hintergrund der Genese des Geset-

zes und auch der Diskussion, die in diesem Zu-

sammenhang stattgefunden hat, für abwegig. Ich 

glaube, dass man unbedingt den Vergleich 

braucht, zum einen, weil es im allgemeinen Pla-

nungsrecht absolut üblich ist. Im UVP-Recht ist 

es eine völlig übliche Angelegenheit, und auch 

im Raumordnungsrecht ist es eine völlig übliche 

Angelegenheit, dass man unterschiedliche Lö-

sungsvarianten vergleicht und abwägt und die 

beste identifiziert und dass man jeweils auch die 

Null-Hypothese in die Betrachtung einbezieht. 

Ein zweites interessantes Feld, woraus wir zu-

mindest Analogieschlüsse ableiten können, ist 

meines Erachtens das der IED-Richtlinie, die 

auch im Wasserhaushaltsrecht, im Bodenschutz-

gesetz und im Bundesemissionsschutzrecht um-

gesetzt wurde. Dort ist ja definiert, was „bestver-

fügbare Technik“ ist. Der Richtlinie vorangestellt 

sind zum Beispiel Definitionen für BVT-Merk-

blätter, BVT-Schlussfolgerungen. Dort haben wir 

es ja aber immer nur mit dem Stand der Technik 

zu tun, und die sprechen von „bester verfügbarer 

Technik“.  

Im Atomrecht haben wir es mit dem Stand von 

Wissenschaft und Technik zu tun, also mit einem 

höheren Anspruch. Nicht nur das, was heute ver-

fügbar ist, sondern auch das, was durch For-

schung und Wissenschaft künftig erschließbar ist, 

was sozusagen dem fortschrittlichsten Wissen 

der Zukunftstechnik entspricht, soll zur Anwen-

dung kommen. Nach meinem Dafürhalten kann 

es nicht sein, wenn man schon bei der Feststel-

lung der „bestverfügbaren Technik“ auf Verglei-
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che abhebt, dass man das bei „bestmöglicher Si-

cherheit“ nicht tut. Die Definitionen in der EU-

Richtlinie sind zum Beispiel auch so gewählt, 

dass man eben nicht nur bestimmte Tätigkeiten 

oder Techniken, sondern auch angewandte Emis-

sions- und Verbrauchswerte usw. vergleicht. Von 

daher kann man aus meiner Sicht nur zu einer 

Auffassung gelangen, die besagt: „Bestmöglich“ 

ist erstens ein gut gewählter Begriff, und zwei-

tens erfordert dieser Begriff zwingend auch einen 

Vergleich. „Vergleich“ heißt für mich eben auch, 

dass man, wenn man unterschiedliche Wirtsge-

steine betrachtet, mindestens zwei oder drei 

Standorte vergleicht, die aus demselben Wirtsge-

stein bestehen. Man muss natürlich auch eine 

vergleichende Erkenntnistiefe gewinnen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Brunsmeier und dann Frau Kotting-Uhl.  

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ich danke Herrn 

Fischer und Herrn Wenzel, dass die Problematik 

noch einmal deutlich geworden ist, um die es 

jetzt tatsächlich geht. 

Ich denke, für die Arbeit in der Arbeitsgruppe 2 

lautet eine der zentralen Frage: Ist es Teil einer 

notwendigen kurzfristigen Evaluierung, oder ist 

es eher eine Frage einer grundsätzlichen Beschäf-

tigung mit dieser Auseinandersetzung? Von Sei-

ten der Vorsitzenden der Arbeitsgruppe wurde 

der Vorschlag gemacht, diese Frage in zweifacher 

Form anzugehen. Zum einen werden wir diese 

Frage in die Arbeit der Kommission hineintragen 

müssen, denn - darauf hatten Sie zu Recht hinge-

wiesen, Herr Fischer - auch die Arbeitsgruppe 3 

beschäftigt sich mit diesem Thema. Das heißt, es 

wäre sehr wichtig, dass das Selbstverständnis der 

Kommission zu dieser Frage deutlicher wird. Wir 

müssen in der Kommission in irgendeiner Form 

herausarbeiten, wie sich die Kommission zu die-

ser Frage stellt. Deswegen müssten wir uns von 

der organisatorischen Vorgehensweise her über-

legen, wie wir diese Diskussion in geeigneter 

Form aus der Arbeitsgruppe 2 dann in die Kom-

mission selbst hineintragen. Das halte ich für 

ganz wichtig. In der Kommission selbst sollten 

wir dann klären, wie Begriffsbestimmungen dort 

vorgenommen werden können. Das heißt: Wie 

können wir Klarheit schaffen, wie es gemeint ist? 

Wenn wir ein Ergebnis haben, wie die Kommis-

sion in ihrem Selbstverständnis mit dieser Frage 

umgeht, dann könnte das sowohl in der Arbeit 

der Arbeitsgruppe 3 abgebildet werden, was die 

fachliche Fragestellung dazu betrifft, als eben 

auch in der Arbeitsgruppe 2, was notwendige ge-

setzgeberische Klarstellungen mit Blick auf § 19 

StandAG betrifft. Insofern wäre das das Vorge-

hen. 

Mir wäre jetzt aber noch einmal wichtig, wenn es 

noch Hinweise, Anregungen gäbe, mit welchen 

Hintergründen, mit welchen Ergänzungen oder 

möglicherweise auch mit welchen Formen wir 

diese notwendige Diskussion jetzt möglichst zeit-

nah in die Kommission zurückspiegeln könnten, 

damit wir sie dort auf die Agenda nehmen, um 

die entsprechenden Voraussetzungen sowohl für 

die Arbeit der Arbeitsgruppe 3 als auch für der 

Arbeitsgruppe 2 zu schaffen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank, 

Herr Brunsmeier. - Frau Kotting-Uhl und dann 

Herr Jäger, bitte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Danke. - Meines Erach-

tens müssen wir zwei Fragen beantworten. Die 

eine Frage lautet: Was wollen wir, also die Kom-

mission und nicht nur die AG? Die zweite Frage-

stellung lautet: Ist das, was wir wollen, auch um-

setzbar? 

Zu dem, was wir wollen: Ich will in diesem 

Punkt nicht, was Sie wollen, Herr Fischer. Ich 

meine auch, sagen zu können, dass die Initiato-

rinnen und Initiatoren dieser neuen Suche und 

des Gesetzes das auch nicht wollten, was Sie jetzt 

darunter verstehen, sondern wir wollten einen 

Vergleich zwischen dem, was in Deutschland zur 

Verfügung steht, und zwar eigentlich bis zum 

Ende, bis wir also den oder vielleicht die zwei - 

das weiß ich nicht; aber vielleicht kann man das 

auch tatsächlich bis zu einem durchziehen - ver-

gleichen, um dann auch den Anwohnern sagen 
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zu können: Das ist das Beste, was wir in Deutsch-

land haben, und deshalb muss es hier hin. Dieses 

Verfahren haben wir ganz bewusst gewählt - im 

Gegensatz zu dem Verfahren, das wir bei Gorle-

ben hatten -, weil wir eine Antwort brauchen auf 

die Frage: Warum hier? Warum bei mir? Das kön-

nen wir bei Gorleben nicht beantworten, bis 

heute nicht. Diese Antwort brauchen wir aber, 

um Akzeptanz für ein Endlager zu bekommen, 

und die Antwort kann nur heißen, wenn sie nicht 

willkürlich sein soll: Es muss hier sein, weil das 

der beste Standort ist, den wir zu bieten haben. 

Das ist das einzig überzeugende sachliche Argu-

ment. Deshalb wollten wir dieses Verfahren nach 

den Erfahrungen von Gorleben, weil nämlich ein 

Standort, der so nicht ausgewählt ist im wissen-

schaftlichen Vergleich und der eben nicht dieses 

Prädikat tragen kann, dass das das Bestmögliche 

ist, was wir haben, nie Akzeptanz findet. 

Die zweite Frage lautet jetzt: Ist das umsetzbar? 

Dazu brauchen wir natürlich die Antwort sehr 

stark aus der Arbeitsgruppe 3. Der AkEnd hat es 

damals in seinen Empfehlungen so ausgedrückt, 

dass das vergleichbar ist, auch unterschiedliche 

Wirtsgesteine, dass man diese Vergleichskriterien 

dafür erstellen kann und dass man das verglei-

chen kann. Aber dazu brauchen wir jetzt noch 

die Antwort aus der Arbeitsgruppe 3, die uns das 

bestätigen muss oder begründet sagen muss: 

Nein, das geht nicht. Wenn das nicht geht, stehen 

wir natürlich wieder vor einer anderen Fragestel-

lung. Aber die erste Fragestellung lautet: Was 

wollen wir mit diesem Gesetz? Was ist unsere In-

tention? Das habe ich zumindest für diejenigen, 

die das damals initiiert haben, jetzt dargelegt. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. - 

Herr Jäger hatte sich als Nächstes gemeldet. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nach meinem Eindruck ha-

ben wir eine scheinbare Polarität: Auf der einen 

Seite die Interpretation „bestmögliche Sicher-

heit“ nach dem jetzigen Rechtsverständnis, im 

AtG niedergelegt, und auf der anderen Seite kom-

parative Elemente. Das scheinen mir nicht un-

überbrückbare Gegensätze zu sein, sondern das 

eine ist eine stark juristische Frage, und das, Herr 

Brunsmeier, hätte auch Relevanz für unsere Ar-

beitsgruppe: Wo wird was abgearbeitet? Das an-

dere ist mehr eine Verfahrensfrage, die natürlich 

auch in die Richtung geht, Frau Kotting-Uhl, die 

Sie angesprochen haben: Was ist beabsichtigt ge-

wesen?  

Dabei ist sicherlich die bisherige Rechtsinterpre-

tation oder Rechtsetzung „Stand von Wissen-

schaft und Technik“ im AtG niedergelegt. Das 

gilt ja nicht nur für das AtG und für die Anlagen - 

kerntechnische Anlagen jetzt im Sinne von Kern-

kraftwerken -, sondern am Ende auch für das Ge-

nehmigungsverfahren des Endlagers. Auch da 

kommt dieses Rechtsverständnis wieder zum 

Tragen, und im Übrigen auch bei den Kriterien, 

die in dem Auswahlverfahren angewendet wer-

den. Auch da fragen wir uns: Was ist Stand von 

Wissenschaft und Technik zu den Auswahlkrite-

rien? 

Herr Wenzel, vielleicht zu Ihrem Beispiel der 

„Best Available Technology“, das Sie da ange-

sprochen haben. Selbst bei der Festlegung der er-

forderlichen Vorsorge nach Wissenschaft und 

Technik muss man vergleichen und muss prüfen: 

Was gibt es in der Welt, und was ist am Ende 

sozusagen bestmöglich? Das Gleiche wird jetzt 

auch bei der Festlegung der Kriterien stattfinden, 

siehe AkEnd Ausgangspunkt. Man muss prüfen, 

was sich in der Zwischenzeit getan hat, und dann 

vergleicht man unterschiedliche Ansätze und legt 

fest: Das ist der jetzige Stand von Wissenschaft 

und Technik. Das wären dann auch die Kriterien, 

die anzuwenden sind. 

Der entscheidende Punkt scheint mir die Frage-

stellung zu sein: Wie weit ergänzt man das durch 

Vergleiche, die Sie angesprochen haben? Das war 

offenkundig ein ganz zentraler Punkt. Dass man 

das nicht bis zum Ende durchziehen kann und 

dass man mehrere Genehmigungsverfahren 

durchführen müsste, erklärt sich von selbst. Das 

heißt, man muss irgendwann einen Schlussstrich 

ziehen und sagen: Hier ist der Vergleich zunächst 

einmal abgeschlossen, und jetzt geht es in der Tat 
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nach dem Verständnis: Wenn die Anforderungen 

erfüllt sind nach dem Stand von Wissenschaft 

und Technik, dann ist das die bestmögliche Si-

cherheit, oder umgekehrt: Man wählt die Stand-

orte ohnehin nur nach diesen Kriterien aus. 

So viel vielleicht noch zur Erläuterung, zum Ver-

ständnis zum Vorgehen: Ich würde es auch so se-

hen, dass wir jetzt nicht unabdingbar Änderungs-

bedarf für das Gesetz erkennen können, sodass 

wir dort eigentlich den Marsch in Richtung des 

Gesetzgebers machen müssten, sondern dass es 

der beste Weg wäre, dieses Thema in der Arbeits-

gruppe 3 im Kontext der Kriterien und des Ver-

fahrens der Anwendung der Kriterien zu verpro-

ben, also die unterschiedlichen Sichtweisen. 

Vielleicht löst sich das eine oder andere sogar 

auf, weil es gar nicht so gegensätzlich ist, wie es 

sich darstellt. 

Das wäre aus meiner Sicht der Vorschlag, dass 

wir in der Tat die Arbeitsgruppe 3 bitten, die das 

ohnehin auf der Agenda hat, das in die Krite-

riendefinition und auch in den Verfahrensvor-

schlag einzuordnen, wie denn die Kriterien ange-

wendet werden. Dann lässt sich am Ende das viel 

leichter auflösen, wo man möglicherweise unter-

schiedliche Interpretationen dieses Begriffs hat. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Eine Frage noch mal an Sie, 

Herr Jäger: Sie konstatieren, dass es hier unter-

schiedliche Auffassungen zu diesem Begriff gibt. 

Aber meine Frage noch einmal: Wir sind uns 

doch einig, dass man nicht hinter das zurückfal-

len kann, was heute im Bereich der Industrie, wo 

Stand der Technik gilt, schon übliche Praxis ist? 

Deswegen verstehe ich gar nicht, wieso Sie auf 

die Idee kommen, dass man auf komparative Ele-

mente, also vergleichende Elemente, verzichten 

könnte. Wenn ich mir das angucke, was ich sonst 

für Normen im technischen Bereich habe, dann 

sehe ich keinen Weg, wie Sie hinter diese Fragen 

zurückkommen. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Das muss ein Missverständ-

nis gewesen sein. Dann habe ich mich falsch aus-

gedrückt. Ich bin nicht der Meinung, dass man 

keine Vergleiche anstellen soll, sondern die Frage 

ist doch am Ende - ich würde uns empfehlen, uns 

auf diese Frage zu konzentrieren -: Wie ist das 

Verfahren konzipiert? Wie werden die Kriterien 

dort angewendet, um am Ende zu der Lösung zu 

kommen, die dann „Das Endlager“ heißt? Da sind 

eben Kriterien, die jetzt nach Stand von Wissen-

schaft und Technik zu definieren sind für das 

Verfahren, und es sind bestehende Kriterien aus 

dem Atomgesetz, Stand von Wissenschaft und 

Technik, notwendige Vorsorge. Das ist dann für 

das spätere Genehmigungsverfahren relevant. 

Ansonsten beginnt ja das Verfahren, indem es 

sozusagen vergleicht - indirekt vergleicht oder di-

rekt vergleicht - von der weißen Landkarte auf 

Regionen, auf Standorte obertägig usw. Dabei gibt 

es natürlich mehrere Alternativen, die gegenei-

nandergestellt werden. Stichwort: Abwägungskri-

terien. 

Ich habe meinen Beitrag jetzt nicht so verstanden 

wissen wollen, dass überhaupt kein Vergleich 

stattfindet. Vielleicht war das ein Missverständ-

nis. 

Noch einmal, Herr Wenzel: Wenn man zum 

Stand von Wissenschaft und Technik - auch bei 

der Technik, aber erst recht bei Wissenschaft und 

Technik - kommt, muss man auch die gesamte 

Landschaft screenen und mehrere Varianten be-

werten, um dann am Ende festzulegen - denn das 

gilt es schon festzulegen-: Das ist jetzt nach unse-

rem Kenntnisstand der Stand von Wissenschaft 

und Technik. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Ich gucke ein bisschen auf die Uhr - wir haben 

noch eine halbe Stunde -, aber ich wollte die 

Wortmeldungen jetzt nicht abwürgen. Ich würde 

gerne noch einen Verfahrensvorschlag dazu ma-

chen. Ich kann ihn jetzt vielleicht auch schon 

mal als Gedanken einbringen. 
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In der Diskussion ist mir eigentlich noch deutli-

cher als bisher der Gesichtspunkt geworden: Das 

ist eine Aufgabe, die die Arbeitsgruppe 2 unter 

regulatorischen Gesichtspunkten, aber ganz zent-

ral natürlich auch die Arbeitsgruppe 3 betrifft. 

Jetzt weiß ich nicht, wie weit der Diskussions-

stand innerhalb der Arbeitsgruppe 3 zu diesem 

spezifischen Thema gediehen und fortgeschritten 

ist, aber was spricht eigentlich dagegen - so, wie 

wir es unlängst mit Blick auf die Arbeitsgruppe 1 

gemacht haben -, mit der Arbeitsgruppe 3 ins 

Auge zu fassen - so denn die Voraussetzungen 

dort erfüllt sind, die ich gerade genannt habe -, 

einen gemeinsamen Meinungsaustausch als Zwi-

schenschritt ins Auge zu fassen, um sich vice 

versa zusätzliche Klarheit oder Verständnis zu er-

werben, soweit das nicht ohnehin schon viel-

leicht bei dem einen oder anderen schon - mehr 

als bei mir - ausgeprägt ist, um dann den nächs-

ten Schritt in Angriff zu nehmen? Ich habe ein 

bisschen das Gefühl, wir sind jetzt an einem 

Punkt angelangt, wo sich die Meinungen bzw. 

Sichtweisen herausschälen, wobei nach meinem 

Eindruck nicht unbedingt in allen Punkten eine 

Divergenz in dem Maße vorhanden sein muss, 

wie es vielleicht aufgrund des einen oder ande-

ren Wortbeitrags erscheinen könnte. Das ist aber 

nur eine vorläufige Einschätzung.  

Herr Wenzel, ich freue mich, dass Sie die IED als 

wichtiges Instrument erwähnt haben. Ich freue 

mich, Ihnen mitteilen zu dürfen, dass ich die 

Ehre hatte, damals bei der Entstehung der Ge-

schichte mit meiner Abteilung maßgeblich betei-

ligt gewesen zu sein und das Vergnügen und die 

Last hatte, sie in der letzten Legislaturperiode 

umzusetzen. Das ist ein sehr großes Gesetzespa-

ket geworden. Aber wir haben es irgendwie ge-

schafft. Weshalb erwähne ich das? Das ist der 

Mutmacher für diese Veranstaltung. Wir haben 

nur ein Projekt. Aber das war jetzt nicht ganz 

ernsthaft gemeint.  

Jetzt hatten sich noch Frau Kotting-Uhl, Herr 

Wenzel und Herr Meinel gemeldet.  

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Den Vorschlag, zusam-

men mit der Arbeitsgruppe 3 genau dazu eine 

Sitzung durchzuführen, halte ich für sehr gut. Ich 

glaube aber, Herr Steinkemper, dass da in der Tat 

durchaus ein starker Dissens besteht, und dabei 

geht es um den Kern des Verfahrens.  

Ich will einmal zitieren, was Herr Thomauske an 

entsprechender Stelle gesagt hat. Er sagte: „Ab ei-

ner bestimmten“ - ich weiß nicht mehr, welches 

Substantiv er wählte - „Qualität sind alle Stand-

orte gleich.“ Das ist genau das, was wir nicht 

wollten. Da haben wir ein Stück Vergleich; dar-

über müssen wir nicht streiten. Es ist klar. Wir 

haben ein vergleichendes Suchverfahren be-

schlossen. Es gibt also auf jeden Fall einen Ver-

gleich. Die entscheidende Frage lautet: Wo endet 

er? Da haben wir den Dissens. Diese Vorstellung, 

ich lege sozusagen fest - man kann es Wissen-

schaft und Technik nennen -, ab da sind die 

Standorte sicher, da kann ich das Prädikat „Si-

cherheit“ draufstempeln, und wenn sie diese 

Standards erreicht haben, dann sind alle gleich, 

und ich kann nach anderen Kriterien weiter aus-

wählen.  

Aber genau das wollten wir, die wir das initiiert 

haben, nicht, denn das ist im Kern zumindest am 

Ende - und das Ende ist relevant- das Verfahren 

Gorleben: Ich lege fest, wie ich etwas als sicher 

definiere, habe einen Standort und schaue, ob 

der das erfüllt, und dann ist gut. Dieses andere 

Verfahren impliziert ein Bekenntnis dazu, dass es 

diese absolute Sicherheit in der Frage Endlage-

rung nicht geben kann, weil wir das nicht wissen 

werden. Das wissen wir erst nach einer Million 

Jahren.  

Deshalb dieser Vergleich bis zum Schluss: Was 

ist das Beste, was wir haben? Nicht: Ab da ist es 

sicher, sondern: Was ist das Beste? Und deswe-

gen auch die „bestmögliche Sicherheit“. Deswe-

gen steht hier nicht „Sicherheit absolut“, sondern 

hier steht die „bestmögliche“. Das konzediert, 

dass es die „absolute Sicherheit“ eventuell nicht 
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gibt. Insofern ist es ein Verfahren, das diese gan-

zen Zweifel und Bedenken usw., die ja dieser 

Atommüllfrage inhärent sind, aufgreift. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Herr Wenzel und dann Herr Meinel. 

Min Stefan Wenzel: Vielen Dank, Herr Vorsitzen-

der. - Die IED-Richtlinie ist in der Tat ein hochin-

teressantes Dokument, wenn man diese Diskus-

sion führt. Ich glaube, dass wir da an einem ganz 

entscheidenden Punkt sind, der auch für das eine 

große Relevanz hat, was in der Arbeitsgruppe 3 

passiert.  

Wenn man sich einmal anguckt, wie der Kern-

technische Ausschuss über das kerntechnische 

Regelwerk entscheidet, und wenn man sich dann 

vor Augen führt, welche Regeln in Artikel 13 der 

IED-Richtlinie festgelegt sind, dass dort zum Bei-

spiel selbstverständlich die Umweltverbände mit 

am Tisch sitzen, wenn der Stand der Technik 

festgelegt wird: Es ist im Kerntechnischen Aus-

schuss so, dass Sie noch nicht mal im Internet 

finden, wer die Mitglieder dieses Ausschusses 

sind. Wir sind im Bereich der Feststellung von 

Wissenschaft und Technik teilweise hinter dem 

zurück, was im Industriebereich bei der Defini-

tion von Stand der Technik längst gewisserma-

ßen alltägliche Praxis ist. Das müssen wir an die-

ser Stelle auch einmal hinterfragen.  

Wenn man in den Bereich der Probabilistik geht - 

auch das ist ein wichtiger Punkt, der Sicherheit 

beschreiben und definieren soll -, dann haben 

wir bei laufenden Reaktoren immer den Aus-

gangspunkt gehabt, dass die Sicherheit 1 zu 1 

Million, also 10-6, beträgt. Gucken wir uns aber 

heute an, wie viele Reaktorlaufjahre wir weltweit 

haben - sagen wir mal, im Schnitt 10 000, 400 

mal 25 oder 30 Jahre - und teilen das durch die 

Anzahl der Kernschmelzen, dann kommen wir 

probabilistisch auf eine Wahrscheinlichkeit von 

1 zu 10-3, also etwa alle 2 000 etwa Jahre und 

nicht alle 1 Million Jahre. Auch da wird deutlich, 

dass das, was bisher im Bereich der Kerntechnik 

angewendet wird, der Wirklichkeit hinten und 

vorne nicht mehr standhält. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Das stimmt insofern nicht, 

als dass die Kernschmelze, die Sie zitiert haben, 

eben nicht auf 10-6 ausgelegt ist. 

Min Stefan Wenzel: Ja, das ist schon eine interes-

sante Debatte. Die Wirklichkeit hat sich hier aber 

anders entwickelt als die Theorie, und das ist 

schon etwas, das uns umtreiben muss. Insofern 

sind wir hier an einem Punkt, wo es sich, glaube 

ich, lohnen würde, vertieft einzusteigen, weil die 

Sicherheitsanforderungen und -kriterien, die wir 

am Ende festlegen, solchen Diskussionen stand-

halten müssen. Sicherlich brauchen wir dafür ein 

bisschen mehr Zeit als wir sie heute haben, Herr 

Jäger, aber ich würde das, wenn es spannend ist, 

noch einmal vertiefen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Meinel, 

bitte. 

MinDir Helmfried Meinel: Ich glaube, Ihr Verfah-

rensvorschlag, Herr Steinkemper, dass man eine 

gemeinsame Sitzung der Arbeitsgruppen 2 und 3 

durchführt, ist sehr gut, weil die Arbeitsgruppe 3 

das erst einmal erarbeitet und das, ausgehend 

von dem Prozess, den wir in den vergangenen 

Jahren schon hatten, noch einmal aktualisiert 

und schaut, wie die Kriterien zu bewerten sind.  

Wenn es bislang weltweit überhaupt keine ver-

gleichende Endlagersuche gegeben hätte, könnten 

wir uns in der Tat analytisch fragen: Klappt das 

überhaupt? Können wir den geeignetsten Stand-

ort im vergleichenden Verfahren finden? Dann 

kommt man vielleicht auf die Diskussion, die wir 

jetzt hatten. Aber es gibt einen anderen Fall, und 

zwar das Sachplanverfahren in der Schweiz, wo 

wir sehen, dass es dort auch mal weitergeht. Gut, 

es kommen immer neue Sachen hinzu. Aber auch 

dort gelingt es, tatsächlich Standorte als weniger 

geeignet auszuschalten, um dann zu dem geeig-

netsten Standort zu kommen. Auch die Schwei-

zer haben in Kristallin untersucht und nicht nur 
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im Ton. Die haben kein Salz. Das heißt, der Sys-

temfall gleich Salz versus Ton, das ist sozusagen 

die Innovation, den wir hier noch zu leisten ha-

ben.  

Aber ich könnte mir vorstellen, dass es auch hilf-

reich sein könnte, wenn wir noch abstrakt an der 

Frage sind, wie man in Bezug auf die Vergleich-

barkeit gehen kann, dass man sich Rat aus der 

Schweiz einholt, bevor man zu schnell be-

schließt: Wir suchen nur nach der bestmöglichen 

Sicherheit, aber nehmen das mit dem Standort 

nur bis zur halben Strecke ernst. Ich glaube, dass 

wir sonst doch ganz schnell wieder in eine auch 

politische Schwierigkeit hineinkommen. Ich 

würde mich freuen, wenn wir das, was wir als 

Gründungsplot seinerzeit gewählt hatten, in der 

Umsetzung und Realisierung dann auch sehr 

weitgehend hinbekommen können. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Ich denke, wir sollten für die heutige Diskus-

sion allmählich die Zielgerade zu diesem Unter-

punkt der Tagesordnung erreichen. Herr Fischer 

wollte sie einläuten. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Danke für diese Auf-

forderung oder für diesen Ball, den Sie mir zuge-

worfen haben. 

Herr Meinel, den Punkt mit der Schweiz greife 

ich sehr gerne auf, weil gerade das nämlich ein 

gutes Beispiel für das ist, was ich vorhin be-

schrieben habe. Denn dort gab es eine Untersu-

chung zwischen zwei Wirtsgesteinen - insofern 

haben Sie recht -, aber sehr frühzeitig ist dort 

ohne Betrachtung des gesamten Endlagersystems 

entschieden worden: Granit fällt für uns raus. 

Kristallin fällt für uns raus, und wir gehen nur 

noch auf Ton. - Das war genau das, was ich vor-

hin beschrieben habe, dass man letztendlich in 

einer Phase, in der die Entscheidung noch nicht 

auf der Betrachtung des gesamten Systems fußt, 

frühzeitig einen Status erreicht, wo man sagt: Das 

ist für uns die Mindestanforderung, die wir erfül-

len wollen. 

Aber ich möchte eigentlich noch mal auf einen 

Punkt eingehen, der die Sache sehr praktisch 

macht. Das geht in die Richtung von Ihnen, Frau 

Kotting-Uhl. Wenn Sie sagen, Sie wollen den 

Vergleich bis zum Schluss durchführen, dann 

impliziert das aber im Endeffekt auch, dass es ne-

ben den zu vergleichenden Standorten, die Sie 

bis zum Schluss vergleichen wollen, noch un-

endlich viele andere Standorte gibt, die Sie nicht 

in dem Vergleich mit drin haben, und auch für 

die müssen Sie irgendwie begründen, warum Sie 

die nicht mit drin haben.  

Insofern glaube ich, dass unser Konflikt oder un-

ser Dissens, den wir da haben, eigentlich gar kei-

ner ist, denn am Ende müssen Sie auch in Ihrem 

Verfahren, wie Sie es gerade vorgestellt haben, ir-

gendwann sagen: „Und die sind es aber alle 

nicht.“ Das entscheiden Sie auf der Basis einer 

Kriterienanwendung, wo Sie sagen: Okay, die ha-

ben für uns noch nicht die ausreichende Sicher-

heit.  

Insofern reden wir am Ende wahrscheinlich dar-

über, ob wir einen Vergleich von zehn Standor-

ten oder ob wir einen von zwei Standorten ma-

chen. Das ist wahrscheinlich der Unterschied, 

den unsere Einschätzung am Ende ausmacht. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Danke schön. 

- Ich denke, für den Augenblick haben wir einen 

Meinungsaustausch geführt, der sinnvoll war. Je-

denfalls glaube ich, dass in der letzten halben 

Stunde keiner dümmer geworden ist. Klüger viel-

leicht der eine oder andere. Der Kenntnisstand 

hat sich jedenfalls nicht verschlechtert. Bei mir 

hat er sich sogar verbessert. Das räume ich frank 

und frei ein. 

Ich habe mitgenommen, dass der Vorschlag, in 

geeigneter Weise einen gemeinsamen Sitzungs-

punkt mit der Arbeitsgruppe 3 zu organisieren, 

allgemein auf Zustimmung stößt. Deshalb lautet 

die Bitte an die Geschäftsstelle, die Dinge organi-

satorisch abzuklären und vorzubereiten. Dann 

müssten wir uns noch überlegen, ob und inwie-
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weit von der jeweiligen Seite - Arbeitsgruppe 2 o-

der Arbeitsgruppe 3 - ein vorbereitendes Papier 

erstellt werden soll. Das ist aber dann eine Frage, 

die sich weiter konkretisieren muss. 

Eines möchte ich auf jeden Fall vermeiden: Eine 

Diskussion ins Blaue. Das bringt nichts. Aber ich 

denke, daran hat die Arbeitsgruppe 3 ebenso ein 

Interesse wie die Arbeitsgruppe 2. 

Können wir den Punkt für heute abschließen, da-

mit die Veränderungssperre Gorleben, also TOP 

3b, noch hinreichend behandelt werden kann? 

Tagesordnungspunkt 3b 

Veränderungssperre Gorleben 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir haben die 

Diskussion schon in der Vergangenheit geführt. 

Wir waren nicht immer einer Meinung zu allen 

Punkten, um das einmal vorsichtig zu formulie-

ren. Das ist auch schwierig zu erreichen oder 

nicht ganz einfach zu erreichen vor dem Hinter-

grund der Fragestellung: Wie ist die vorhandene 

Gesetzeslage? Wie ist sie auszulegen? Wie kann 

sie verbessert werden? Auf der einen Seite Stich-

wort Gorleben - Sie hatten es heute Morgen ange-

sprochen, Herr Wenzel -, aber auch auf der ande-

ren Seite Sicherung, vorgreifliche Sicherung von 

potenziellen anderen Standorten. Das ist die Ge-

mengelage. 

Jetzt haben Herr Brunsmeier und ich verabredet, 

dass er zunächst einmal einen speziellen Punkt 

zusätzlich einführt. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Vielen Dank, 

Herr Steinkemper. - Ich denke, das Thema Verän-

derungssperre ist ähnlich zu sehen wie das 

Thema Behördenstruktur. Da ist im Moment das 

Eisen heiß, und es muss geschmiedet werden. In-

sofern hat es auch eine hohe Relevanz für die Ar-

beit in dieser Arbeitsgruppe, allein dadurch, dass 

es einfach unter zeitlichem Druck steht.  

Ich würde gerne noch auf die vorhandenen Un-

terlagen hinweisen. Es gibt jetzt tatsächlich einen 

Verordnungsentwurf, der sich im Moment in der 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange befin-

det. Wir haben Ihnen den Verordnungsentwurf 

als Link geschickt, zusammen mit zwei Stellung-

nahmen dazu. Das eine ist die gutachterliche 

Stellungnahme der Rechtsanwälte Günther im 

Auftrag von Greenpeace. Das andere ist das, was 

der BUND im Zuge der Beteiligung als Träger öf-

fentlicher Belange als Stellungnahme dazu abge-

geben hat. Ergänzt ist das noch mit Ihren Ausfüh-

rungen, Herr Hart, vom Februar 2015 zu Hand-

lungsoptionen in diesem Zusammenhang. Das ist 

jetzt der Kanon der Unterlagen, der dazu vorliegt.  

Ich glaube, es gibt zwei Diskussionsstränge und 

zwei Handlungsfelder. Das eine ist sehr konkret 

bezogen auf die tatsächliche aktuelle Situation: 

Kann man überhaupt eine Veränderungssperre 

für ein Erkundungsbergwerk einfach für einen 

Offenhaltungsbetrieb fortsetzen, also die damit 

verbundenen rechtlichen Unsicherheiten bzw. 

rechtlichen Fragen. Sprich: Die ganz konkrete 

Auseinandersetzung mit dem Weg, den das 

BMUB jetzt angeht. Das andere - das wäre mir 

auch sehr wichtig - ist der letzte Absatz aus dem 

Schreiben der Ministerin Hendricks an die Kom-

missionsvorsitzenden, wo sie sich offen zeigt für 

eine allgemeine Festsetzung deutschlandweit, 

solche potenziellen Standorte zu sichern, und 

wie so etwas angegangen werden kann.  

Das sind also diese beiden Handlungsstränge. 

Wenn die Arbeitsgruppe 2 jetzt kurzfristigen Eva-

luierungsbedarf in diesem Bereich sieht, dann ist 

es wohl sehr zeitdrängend, dazu auch entspre-

chende Vorschläge zu unterbreiten. Insofern sind 

wir jetzt - das finde ich jedenfalls - stark gefor-

dert, diese beiden Bereiche zu bearbeiten. Es geht 

also um die Fragestellungen: Wo liegen die recht-

lichen Probleme einer einfachen Verlängerung? 

Wo liegen die rechtlichen Alternativen einer all-

gemeinen Festsetzung deutschlandweit, damit 

das Ziel, in dieser Kommission Kriterien für ei-

nen Endlagerstandort zu entwickeln, nicht 

dadurch unterlaufen wird, dass an den Stellen, 

wo das später möglich sein könnte, Tatsachen ge-

schaffen werden, die das wieder unterlaufen.  
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Ich denke, das sind die Rahmenbedingungen. 

Vielleicht könnten wir in der Diskussion diese 

beiden Stränge ein wenig voneinander trennen, 

um daraus jetzt zu entwickeln, wo wir rechtli-

chen Handlungsbedarf haben, auch mit Blick auf 

Vorschläge für gesetzliche Änderungen.  

So viel vielleicht noch einmal kurz als Zusam-

menfassung vorweg. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. - 

Wer wünscht das Wort? - Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich hätte die Frage an Herrn 

Hart, wie sich das BMUB zu einem Vorschlag 

stellen würde, der beispielsweise in der Allge-

meinen Bergverordnung eine Regelung trifft, die 

darauf abhebt, dass bei einem bergbaulichen Vor-

haben welcher Art auch immer vor Genehmigung 

zu prüfen ist, ob diesem Vorhaben Planungen im 

Zusammenhang mit dem Standortauswahlgesetz 

entgegenstehen. Die Regelung könnte praktisch 

untergesetzlich getroffen werden, würde aber 

trotzdem eine allgemeine Gültigkeit haben und 

würde praktisch bundesweit gelten. Dazu würde 

mich einmal die rechtliche Einschätzung des 

BMUB interessieren. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Hart, so-

weit das möglich ist im Augenblick. 

MinR Peter Hart (BMUB): Vielleicht darf ich die 

Gelegenheit nutzen, gleich zwei Punkte anzu-

sprechen. 

Zunächst: Das Gutachten von Herrn Rechtsan-

walt Wollenteit, das Sie ja erwähnt hatten, Herr 

Brunsmeier, ist der Bundesregierung schon be-

kannt gewesen, weil Herr Wollenteit zwei Kläger 

vertritt, die gegen die Bundesregierung auf Fest-

stellung klagen, dass es keine Ermächtigungs-

grundlage für die Verlängerung der Verände-

rungssperren-Verordnung gebe. Das ist seit dem 

vergangenen Jahr beim Verwaltungsgericht Lüne-

burg anhängig. Die Bundesregierung ist diesen 

Klagen auch entgegengetreten. Und da betone ich 

auch „die Bundesregierung“. Nicht, dass Sie 

dann fragen: Nur das BMUB? Also die Bundesre-

gierung ist dem entgegengetreten. 

Zur zweiten Frage, Herr Wenzel, die Sie aufge-

worfen hatten. Ich hatte beim letzten Mal schon 

ausgeführt, dass wir durchaus offen dafür sind 

und es auch befürworten würden, wenn wir 

Wege finden könnten, andere Regionen möglichst 

frühzeitig zu schützen. Ob der von Ihnen konkret 

angesprochene Weg geeignet ist, das kann ich 

jetzt ad hoc und auf die Schnelle natürlich nicht 

entscheiden. Aber in der Grundtendenz sind wir 

willens, auch andere Regionen frühzeitig zu 

schützen. Aber ich hoffe, Sie haben Verständnis - 

ich kenne nicht mal im Detail diese Verordnung. 

Deswegen kann ich Ihnen nichts dazu sagen. 

Min Stefan Wenzel: Nein, wenn Sie erklären, 

dass Sie noch einmal darauf zurückkommen und 

dass Sie sich das noch einmal sich genau angu-

cken, habe ich vollstes Verständnis dafür, dass 

Sie nicht so spontan Ja oder Nein sagen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Okay, ich 

glaube, darauf können wir uns verständigen.  

Wir hatten in vorangegangenen Sitzungen schon 

einmal erwogen und überlegt, uns mit zusätzli-

chem Sachverstand zu versorgen und in diesem 

Zusammenhang auch ventiliert - ich glaube, Herr 

Wenzel, Sie hatten es auch einmal vorgeschlagen 

-, dass uns zum Beispiel die für das Bergrecht zu-

ständigen Einheiten innerhalb der Bundesregie-

rung - das ist in erster Linie der BMWi - einmal 

belastbar zur Verfügung stehen, wie man die 

Dinge auf bergrechtlicher Seite - vielleicht kom-

men noch andere Aspekte hinzu, aber Bergrecht 

ist sicherlich ein zentraler Anknüpfungspunkt - 

einzuschätzen hat, und gegebenenfalls - je nach 

Ergebnis dieser Einschätzung -, welche Möglich-

keiten - Steuerungsmöglichkeiten, Verbesse-

rungsmöglichkeiten - mit Blick auf die Standort-

sicherung ins Auge gefasst werden könnten.  

Ich meine, wir sollten diese Möglichkeit aktiv 

aufgreifen. Herr Kanitz hatte sich dafür in dem 

Sinne bereits in einem Schreiben ausgesprochen 
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und zusätzlich den Vorschlag gemacht, auch ei-

nen Rechtswissenschaftler in dieser Arbeits-

gruppe zu der Frage zu hören. Der Vorschlag lau-

tete, Herrn Prof. Dr. Gunther Kühne von der TU 

Clausthal dazu einzuladen. - Ist das nicht verteilt 

worden? 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ich würde dazu 

jetzt einfach einmal etwas zu sagen. Herr Kanitz 

hat uns als Vorsitzenden den Vorschlag gemacht, 

das aufzugreifen, wie Herr Steinkemper es gerade 

erläutert hat. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das ist vor 

drei Tagen gekommen, aber ich dachte, Sie hät-

ten es auch bekommen. Ich bitte um Nachsicht. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Das wäre jetzt 

vielleicht auch der Verfahrensvorschlag, denn 

ich denke, wir können das jetzt nicht mehr in der 

abschließenden Tiefe diskutieren. Einerseits wür-

den wir gerne die Bitte an Sie, Herr Hart, noch 

einmal vertiefen und verstärken, uns zur nächs-

ten Sitzung eine Einschätzung zu Alternativen zu 

der Verlängerung - unter Berücksichtigung der 

entsprechenden Hinweisen von Herrn Wenzel - 

vorzulegen.  

Wir würden jetzt darum bitten, uns mitzuteilen, 

wenn es noch Vorschläge gibt, wen wir als geeig-

neten Wissenschaftler oder als geeigneten Refe-

renten für die nächste Sitzung einladen könnten. 

Herr Kanitz hat also schon den Vorschlag ge-

macht, den Prof. Dr. Kühne einzuladen.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Darf ich das 

einfach mal vorlesen? Dann weiß jeder im Wort-

laut Bescheid.  

Herr Kanitz hat uns beide, Herrn Brunsmeier und 

mich, mit Datum vom 19. Februar 2015 wie folgt 

angeschrieben:  

In der letzten Sitzung der Arbeitsgruppe 2 haben 

Sie auf Anregung mehrerer Arbeitsgruppen-Mit-

glieder angekündigt, den § 48 Bundesberggesetz 

im Hinblick auf den Schutz möglicher zukünfti-

ger Endlagerstandorte überprüfen zu lassen und 

zwei bis drei Experten in die Arbeitsgruppe ein-

zuladen, die zu diesem Thema referieren sollten. 

Diesen Vorschlag möchte ich unterstützen und 

anregen, folgende Experten einzuladen: Zum ei-

nen sollte ein Vertreter des zuständigen Bundes-

ressorts des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Energie referieren. Zum anderen schlage ich 

vor, Herrn Prof. Dr. Gunther Kühne der TU 

Clausthal einzuladen, der sich als ausgewiesener 

Experte schwerpunktmäßig mit dem Bergrecht 

beschäftigt.“ 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Wir würden die-

ser Bitte gerne nachkommen wollen, bitten aber, 

falls es noch weitere Vorschläge gibt, sie uns zu 

melden, damit wir dann für die nächste Sitzung 

einen runden Vorschlag hätten. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich könnte mir vorstellen, 

Frau Dr. Keienburg und Herrn Piontek dazu zu 

hören, und würde gerne auch einen Bergrechts-

experten aus Niedersachsen dazu hören, den wir 

noch benennen würden. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Aber Claust-

hal ist doch in Niedersachsen, nicht?  

Min Stefan Wenzel: Wir würden MU oder Berg-

behörde nehmen. Ja, ja, Niedersachsen ist in der 

Beziehung vielfältig. Wir können alles bieten, 

was da gewünscht ist. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das stimmt. 

Min Stefan Wenzel: Das wäre mein Vorschlag. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Okay. Das neh-

men wir so mit. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Vielen Dank. 

Wir müssen natürlich darauf achten, dass wir das 

Ganze so gestalten, dass es übersichtlich bleibt 
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und dass wir keine zweitätige Anhörung mit ei-

ner Vielzahl von Experten machen. Aber viel-

leicht können wir uns auf drei bzw. auf eine wie 

auch immer begrenzte Anzahl verständigen. - 

Herr Jäger? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Wir sollten uns auf eine An-

zahl verständigen. Drei wäre denkbar. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Dann würde ich einen 

Rechtsexperten bei uns für das Bergrecht und 

Herrn Piontek vorschlagen und den Vorschlag 

von Herrn Kanitz. Dann hätten wir drei. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Okay? - Gut. 

Dann gehen wir das jetzt mal so an. Die Ge-

schäftsstelle kümmert sich verfahrensmäßig um 

die Vorbereitungen. - Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hätte ganz gerne 

noch festgehalten, was wir jetzt in dem Papier 

festhalten. Ich glaube, es waren Punkt V. und 

Punkt II.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Das habe ich 

jetzt vor. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Prima. Dann sind wir 

uns ja einig.  

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wir schließen 

also TOP 3 und kommen noch einmal auf Tages-

ordnungspunkt 4 zurück: Bericht der Arbeits-

gruppe an die Kommission in Vorbereitung der 

Befassung mit Themen der Arbeitsgruppe 2 bei 

der nächsten Sitzung der Gesamtkommission. 

Zwei oder drei Punkte waren noch nicht ganz ab-

geschlossen, wie Frau Kotting-Uhl gerade zu 

Recht noch mal bemerkt hat. Ich gehe es noch 

mal durch- 

Bei Punkt I. - Themenübersicht - waren wir uns, 

glaube ich, einig, oder? Das können wir so lassen. 

Den Punkt II. - Behördenstruktur - hatten wir 

zum Teil zurückgestellt mit Blick auf die Ergeb-

nisse, die wir heute zum Tagesordnungspunkt 3a 

- sprich: Behördenstruktur - erzielen.  

Wir haben ein Ergebnis erzielt. Mein Vorschlag 

wäre, die beiden ersten drei Absätze so zu lassen, 

das kursiv Gedruckte in Klammern zu streichen 

und stattdessen wie folgt zu ersetzen. Der Einlei-

tungssatz würde sinngemäß lauten:  

Zur „Behördenstruktur“ hat die AG 2 der Kom-

mission ein Papier mit folgenden Eckpunkten 

vorgelegt:  

Den Rest haben wir noch nicht ausformuliert, 

aber es wären sechs Punkte oder fünf Punkte, die 

in plakativer, stichwortartiger Form die Ergeb-

nisse und Befunde darlegen, die wir unter IV.1 

bis IV.5 erzielt haben. Also beispielsweise „Be-

treibergesellschaft 100 Prozent mit Clearing-

stelle“. Ich sage es einmal als Stichwort. Bei-

spielsweise ein staatliches Unternehmen, das 

staatlich organisiert ist und nicht reprivatisiert 

werden soll. Ein weiterer Punkt ist: Sämtliche 

Aufgaben und Ressourcen mit Blick auf Errich-

tung, Betrieb und Stilllegung eines Endlagers ent-

sprechend auf die Gesellschaft zu übertragen. Ein 

weiterer Gesichtspunkt ist das Stichwort: Die Fi-

nanzierung der neuen Gesellschaft“ muss in ge-

eigneter Weise gesichert sein. Darüber haben wir 

heute Morgen intensiver diskutiert. Schließlich 

der Gesichtspunkt, dass der BMUB gebeten wird, 

wie Herr Meinel es heute Morgen formuliert hat, 

ein Strukturpapier mit Blick auf die zu befas-

sende Bundesstelle zu erstellen. 

Ein Punkt, der schließlich den Abbinder bilden 

könnte, ohne dass ich dem eine spezielle Unter-

punkt-Nummer vermitteln würde, wäre der Hin-

weis auf die Frage der Länderzuständigkeiten, 

wie wir sie heute Morgen besprochen haben, dass 

damit also keine Regelungen getroffen sind oder 

dass es weiterhin dabei bleibt, wie es bisher ist. 

Also so, wie ich es heute Morgen formuliert habe. 

Ich habe es jetzt verkürzt. Habe ich noch einen 

Punkt vergessen?  
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Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Nein. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gut. -In dem 

Sinne würden wir das dann einfügen, so dass das 

Ganze ein bisschen Fleisch bekommt an der 

Stelle. Das war ja Ihr Punkt von heute Morgen. 

Mir fehlt das Fleisch. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Noch eine kleine Ergän-

zung: Könnten wir an dem Punkt, wo wir die 

Bitte an das BMUB richten, noch einfügen: „auf 

der Basis vorgenannter Punkte“? 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ja, das können 

wir machen. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Nicht, dass ich jetzt da-

von ausgehen würde, dass da ein anderes Papier 

käme, aber ich finde es ganz nett, wenn auch ein 

wenig deutlich wird, dass wir hier Entscheidun-

gen getroffen haben. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Stichwort 

„Rechtsschutz“, Punkt III. Diesbezüglich hatten 

wir uns, glaube ich, verständigt. Wir hatten uns 

darauf verständigt, in dem sogenannten Behör-

denpapier, das wir der Kommission zuleiten, den 

Punkt I. ganz allgemein zu formulieren mit dem 

Hinweis: Es gibt Rahmenrechte der EU. 

Zu Punkt IV. hatten wir heute Morgen, glaube 

ich, eine Verständigung erzielt, dass es bei dem 

Text bleiben könnte. 

Den Punkt V. müssen wir jetzt noch unter dem 

Gesichtspunkt der Diskussion anpassen, die wir 

gerade abgeschlossen haben. Meine Bitte lautet: 

Geben Sie uns und insbesondere der Geschäfts-

stelle einen Vertrauensvorschuss, eine entspre-

chende Formulierung zu finden, die das Ergebnis 

und den Stand aufgrund der heutigen Diskussion 

in geeigneter Weise und informativ widerspie-

gelt. 

Zu Punkt VI. waren wir uns, glaube ich, auch ei-

nig, dass das so bleiben könnte. 

Zu Punkt VII. - „Nächste Schritte“ - hatten wir 

uns heute Morgen darauf verständigt, nach den 

Bullets den Satz: „Darüber hinaus hat sich die 

AG 2“ usw. um den Zusatz „und AG 3“ zu ergän-

zen, wie wir es gerade besprochen haben. 

In demselben Absatz, vorletzte Zeile, heißt es bis-

her: „Dieses Thema soll in der AG für den Ab-

schlussbericht …. vorbereitet werden“. Herr 

Gaßner hatte da ein Monitum gemacht, dem wir 

gefolgt sind. Wir formulieren also, genereller: 

„soll in der AG 2 weiter entsprechend vorbereitet 

und behandelt werden, aufgearbeitet werden“. 

Zum letzten Absatz: Wir haben ihn so formuliert. 

Insofern wären wir als Vorsitzende damit einver-

standen. Können wir diesen Absatz so lassen? Ich 

meine, er reflektiert insbesondere im zweiten 

Satz, was nicht nur heute, sondern auch in den 

vorangehenden Sitzungen besprochen worden 

ist. Ich guck einmal Herrn Hart an, ob wir da so 

halbwegs richtig liegen.  

MinR Peter Hart (BMUB): Kein Widerspruch von 

mir. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gut. Können 

wir es dann so, wie wir es besprochen haben, an-

gehen? Dann würden wir Ihnen schnellstmöglich 

noch mal das so aufgearbeitete, ergänzte, modifi-

zierte Papier kurzfristig so schnell wie möglich 

zuleiten, damit Sie noch einmal einen Blick da-

rauf werfen können, bevor wir es der Kommis-

sion übermitteln.  

Ich sage nur eines: Es wäre schon sehr gut, wenn 

es uns als Arbeitsgruppe gelingen würde, dieses 

Papier und das Behördenpapier zu übermitteln, 

mit dem Hinweis, dass es das Papier der Arbeits-

gruppe 2 ist und nicht das Papier der Vorsitzen-

den der Arbeitsgruppe, das noch nicht im Einzel-

nen abgestimmt ist, wie das wahrscheinlich un-

vermeidbarer Weise bei der Arbeitsgruppe 1 in 

der letzten Vollsitzung der Fall war. Wenn wir es 

vermeiden können, einen solchen einschränken-

den Hinweis zu geben, wäre es unheimlich gut, 
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wenn wir das schaffen würden. Aber ich denke, 

das lässt sich schaffen.  

So viel dann vielleicht noch zu Tagesordnungs-

punkt 4, den wir damit abschließen können. 

Jetzt haben wir noch weitere Punkte auf der Ta-

gesordnung, die ich nicht alleine beraten möchte. 

Deshalb halte ich es für vertretbar, dass wir an 

dieser Stelle auf den ursprünglich unter Punkt 5 

vorgesehenen Tagesordnungspunkt „Arbeitspro-

gramm der AG 2“ verzichten. 

Tagesordnungspunkt 6  

Verschiedenes 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Gibt es noch 

einen Hinweis zum letzten Tagesordnungspunkt 

„Verschiedenes“? - Herr Brunsmeier. 

Vorsitzender Klaus Brunsmeier: Ich würde gerne 

noch mal an den Doodle zu dem Herbsttermin er-

innern, dass also auch jeder mitmacht. Wir brau-

chen das für die weitere Planung. Darauf würde 

ich gerne noch einmal hinweisen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Herr Lübbert. 

Dr. Daniel Lübbert: Wir hatten bisher zwei Ter-

mine vor dem Oktober- und vor dem November-

Termin der Kommission gesucht. Für vor Okto-

ber ist bisher nur noch der 21. September in der 

Diskussion. Ich wollte fragen, ob man das als 

Konsens feststellen kann oder ob da noch etwas 

dagegen spricht. Gut. 

Dann würde mich auch noch interessieren, ob 

wir vor dem September-Termin der Kommission, 

der wahrscheinlich in der ersten Septemberhälfte 

liegen wird, noch einen AG-Termin brauchen. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Wann ist der 

September-Termin der Kommission? 

Dr. Daniel Lübbert: Der steht noch nicht fest; das 

ist das Problem. Aber zur Diskussion stehen im 

Moment noch der 11. und der 14. September 

2015. 

Vorsitzender Hubert Steinkemper: Ich möchte 

dafür werben, dass wir uns vorher noch treffen. 

Ich denke, wir haben dann genug zu besprechen. 

Okay, dann fassen wir das mal so ins Auge. 

Wenn es keine weiteren Wortmeldungen zum Ta-

gesordnungspunkt „Verschiedenes“ gibt, dann 

schließe ich die Sitzung.  

Wir bedanken uns für die angeregte Diskussion 

und für die fruchtbaren Beiträge. Dann sehen wir 

uns am kommenden Montag im Rahmen der 

Vollsitzung der Kommission schon wieder. - 

Danke schön. 

Schluss der Sitzung: 14.40 Uhr 
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